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(Beginn um 9.00 Uhr.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Der Tag beginnt. Einen schönen guten Morgen, alle miteinander! 

Ich darf euch zur 8. Sitzung begrüßen und mitteilen, dass Frau GRin Mag Vassilakou entschuldigt ist; sie befindet sich auf einer – wie ich annehme – Dienstreise.

Wir kommen somit zur Fragestunde.

Die 1. Anfrage (FSP ‑ 01624‑2006/0001 ‑ KGR/GM) wurde von Frau GRin Mag Korun an die Frau amtsf StRin Mag Brauner gerichtet. (Am 19. März 2006 erschien in der Tageszeitung “Der Standard“ ein Bericht über einen abgelehnten Asylwerber, der durch eine “Kooperation“ des Fonds Soziales Wien mit der Wiener Fremdenpolizei zwecks Inschubhaftnahme vom Fonds Soziales Wien in dessen Räumlichkeiten Am Modenapark vorgeladen und ebendort von der – im Vorfeld informierten – Fremdenpolizei festgenommen wurde. Im Schubhaftbescheid steht sogar als Zustelladresse des Asylwerbers die des Fonds Soziales Wien. Die Vorgehensweise war offensichtlich von langer Hand vorbereitet, da im Schriftverkehr zwischen FSW und Fremdenpolizei der FSW am 17. Juni 2005 schreibt, dass “vereinbarungsgemäß“ mitgeteilt wird, dass der betroffene abgelehnte Asylwerber sich in Grundversorgung befindet. Das Schriftstück trägt eine Aktenzahl, die auf das Jahr 2004 verweist, seit dem es offensichtlich Kommunikation und “Kooperation“ zwischen den beiden Behörden im betreffenden Fall gegeben hat. Im selben Bericht im “Standard“ gibt der FSW zu, dass „es insgesamt bisher rund zehn derartige Kooperationen gegeben habe“. Es mehren sich Hinweise, dass im Vollzug des Grundversorgungsgesetzes Maßnahmen ergriffen werden, die darauf hinweisen, dass die Stadt Wien vor allem darauf bedacht ist, die budgetäre “Belastung“ in diesem Bereich möglichst gering zu halten. Frau Stadträtin, in wie vielen Fäl-
len “ersparte“ sich die Stadt Wien die Kosten der Grundversorgung und damit die budgetäre Mittelbereitstellung seit 1. Jänner 2006 durch die Inschubhaftnahme von in Grundversorgung befindlichen Ausländerinnen und Ausländern auf Grund der Zusammenarbeit von FSW mit der Fremdenpolizei?) 

Ich bitte um Beantwortung. 

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Einen schönen guten Morgen, sehr geehrte Damen und Herren!

Die Frage der Kollegin Mag Korun bezieht sich auf eine angebliche Kooperation zwischen Fremdenpolizei und dem Fonds Soziales Wien und unterstellt, Wien beteilige sich aus Kostenersparnisgründen an Abschiebungen von Flüchtlingen. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich möchte diese Unterstellung mit aller Deutlichkeit zurückweisen! Ich bedaure, dass in einer gesellschaftspolitisch und menschenrechtlich so sensiblen Frage wie der Frage, wie wir mit Menschen umgehen, die in dieses Land gekommen sind, weil sie um Leib und Leben fürchten müssen, mit solchen Unterstellungen gearbeitet wird. Ich möchte diesen Stil jedenfalls für mich nicht fortführen, möchte mich aber trotz meiner persönlichen Betroffenheit über diese Unterstellung ganz besonders bemühen, sachlich zu antworten.

Sehr geehrte Damen und Herren! Das Kostenersparnisargument richtet sich von selbst, wenn man sich die diesbezügliche Geschichte kurz ansieht. Nachdem Frau Kollegin Korun diesem Gremium aber noch nicht lange angehört, ist vielleicht darin das Missverständnis zu suchen!

Ich möchte es einmal so interpretieren – und ich hoffe, es so interpretieren zu können –, dass die Geschichte der Artikel 15a-Vereinbarung für zu betreuende Flüchtlinge vielleicht nicht allgemein bekannt ist. Wie war die Situation vor der Artikel 15a-Vereinbarung? – Vor der Artikel 15a-Vereinbarung zur Betreuung von Flüchtlingen war nur ein sehr geringer Prozentsatz von Asylwerbern überhaupt betreut beziehungsweise in Bundesbetreuung, und ein ganz hoher Prozentsatz war überhaupt nicht betreut: Diese Menschen hatten kein Geld zum Essen, zum Wohnen, zum Leben, und es hat sich eigentlich nie-
mand darüber Gedanken gemacht hat, wie denn diese Menschen existieren. Damals waren die Verfahren zur Anerkennung oder Nichtanerkennung des Asylstatus auch nicht viel kürzer, und die rechtliche Situation war so, dass ausschließlich der Bund für die Betreuung von Flüchtlingen zuständig war. 

Es war Wien, das damals die Fahne in die Hand genommen und gesagt hat: Das ist eine unbefriedigende Situation, und das ist kein Thema, bei dem man sich jetzt auf irgendwelche ausschließlich durch Finanzfragen be-
stimmte Positionen zurückziehen und sagen kann: Uns geht das nichts an, das ist Bundesangelegenheit! Wir können nicht sagen, es gibt hier Menschen, die ihr Land verlassen mussten, weil sie an Leib und Leben bedroht sind und jetzt zu verhungern oder unter Umständen viel-
leicht in die Kriminalität abzurutschen drohen, aber das ist uns egal, das fällt nicht in unsere Zuständigkeit. Nein!

Vielmehr war es Wien, das die Fahne in die Hand ge-
nommen und gesagt hat: Jawohl, wir sind bereit, etwas zu tun, obwohl wir rechtlich nicht dazu verpflichtet waren. Und ich möchte betonen, dass wir auch jetzt rechtlich nicht dazu verpflichtet sind, denn nach wie vor sind Flüchtlingsbetreuung und Asylfragen ausschließlich Bun-
desangelegenheit. Dennoch waren wir es, die gesagt ha-
ben: Jawohl, wir sind bereit, unseren Teil beizutragen mit dem Ziel, das Anliegen über alles andere und vor allem über das Finanzargument zu stellen, dass alle Menschen, die Asylsuchende sind, auch entsprechend betreut werden, weil wir der Meinung sind, dass das im Interesse aller liegt. Das liegt jedenfalls im Interesse jener Menschen, die Asylwerber und Asylwerberinnen sind, es liegt aber auch im Interesse der Allgemeinheit, denn was soll aus Menschen werden, die jahrelang hier leben müssen und keinen Groschen Geld zur Verfügung haben und die nicht arbeiten dürfen? Das Arbeitsverbot bestand und gilt ja größtenteils noch immer, wenn auch mit gewissen Einschränkungen, die einen Teil dieser Vereinbarung bilden; diesbezüglich ist es ein wenig besser geworden. Das heißt: Menschen, die in ausweglosen Situationen sind, kann jetzt geholfen werden, denn ausweglose Situationen sind immer eine schlechte Voraussetzung für ein vernünftiges Zusammenleben.

Deswegen liegt es unserer Meinung nach im Interesse aller, dass wir die Asylwerber und Asylwerberinnen betreuen und dass wir – aber das ist eine andere Frage – mit allen Mitteln dafür kämpfen, dass die Asylverfahren möglichst rasch vor sich gehen, denn die Länge der Verfahren ist meiner Meinung nach überhaupt das größte Problem.

Zur Grundfrage der Abschiebungen: Ob gegen jemanden ein Abschubbescheid erlassen wird und er abgeschoben wird, entscheidet ausschließlich die Fremdenpolizei. Auch Menschen, die nicht abgeschoben wer-
den, werden von uns selbstverständlich versorgt. Auch das war einer jener Punkte, die Wien durchgesetzt hat, dass diejenigen, die de facto oder rechtlich – ich verwende jetzt nicht etwa von mir erfundene, sondern gesetzliche Begriffe – nicht abschiebbar sind, ebenfalls unter die Bund/Länder-Betreuung fallen. Es handelt sich dabei um Menschen, von denen wir zum Beispiel wissen, dass ihr Asylverfahren zwar nicht positiv entschieden wurde, die aber nicht abgeschoben werden können, weil sie in ihrer Heimat mit der Todesstrafe bedroht sind. Auch diese nicht abschiebbaren Menschen werden seitens des FSW und unserer sehr guten Kooperationspartner und Kooperationspartnerinnen versorgt. 

Das hat Wien durchgesetzt, weil wir der Meinung sind, dass auch diese Menschen entsprechend betreut werden müssen und es überhaupt keinen Sinn hat, sie hier leben, aber nicht arbeiten zu lassen. Wie sollen sie denn dann existieren? Auch in diesem Zusammenhang liegt es im Interesse aller, wenn wir eine vernünftige Regelung finden. 

Nun zu dem konkreten Fall, der in dem “Standard“-Artikel angesprochen wurde. Hier handelt beziehungsweise handelte es sich um einen Asylwerber, der ein rechtskräftig abgelehntes Asylverfahren hinter sich gebracht hatte und der wegen eines Drogendelikts strafrechtlich verurteilt war.

Nun zu der Frage oder Behauptung, dass der FSW angeblich irgendwelche Geheiminformationen weitergeben würde: Da liegt offensichtlich ein grundsätzliches Missverständnis vor! Die Fremdenpolizei, welche ein Teil des Innenministeriums ist, hat alle Informationen, und wir agieren im Auftrag des Innenministeriums. Alle Informationen befinden sich in einer gemeinsamen Datenbank. Diese Informationen beinhalten den Rechtsstatus von Flüchtlingen, die aufzusuchen wir auf Grund der Artikel 15a-Vereinbarung verpflichtet sind, ob sie dort aufgefunden werden oder nicht. All das sind Informationen der Datenbank des Innenministeriums, die wir gemeinsam führen und die in entsprechenden Ausnahmefällen auch für die jeweiligen Landesbehörden, die den Asylbereich mit betreuen, zugänglich sind. Die Fremdenpolizei hat also Zugang zu allen Informationen. Es ist daher müßig, darüber zu spekulieren, wie welche Informationen wo hinkommen! Eine solche Vermutung kann nur durch Nichtkenntnis des Arbeitsablaufes zustande kommen!

Der Fonds Soziales Wien ist verpflichtet, die Asylwerber und Asylwerberinnen regelmäßig aufzusuchen. Die Asylwerber wiederum sind verpflichtet, am Verfahren mitzuwirken, und ich denke, das ist eine zumutbare Verpflichtung. Das neue Fremdengesetz beinhaltet auch viele Verpflichtungen – und die Stadt Wien hat das ohnedies kritisiert –, die nicht zumutbar sind beziehungsweise die ich für nicht zumutbar halte. Ich halte es aber für zumutbar, dass jemand, wenn er in einem Land Asyl bekommen möchte, auch verpflichtet ist, daran mitzuarbeiten.

In Einzelfällen – nach meinem letzten Informationsstand sind es vier – hat die Fremdenpolizei über den Aufenthalt ganz konkreter Asylwerber und Aslywerberinnen, die ein abgelehntes Asylverfahren haben und strafrechtlich verurteilt waren, etwa wie in diesem Fall wegen Drogendelikten, bei uns Auskunft verlangt.

Frau Kollegin! Ich nehme nicht an, dass Sie jetzt von mir verlangen, dass ich den Kollegen und Kolleginnen des FSW die Anweisung gebe, dass sie, wenn die Fremdenpolizei jemanden sucht, der wegen eines Drogendeliktes rechtskräftig verurteilt ist, der Fremdenpolizei die Auskunft verweigern. Ich hoffe doch ernsthaft, dass Sie das nicht von mir verlangen wollen, denn das wäre meiner Meinung nach, abgesehen davon, dass es rechtlich unzumutbar und unvorstellbar ist, auch politisch nicht das, was wir wollen!

Wir alle miteinander wollen im Interesse unseres Rechtsstaates, aber auch im Interesse der vielen, vielen Tausenden Asylwerber und Asylwerberinnen, die Hilfe und Unterstützung brauchen, aktiv werden, und wir sind sehr bemüht, um Verständnis für deren Situation zu werben, und wir alle wissen, dass das nicht immer einfach ist.

Abschließend: Die Situation, die hier beschrieben wurde, ist eine absolute Ausnahmesituation. Ich glaube, ich konnte klar machen, was hier genau geschehen ist. 

Nach meinem letzten Informationsstand hat es insgesamt vier solche Fälle gegeben. Diesen stehen 14 500 Fälle gegenüber, die im Zusammenhang mit der 15a‑Vereinbarung vom FSW und unseren Partnern und Partnerinnen versorgt werden. Ziel der Genannten und unser aller oberstes Ziel ist es, die betroffenen Menschen, die konkret hier in Wien waren, die aus einer ganz, ganz schwierigen Situation in ihrer Heimat in eine ebenfalls sehr schwierige Situation hierher nach Österreich kommen, bestmöglich zu betreuen, ihnen zu helfen und sie zu unterstützen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön.

Die 1. Zusatzfrage: Frau GRin Mag Korun. 

GRin Mag Alev Korun: (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin!

Danke für Ihre umfangreichen Ausführungen!

Zur Klärung einiger Missverständnisse: Ich kenne mich mit der Grundversorgungsvereinbarung ziemlich gut aus, nicht zuletzt deswegen, weil ich selber jahrelang MigrantInnen und auch Asylwerber und Asylwerberinnen betreut habe und auch als Expertin für die GRÜNEN im Parlament tätig war, als diese Grundversorgungsvereinbarung zustande kam. Deshalb kenne ich sozusagen auch das gesamte Gesetzwerdungsverfahren.

Zu dem, was Sie jetzt als Missverständnis angesprochen haben: Hiebei handelt es sich offensichtlich wirklich um ein Missverständnis: Wir haben nie behauptet, der FSW würde – wie zum Beispiel in diesem Fall – geheime Informationen an die Fremdenpolizei weitergeben. Was wir behaupten und was der FSW auf Anfrage der Tageszeitung “Standard“ auch bestätigt hat, ist, dass es sehr wohl zumindest einen Fall gegeben hat, in dem der FSW jemanden, der noch in Grundversorgung stand, mit dem Argument, die Grundversorgungsfrage zu klären, in die Räumlichkeiten des FSW im 3. Bezirk, Am Modenapark, eingeladen hat und die Fremdenpolizei davon informiert hatte, damit dieser Mensch in den Räumlichkeiten des FSW in Schubhaft genommen werden konnte, was auch geschehen ist.

Zur Belegung dieser Tatsache weise ich auf das hin, was auch im “Standard“-Bericht stand, dass nämlich zynischerweise im Schubhaftbescheid als Zustelladresse des Menschen, der noch in Grundversorgung war, die Adresse des Fonds Soziales Wien angegeben war. Die Fremdenpolizei hat also im Schubhaftbescheid als Zustelladresse des in Schubhaft zu Nehmenden die Adresse des Fonds Soziales Wien angegeben. – All das ist sehr gut belegt und durch Akteneinsicht des Rechtsanwaltes dieses Asylwerbers auch der Öffentlichkeit zugänglich gemacht worden, unter anderem durch den “Standard“-Bericht.

Was mich etwas verblüfft, ist, dass Sie sagen, dass Ihnen vier solche Fälle bekannt sind. Der Fonds Soziales Wien hat nämlich auf Anfrage der Tageszeitung “Standard“ Mitte März 2006 angegeben, dass es – ich zitiere: „insgesamt zehn derartige Kooperationen“ gegeben hat.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Können wir zur Frage kommen? – Bitte.

GRin Mag Alev Korun (fortsetzend): Ja. Deshalb möchte ich Sie noch einmal fragen: Wie viele Fälle sind Ihnen als Sozialstadträtin bekannt, in welchen es zwischen dem Fonds Soziales Wien und der Fremdenpolizei eine derartige so genannte “Kooperation“ zwecks Festnahme des betroffenen Menschen, der in Grundversorgung war, gegeben hat? – Danke. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Wenn Sie sagen, Sie waren bei der Gesetzeswerdung dabei, dann werden Sie auch wissen, welch positive Rolle das Land Wien dabei gespielt hat, dass es überhaupt zu dieser 15a-Ver-
einbarung gekommen ist, und welch positive Rolle wir immer noch spielen. Es gibt nämlich immer wieder Bemühungen seitens anderer, vor allem anderer Bundesländer, hier zu Verschärfungen zu kommen, die wir für kontraproduktiv halten.

Welche Zustelladresse die Fremdenpolizei in ihre Bescheide schreibt, weiß ich nicht und kann ich nicht beurteilen. Wenn Sie bei der Entstehung des Fremdengesetzes dabei waren, werden Sie sicherlich wissen, dass das nicht in meinem Einflussbereich liegt. Natürlich ist es aber denkbar, dass die Fremdenpolizei, wenn sie keine andere Adresse hat, irgendeine nimmt. Ich möchte jetzt den Kollegen dort nichts unterstellen, aber das könnte ich mir vorstellen. Ich meine aber, dass es, wie gesagt, allgemein bekannt ist, dass das nicht in unserem Einflussbereich liegt.

Zu den anderen Punkten, die Sie erwähnt haben, Frau Kollegin, kann ich mich nur wiederholen: Es gibt keine Kooperation, es gibt kein Irgendjemanden-in-die-Falle-Locken. Es gibt schlicht und einfach nur einige wenige Einzelfälle – und nach meinen Informationen handelt es sich um vier derartige Fälle –, in welchen der FSW betreffend Asylwerber, die abgelehnt wurden und strafrechtlich verurteilt sind, um Auskunft über deren Verbleib gebeten wurde.

In solchen Fällen verweigern wir die Auskunft selbstverständlich nicht, und so würde sich im Übrigen jeder andere Staatsbürger auch verhalten. – Ich würde keinem anderen Staatsbürger raten, wenn er betreffend den Verbleib eines strafrechtlich Verurteilten befragt wird – es muss ja kein Drogendelikt sein, in diesem Fall war es aber leider eines –, zu sagen: Ich weiß es, aber ich sage es nicht! – Das können Sie nicht ernsthaft von mir erwarten! Das wäre nicht im Interesse des Rechtsstaates und auch nicht im Interesse der vielen, vielen Tausenden anständigen, vom Schicksal schwer getroffenen Asylwerber und Asylwerberinnen, deren Schicksal mir sehr am Herzen liegt!

Ich fasse noch einmal zusammen: Es gibt ganz wenige Fälle, in denen wir gefragt werden, wo sich strafrechtlich verurteilte, von der Asylbehörde abgelehnte Menschen aufhalten. Diesfalls geben wir eine Auskunft. Dazu stehe ich auch.

Ansonsten dient die Arbeit des FSW und unserer Partner und Partnerinnen einem ganz wichtigen Ziel, nämlich den Menschen, die ohnehin ein schweres Schicksal haben, ihr Leben möglichst so zu gestalten, dass sie konfliktfrei hier leben können. Unser politisches Ziel ist, dafür zu sorgen, dass die Verfahren möglichst beschleunigt werden, weil Klarheit über den Status eines Asylwerbers für die Betroffenen, aber auch für die Gesellschaft generell, das Beste ist. Nichts ist schlimmer als sich ewig lang hinziehende Verfahren. Im Moment besteht diese Situation leider, und das halte ich, ehrlich gesagt, für das Grundübel.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau Mag Ekici. – Bitte. 

GRin Mag Sirvan Ekici (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Welche Angebote gibt es von der Stadt Wien für Menschen, die Asyl erhalten haben, in den Bereichen Bildung, Wohnen und Arbeiten? 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Die Stadt Wien hat, wie es auch die 15a-Vereinbarung vorsieht, eine Vielzahl an Betreuungseinrichtungen, von welchen unsere Asylwerber und Asylwerberinnen entsprechend versorgt werden. Wir haben 13 Vertragspartner, und wir arbeiten zusätzlich noch mit 14 Einrichtungen zusammen, die sich ganz besonders um minderjährige Flüchtlinge annehmen. Insgesamt arbeiten wir, wenn wir alles zusammenrechnen, mit 42 Einrichtungen zusammen, um die Unterbringung und die Betreuung bestmöglich zu organisieren.

Bei der Grundversorgung geht es logischerweise in erster Linie um Wohnen und Essen, aber wir bemühen uns, darüber hinaus auch möglichst gute Beratung anzubieten. Wir haben sieben Beratungsstandorte mit 44 Be-
raterInnnen, konkret von der Caritas, der Diakonie, dem Integrationshaus, der Volkshilfe, von Kolping, dem Roten Kreuz und Ute Bock. Das sind die Einrichtungen, die sich bei einer Ausschreibung als die Besten für die Beratung herausgestellt haben, und all diese versuchen neben der Servicestelle der Landesleitstelle des FSW selbst, die, wie Sie sicherlich wissen, von der Caritas geführt wird, die Menschen möglichst gut zu betreuen.

Darüber hinaus gibt es Bekleidungshilfe. 150 EUR im Jahr für Gewand sind keine besonders tolle Unterstützung, das sollten sich vielleicht einmal all diejenigen, die immer wieder behaupten, dass die Flüchtlinge hier in Saus und Braus leben und es ihnen so wunderbar geht, vor Augen führen! Diese Unterstützung ist sehr bescheiden. Außerdem gibt es noch eine Deckung des Schulbedarfs für SchülerInnen.

Weiters gibt es eine Krankenversicherung für Flüchtlinge, und ich glaube, es ist eine der größten Leistungen, dass es gelungen ist, das in der Bund-Länder-Verein-
barung unterzubringen! Das heißt: Jemand, der hier Asylwerber oder Asylwerberin ist, bekommt eine entsprechende medizinische Betreuung, und wir wissen alle, dass das gerade bei Flüchtlingen, die oft Folter erleben mussten, ganz, ganz wichtig ist.

Darüber hinaus gibt es eine gute Kooperation mit dem Integrationsressort, um möglichst viele Deutschkurse und sonstige fachliche Kurse anzubieten, vor allem jenen, bei denen sich abzeichnet, dass sie einen positiven Bescheid bekommen werden, die dann als Asylberechtigte hier auf Grund der UNO-Konvention ja dieselben Rechte haben wie österreichische Staatsbürger. Viele davon sind höchst qualifiziert, denn es sind ja oft die am höchsten Qualifizierten und am besten Ausgebildeten, die ihr Land verlassen müssen.

Deswegen bin ich Frau StRin Wehsely sehr dankbar dafür, dass wir gemeinsam diese Kooperation forcieren konnten! Ich denke, es ist in unser aller Interesse, dass diese Menschen möglichst schnell und für möglichst lange Zeit diese Hilfsmaßnahmen erhalten, um möglichst rasch integriert werden zu können.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke.

3. Zusatzfrage: Frau GRin Dr Laschan. 

GRin Dr Claudia Laschan (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Wie Sie bereits ausgeführt haben, steht das Land Wien zu seiner Verantwortung, die es mit der 15a-Verein-
barung eingegangen ist, und übererfüllt die Quote sogar. Es ist aber leider so, dass andere Bundesländer zu dieser Verantwortung nicht stehen, nicht so solidarisch und weit davon entfernt sind, ihre Quote zu erfüllen.

Daher frage ich Sie: Sehen Sie diesbezüglich Handlungsbedarf beim Bund, der ja als koordinierende und federführende Stelle zuständig ist? 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Das ist absolut richtig! Beides, was Sie sagen, trifft zu!

Der Bund ist nach wie vor zuständig, auch von der rechtlichen Grundlage. Asylfragen sind nach wie vor Bundesfragen, und die entsprechenden rechtlichen Kompetenzen liegen absolut auf Seiten des Innenministeriums.

Leider ist auch richtig, dass nach wie vor Wien mehr Flüchtlinge betreut, als es auf Grund der Quotenregelung unserer Verpflichtung entspricht. Diese Quotenregelung hat ja den Sinn – darauf haben wir uns geeinigt –, dass alle Bundesländer einen Teil dieser gesellschaftlichen Verantwortung tragen, die im Interesse aller liegt. Deswegen halte ich es für sehr bedauerlich, dass manche Bundesländer das nach wie vor nicht tun!

Wir bekennen uns dazu, dass wir niemanden auf der Straße stehen lassen oder es gar zu Vorfällen wie vor einiger Zeit in Traiskirchen kommt, wo Leute einfach aus dem Lager hinausgeworfen wurden und schwangere Frauen mit Kindern auf der Straße gestanden sind, und das vor dem Winter! Da greifen wir ein und handeln so, wie unser Herr Bürgermeister mit großem Herzen gesagt hat: Auf Wiens Straßen wird niemand erfrieren!

Deswegen finde ich es sehr gut, wie wir uns verhalten. Das kann aber keine Lösung auf Dauer sein! Auch die Bundesländer müssen sich an die Vereinbarungen halten, und wenn sie es nicht freiwillig tun, ist es eindeutig Aufgabe des Innenministeriums, dafür zu sorgen, dass es gemeinsame Aktionen gibt und die gemeinsame Vereinbarung, die als 15a-Vereinbarung Gesetzescharakter hat, auch entsprechend vollzogen wird. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön.

Nächste Zusatzfrage: Frau GRin Matiasek.

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Nachweislich versucht auch eine sehr hohe Anzahl von Asylwerbern, den Aufenthalt in Österreich unter Vorspiegelung falscher Tatsachen zu erschleichen. Ich verweise jetzt etwa auf maßgeschneiderte Lebensläufe oder auch auf Coachings, wie man sich den österreichischen Behörden gegenüber verhalten soll, um Asyl oder einen positiven Antragsbescheid zu bekommen, wie das etwa in Russland in Zeitungen verkauft oder via Internet angeboten wird.

Auch in Anbetracht dessen ist meines Erachtens ganz besonders darauf zu achten, dass sich in Wien, das ja sowieso – wie wir heute mehrfach gehört haben – seine Aufnahmequote übererfüllt, die Kosten für die Grundversorgung trotzdem möglichst im Rahmen halten.

Andererseits ist auch dafür zu sorgen – und da ist natürlich die Kooperation mit der Fremdenpolizei dringend notwendig –, dass jemand entsprechend rasch abgeschoben wird, wenn er kein Recht hat, als Asylwerber in Österreich aufgenommen zu werden.

Ich komme zu meinen Fragen: Gibt es von Ihrer Seite konkrete Maßnahmen, um die hohen Kosten doch abzusenken? Können Sie außerdem definitiv ausschließen, dass in dieser Grundversorgungsschiene Asylwerber, die rechtlich keine mehr sind, versorgt werden, obwohl sie keinen Anspruch mehr auf diese Versorgung haben, die ja aus Steuergeldern geleistet wird? 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Zuerst möchte ich Ihre Behauptung nicht unwidersprochen lassen, dass ein großer Teil der Flüchtlinge versucht, falsche Tatsachen zu präsentieren, um sich Asyl zu erschummeln. Ich glaube wirklich, dass wir uns dazu durchringen sollten, gerade bei diesem Thema sehr sachlich zu bleiben! Ich weiß, dass das nicht ganz emotionslos geht, das merke ich an mir selbst, aber ich bemühe mich darum. Ich hoffe, Sie merken, dass wir versuchen, möglichst sachlich zu diskutieren.

Natürlich gibt es hier, wie in jedem anderen Bereich auch, Menschen, die sich nicht an Regeln halten. Eine große Mehrheit tut dies jedoch. Deswegen kämpfe ich auch dafür, dass die Verfahren anständig und vor allem sehr rasch abgewickelt werden, denn dann wird genau unterschieden, und diejenigen, die Anrecht auf Asyl haben, bekommen es auch und befinden sich nicht mehr in dieser menschlich schwierigen Situation, nicht zu wissen, wie die Zukunft aussehen wird.

Man muss sich einmal vorstellen, was es zum Beispiel für eine Frau mit zwei, drei kleinen Kindern bedeutet, nicht zu wissen, wie ihr Leben weitergehen und wie sie in Zukunft ihre Existenz bestreiten wird. Es geht also darum, dass Menschen möglichst rasch aus dieser Situation herauskommen.

Gleichzeitig sollten aber diejenigen, die wirklich keinen Anspruch haben, entsprechend rasch einen ablehnenden Bescheid erhalten, denn es bringt überhaupt nichts, wenn sich das jahrelang hinzieht.

Ich würde wirklich bitten, dass wir bei so einem schwierigen Thema versuchen, bei der Sachlichkeit zu bleiben!

Von unserer Seite gibt es vom Inhaltlichen überhaupt keine Maßnahmen, auf die Kosten Einfluss zu nehmen. Das ist auch gar nicht möglich, denn in der 15a-Verein-
barung sind die Höchsttagsätze für die Betreuung ganz genau geregelt. Es wird hier genau unterschieden zwischen – das ist ein blöder Begriff, ich sage es aber der Kürze halber – "normalen Flüchtlingen“, “traumatisierten Flüchtlingen“ und “unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen", und in der letzten Gruppe werden auch wieder entsprechende Unterscheidungen getroffen, das erspare ich Ihnen jetzt aber aus Zeitgründen. Die Kosten werden jeweils ganz genau festgelegt. Es ist genau festgelegt, wie viele Betreuer oder Berater auf wie viele Flüchtlinge kommen. Jedenfalls ist unser Einfluss auf die Kosten sehr gering. Sicherlich sagen wir aber zum Beispiel nicht: Wir bieten einen Deutschkurs weniger an, dann wird es billiger. Wir glauben nämlich aus politischen Gründen, dass Deutschkurse eine sinnvolle Investition sind.

Zu Ihren Fragen nach dem Abschub: Die Entscheidung, ob jemand abgeschoben wird oder nicht, liegt ausschließlich bei der Fremdenpolizei. Hier haben wir überhaupt keinen Einfluss. Wir können und wollen auch nichts dazu beitragen, denn die Fremdenpolizei hat ihre Ausbildung und trifft entsprechende Maßnahmen, um hier zu Entscheidungen zu gelangen.

Aber ich wiederhole noch einmal: Diejenigen – und das ist jetzt nicht irgendeine Augenzwinkerei von uns, sondern eine ganz klare Regelung in der 15a-Ver-
einbarung –, die de facto oder aus rechtlichen Gründen nicht abschiebbar sind, werden von uns wie von allen anderen Bundesländern auch betreut. Das ist Teil der 15a-Vereinbarung, und ich glaube, dass das ein guter Teil ist. Die Frage des Abschubs hingegen hat ausschließlich die Fremdenpolizei zu behandeln, damit haben wir nichts zu tun.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke.

Letzte Zusatzfrage: Frau GRin Mag Korun. – Bitte schön. 

GRin Mag Alev Korun (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Stadträtin!

Letzte Woche hat das Ludwig Boltzmann Institut für Menschenrechte in einer Pressekonferenz die neuen so genannten Fremdengesetze Österreichs, darunter das Fremdenpolizeigesetz und das Asylgesetz, scharf kritisiert und – ich zitiere – als „schärfste und restriktivste Regelung Europas“ bezeichnet.

Diese Bestimmungen sind seit 1. Jänner 2006 in Kraft, und die Praxis verschärft sich auch zusehends. Wie der Öffentlichkeit vorletzte Woche bekannt wurde, gibt es den Fall des Herrn Bakary J, der mutmaßlich von Fremdenpolizisten, die ihn abschieben hätten sollen, nach der gescheiterten Abschiebung misshandelt wurde. Diese Gesetze zeigen inzwischen also auch in der Praxis der Behörden sehr negative Auswirkungen!

Meine Frage bezieht sich auf die Betreuung des Herrn Bakary J, der inzwischen noch immer beziehungs-
weise wieder in Schubhaft sitzt. Uns ist bekannt geworden, dass er auf Grund der Verletzungen, die ihm zugefügt wurden beziehungsweise die er erlitten hat, dringend zum Beispiel eine augenärztliche Untersuchung bräuchte, welche ihm jedoch bis jetzt in der Schubhaft verweigert wurde.

Was tut die Stadt Wien in einem solchen Fall beziehungsweise in Fällen von Personen, die in Schubhaft sitzen und die nötige gesundheitliche Versorgung nicht bekommen können, auch wenn es akute Fälle sind, wie im Fall vom Bakary J? – Danke. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Die Stadt Wien setzt selbstverständlich auch diesbezüglich sehr viele positive Aktivitäten. Das möchte ich betonen: Falls Sie glauben sollten, dass wir sagen: Das geht uns nichts an!, dann muss ich Sie enttäuschen. Selbstverständlich sind wir auch in dieser Hinsicht aktiv. Es werden bei uns eine Reihe von Maßnahmen getroffen, damit Menschen, die in Schubhaft sind, medizinisch betreut werden.

Die Magistratsabteilung 15 setzt diesbezüglich eine Reihe von Maßnahmen. Zum Beispiel gibt es den berühmten TBC-Bus, wo wir entsprechende Flüchtlinge betreuen, weil wir wissen, dass manche dieser Menschen aus Regionen kommen, wo es diese Krankheit gibt. Unsere Magistratsabteilung 15 ist hier in gutem Kontakt. Außerdem gibt es auch, wenn ich es richtig in Erinnerung habe – ich schaue jetzt Christian Neumayer an, und ich hoffe, er nickt –, eine spezielle gynäkologische Betreuung für Frauen, die mir auch am Herzen liegt.

Noch etwas liegt mir besonders am Herzen, und die Kollegen und Kolleginnen, die im Drogenbeirat sitzen, werden das wissen und vielleicht ihre FraktionskollegInnen darüber informieren: Wir haben auch sehr intensiven Kontakt zu jenen Drogeneinrichtungen, die Menschen, die in Schubhaft sitzen, betreuen, denn das ist eine ganz schwierige Situation.

Wir sind der Meinung, dass die medizinische Betreuung in jedem Bereich für alle gut ist, so wie ich überhaupt der festen Überzeugung bin, dass alle Maßnahmen, die wir setzen, für alle, also für die Gesamtgesellschaft, sehr, sehr gut sind, weil wir auf diese Weise generell gesellschaftliche Konflikte vermeiden helfen.

Es ist uns also auch das von Ihnen angesprochene Thema medizinische Betreuung ein Anliegen, und wir sind in diesem Bereich selbstverständlich aktiv. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön.

Somit ist die 1. Anfrage beantwortet.

Wir kommen zur 2. Anfrage (FSP ‑ 01975‑2006/ 
0001 ‑ KVP/GM) von Herrn Mag Gerstl an den Herrn Bürgermeister. (Im Rahmen der Eröffnung des Auhof-Centers im September 2005 hielten Sie fest, dass „die U4-Verlängerung in den Auhof mit dem Vizekanzler vereinbart wurde und im Ausbaupaket enthalten ist“. Die Bevölkerung fordert die U4-Verlängerung seit langem; zahlreiche Unterschriften untermauern diese Forderung an die Stadt Wien eindrucksvoll. Seitens der Stadtregierung wurde die Initiative aber immer wieder abschlägig behandelt. Werden Sie dem Wunsch der Bevölkerung nun Rechnung tragen?)

Bitte. 

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Ich beginne mit dem angenehmen und erfreulichen Teil: Jawohl! Der erste Satz Ihrer Anfrage stimmt! Anlässlich der Eröffnung des Auhof-Centers haben sich einige Ihrer Parteifreunde aus dem 14. Bezirk bemüßigt gefühlt, mit Taferln aufzutreten, was im Rahmen der durchaus auch sonst sehr netten Veranstaltung zusätzlich eine belebende Aktivität war.

Ich sagte dort, dass in der Vereinbarung mit dem Herrn Vizekanzler und Verkehrsminister auch der Ausbau der U4 bis Auhof enthalten ist, dass aber der Herr Finanzminister dem nächsten Ausbauschritt der U-Bahn bis zur Stunde seine Zustimmung verweigert hat. Daher kann man sich mit diesen Taferln sofort in die Himmelpfortgasse begeben, um dort deutlich zu machen, dass man den U-Bahn-Ausbau wünscht! Wenn man mir ein Taferl – das füge ich jetzt hinzu – zur Verfügung gestellt hätte, dann wäre ich gleich mitgefahren, denn selbstverständlich haben wir massives Interesse daran, dass dieser U-Bahn-Ausbau auch so vollzogen werden kann!

Damit ist auch schon die Antwort auf Ihre weiteren beiden Sätze gegeben: Wir verweigern uns überhaupt nicht, weil uns niemand dazu gezwungen hat, diese Vereinbarung mit dem Herrn Vizekanzler und Verkehrsminister abzuschließen.

Die Frage, wann der U-Bahn-Bau dort beginnen kann, kann ich Ihnen wie folgt beantworten: Sofort planmäßig, nachdem die Einigung nicht nur mit dem Herrn Vizekanzler, sondern auch mit dem Herrn Finanzminister erfolgt ist. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: 1. Zusatz-
frage. – Bitte. 

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Bürgermeister!

Das heißt, wir können zur Kenntnis nehmen, dass Sie den Verkehrsstadtrat und den Finanzstadtrat dazu ermächtigen werden, dass im nächsten Ausbaupaket jedenfalls die Verlängerung der U4 nach Auhof mit enthalten ist, natürlich immer unter der Voraussetzung, dass für diese vierte Ausbaustufe die Zustimmung des Bundes dazu gegeben ist, keine Frage. Dazu stehen wir.

Diesbezüglich gibt es, glaube ich, auch schon interessante Gespräche auf Beamtenebene; diejenigen auf Verkehrsministeriumsebene sind ja schon abgeschlossen. Bisher hat der Verkehrsstadtrat die Detailplanungen aber noch nicht an das Verkehrsministerium weitergegeben. Wenn Ihr Beitrag dazu nützt, dass der Verkehrsstadtrat die U4-Verlängerung nun auch wirklich in sein Paket einbaut und das an das Verkehrsministerium weitergibt, dann werden wir sehr erfreut sein, Herr Bürgermeister! 

Bevor ich zu meiner Anfrage komme, möchte ich Ihnen noch etwas sagen, denn vielleicht wissen Sie nicht, wie die Verwaltung hier in diesem Hause insgesamt arbeitet: Die Frau Stadträtin hat zuvor vom großen Herzen gesprochen, das die Wiener Stadtregierung hat: Heute Vormittag sind Herzen hier heraufgelegt worden, um die Herzen des Herrn Bürgermeisters und der Wiener Stadtregierung für die Verlängerung der U4 zu…

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Können wir zur Frage kommen?

GR Mag Wolfgang Gerstl (fortsetzend): Sie wurden von der Wiener Stadtverwaltung sofort entfernt, und es kam auch sogar so weit, dass die insgesamt 4 000 Bürger, die diese U4-Verlängerung möchten, von der JVP Penzing befragt und eingetragen wurden und das unterschrieben haben, bis heute keine Chance haben, ihre Wünsche hier vorzubringen. Ihre Vertreter wurden des Saales verwiesen, und das ist, wie ich meine, demokratiepolitisch einfach nicht in Ordnung!

Nun zu meiner ganz konkreten Anfrage: Herr Bürgermeister! Können Sie uns sagen, wann Sie persönlich zum Herrn Finanzminister gehen und das vierte Ausbaupaket verhandeln werden? 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bevor der Herr Bürgermeister diese Frage beantwortet, möchte ich Folgendes zu Herrn Mag Gerstl feststellen:

Erstens: Wenn Sie um viertel acht in der Früh Herzen auslegen und keinen von dieser Aktion informieren, müssen Sie damit rechnen, dass diese Herzen wieder entfernt werden! – Punkt 1.

Zweitens: Diejenigen, die mit dem Plakat vor der Tür gestanden sind, sitzen jetzt im Saal, und jeder dieser Bürger hätte die Gelegenheit, bei dieser Sitzung anwesend zu sein! Das ist nur eine Frage der Information an die Bürger und nicht eine Frage, ob jemand hier sein darf oder nicht.

Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Ich weiß ja, warum ich mich auf Anfragen von Ihnen immer freue! Sie bieten nämlich immer wieder Gelegenheit zu wirklich netten Gesprächen, die wir da führen können! Wenn Sie mir ein Wort sagen, dass hier Herzen gepickt werden sollen, dann picke ich mit. Ich bin der Letzte, der gegen das Picken von Herzen ist, noch dazu von Herzen in so einer großartigen Farbe, variierend von Rosa bis Altrosa. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Wenn ich gewusst hätte, dass das eine Aktion von Ihnen ist, hätte ich mich doppelt gefreut! (Zwischenrufe bei der FPÖ.) Das war den Herzen aber nicht zu entnehmen, denn auf den Herzen ist nichts gestanden, nicht "Guten Morgen!" oder "Ich bin für die U4!" oder sonst irgendetwas. Sagen Sie also ein Wort, und wir picken miteinander, gar keine Frage! (Zwischenruf bei der ÖVP.) Ich finde das großartig! (Weitere Zwischenrufe bei der ÖVP.) Dann hätten Sie schon damit rechnen müssen, dass auch das eine oder andere rote Herz dabei ist! (Beifall bei der SPÖ.)

Selbstverständlich nehme ich auch die Unterschriftenlisten von Parteiorganisationen entgegen. Das ist ja gar keine Frage! Wir gewöhnen uns schon daran, der 1. Bezirk führt uns ja auch gelegentlich vor, dass gerade in diesem Bereich auch entsprechende Bürgerwünsche artikuliert werden, und das ist in Ordnung. Wenn mir jemand sagt, er möchte mir, den Stadträten oder unseren MitarbeiterInnen diese Unterschriftenliste übergeben, so nehmen wir sie selbstverständlich entgegen.

Aber ich muss mich wiederholen, weil ich den Eindruck habe, dass diese Information immer noch nicht ganz durch ist: Mit einem Teil des Bundes ist diese nächste Ausbaustufe der U-Bahn inklusive der U4-Verlängerung nach Auhof bereits entsprechend vereinbart, nämlich mit dem Herrn Verkehrsminister und Vizekanzler. Anlässlich des Abschlusses über die Frage der Nord-Ost-Umfahrung wurden auch andere Projekte vereinbart, die insbesondere dem Ausbau des öffentlichen Verkehrs gelten, und zwar einschließlich des U-Bahn-Baus. Das Kernproblem dabei ist, dass es seitens des Finanzministers zwar die Zustimmung zu weiteren Individualverkehrsmaßnahmen, nicht aber zum Ausbau des öffentlichen Verkehrs gibt. Das ist das Problem! 

Die Verhandlungen mit dem Herrn Finanzminister haben natürlich schon begonnen. Der Herr Vizebürgermeister hat diese Verhandlungen bereits aufgenommen. Es sind ganze Pakete zu verhandeln, und teilweise hat es dabei schon Erfolge gegeben, Stichwort: Teilbereich der Finanzierung des AKH. Andere Punkte sind jedoch noch offen, beispielsweise die Frage der nächsten Ausbaustufe der U-Bahn. Es wird weitere zehn Verhandlungen geben, und ich hoffe dabei auf Ihre Unterstützung, mit oder ohne Taferln und mit oder ohne rosa Herzen!

Übrigens kann ich nur hoffen, dass die rosa Herzen jetzt sorgfältig abgelöst wurden und den Weg in die Himmelpfortgasse finden, wo wir sie dann aufpicken können, denn das könnte uns unter Umständen auch helfen, dass wir zu dieser finanziellen Vereinbarung kommen! (Heiterkeit bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke.

Nächste Zusatzfrage: Herr GR Blind. – Bitte.

GR Kurth-Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Bürgermeister!

Ich war auch bei dieser Versammlung, bei der sich die ÖVP mit billigen Taferln hinter Sie gestellt hat. Das war ja fast widerlich, wenn ich das sagen darf… (Heiterkeit bei der FPÖ.) Ich will Sie jetzt nicht loben Herr Bürgermeister, aber Sie haben sich trotz dieser Taferln wacker geschlagen. (Zwischenruf bei der SPÖ.) Ich glaube, ich brauche mich beim Herrn Bürgermeister nicht hineinschleimen!

Es freut mich natürlich, dass ich auch von der Sozialdemokratie in diesem Haus höre, dass der Ausbau der U4 bis Auhof endlich ins Auge gefasst ist! Ich bin aber erstaunt, dass gerade die ÖVP sich nun dafür interessiert, die jahrelang einen Cable Liner oder Doppelsessellift über das Wiental oder sonst irgendeinen Blödsinn gefordert und immer gesagt hat: Nein! Eine U4-Ver-
längerung brauchen wir nicht. – Das ist eine typische Gerstl-Frage, das haben wir heute schon festgestellt, also lassen wir sie, wie sie halt ist! (Zwischenruf bei der ÖVP.) 

Was aber machen wir, wenn die U4 wirklich bis Auhof verlängert wird – was wir ja jetzt offensichtlich alle wollen –, mit der nach den Plänen relativ groß geratenen Park and Ride-Anlage in Hütteldorf? Diese liegt dann nämlich relativ ungünstig! Wäre es nicht besser, diese Park and Ride-Anlage ein bisschen kleiner zu planen? 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Ich bin völlig überzeugt davon, dass diejenigen, die das planen, und diejenigen, die das finanzieren, auf Gegebenheiten, die abzusehen sind und die den öffentlichen Diskussionen – nicht zuletzt dieser – zu entnehmen sind, entsprechend reagieren und durchaus eine allfällige Redimensionierung ins Auge fassen. Selbstverständlich werden die Leute am ersten Ankunftsort umsteigen.

Allerdings füge ich hinzu: Die Anlage in Hütteldorf hat auch eine andere Funktion. Sie soll kein reines Park and Ride-System als Problemlösung für die Pendler sein. Aus Befragungen wissen wir nämlich, dass diejenigen, die heute schon dort Parkplätze nutzen, in erster Linie Menschen sind, die etwa mit dem Auto vom Wolfersberg kommen, das Auto dort stehen lassen und mit der 
U-Bahn in die Stadt fahren, was ich für außerordentlich vernünftig halte, weil das zweifelsohne eine wesentliche Erleichterung für die innerstädtische Verkehrssituation bedeutet und wir daher keine City-Maut brauchen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön.

Die nächste Zusatzfrage, Frau GRin Puller. 

GRin Ingrid Puller (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Bei dieser Gelegenheit möchte ich Herrn Kollegen Gerstl auch noch eine draufhau’n, wenn wir schon beim Draufhau’n sind. 

Erstens ist es unerhört, dass Sie meine Touristen-Bim medial als Ihre unter Ihrem Namen verkaufen!

Zweitens ist es wahrlich sehr famos, eine U4-Ver-
längerung zu fordern, wenn Ihre Bundesregierung sich gegen die 50 : 50 Finanzierung ausspricht! Man sollte das Geld wirklich nicht vergraben! Herr Gerstl! Immerhin kostet ein U-Bahn-Kilometer 140 Millionen EUR, während ein Straßenbahnkilometer nur 2 Millionen EUR kostet.

Grundsätzlich: Wie im Masterplan beschrieben, sollte das Geld viel sinnvoller eingesetzt und sollte die bestehende S-Bahnlinie – konkret die S50 – endlich intervallverdichtet werden. Im Moment schaut es so aus, dass man dem Zug um 7.56 Uhr nachwinken kann und zwischen 8.07 Uhr und 9.08 Uhr, also eine Stunde, keine Schnellbahn fährt. Wir meinen, dass es sinnvoller wäre, hier in Intervallverdichtungen zu investieren.

Herr Bürgermeister! Meine Frage: Der Finanzierungsvertrag-Neu zwischen der Stadtregierung und den Wiener Linien steht ins Haus. Wird seitens der Stadtregierung angedacht, bei den bestehenden S-Bahnlinien Intervallverdichtungen durchzuführen sowie den öffentlichen Oberflächenverkehr auszubauen und dafür auch die finanziellen Mittel zur Verfügung zu stellen? – Danke. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! Ich bitte, das strikt auseinander zu halten! Einerseits gibt es diesen Finanzierungsvertrag – nennen wir ihn so, wie es auch formell richtig ist – zwischen den Wiener Linien und der Stadt Wien, und andererseits gibt es Vereinbarungen zwischen der Stadt Wien und den ÖBB, und die Schnellbahn wird von den ÖBB betrieben.

Der Ausbau einer Straßenbahnlinie als Ersatz für eine Verlängerung der U4 scheint mir angesichts der geographischen Verhältnisse dort ein bisschen schwierig zu sein, und ein Bus wird es wohl nicht tun.

Wenn man beim Auhof-Center tatsächlich ein Park and Ride-System haben will, dann ist eine Intervallverdichtung bei der Schnellbahn meiner Meinung nach hingegen eine durchaus interessante Anregung! Ich kannte das Beispiel, das Sie jetzt erwähnt haben, nicht. Ich sage Ihnen aber gerne zu, dass ich mir das anschauen werde und wir betreffend Intervallverdichtungen insbesondere in den Rushhours mit den ÖBB selbstverständlich reden werden.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön.

Herr Mag Gerstl stellt eine weitere Zusatzfrage. – Bitte. 

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Da es sich hiebei um eine Anfrage an den Herrn Bürgermeister handelt, möchte ich nicht zu weit ausholen. Ich möchte aber doch festhalten, dass die U-Bahn-Verlängerung nun von den GRÜNEN nicht gewünscht wird. Wir werden das heute vielleicht in der Aktuellen Stunde auch noch wahrnehmen. Dass die GRÜNEN in einem anderen Bereich keine U-Bahn-Ver-
längerung wollen, überrascht uns. Aber auch das nehmen wir zur Kenntnis.

Herr Bürgermeister! Zur S50, die angesprochen wurde: Wir haben hier in der letzten Gemeinderatssitzung einen einstimmigen Beschluss gefasst und den Herrn stellvertretenden Bürgermeister und Finanzstadtrat ersucht, Verhandlungen mit den ÖBB aufzunehmen, damit dieses Intervall zwischen 8.07 Uhr und 9.08 Uhr reduziert werden kann. Wenn Sie dazu auch etwas beitragen können, freut mich das sehr!

Ich bedanke mich vor allem für Ihre Unterstützung und bitte auch, dass diese Botschaft im Bezirk entsprechend weitergegeben wird. Sowohl die Sozialdemokraten als auch Teile der GRÜNEN haben in der letzten Woche bei einer Bezirksvertretungssitzung nämlich gerade die Frage der Änderung der Dimensionierung der Park and Ride-Anlage in Hütteldorf nicht so beantwortet, wie Sie sie jetzt beantwortet haben, wofür ich ebenfalls dankbar bin.

Zur weiteren Entwicklung: Sind Ihnen auch Planungen für die Verlängerung der U-Bahn nach Auhof bekannt, die damit im Zusammenhang stehen, nämlich betreffend Flächenentwicklungen und Bebauungsentwicklungen in diesem Bereich? Gibt es da entsprechende Überlegungen? Oder wird das erst nach einer generellen Entscheidung hinsichtlich U-Bahn-Verlängerung von Ihnen angedacht werden? 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! Ich bin Ihnen dankbar, dass Sie mir die Gelegenheit geben, auch zu diesem Detail noch zu sprechen.

Fraglos kann mit allen Planungen betreffend Grundstücksankäufen und Ablösezahlungen von Servitutrechten, sofern sie sich nicht über Gebühr hinziehen, wie wir das auch erleben, begonnen werden, wenn die Gesamtvereinbarung mit dem Bund abgeschlossen ist, also auch die Zustimmung des Finanzministeriums vorliegt. 

Ich denke, das löst zweifelsohne auch auf diesen nächsten Erweiterungsschritt einen gewissen Zeitdruck aus. Der derzeit laufende Erweiterungsschritt der U‑Bahn wird bis etwa 2010 abgeschlossen sein, sodass es durchaus vernünftig ist, nunmehr mit den Planungen für die nächsten Erweiterungsschritte zu beginnen. Das sollte, wie ich meine, binnen Halbjahresfrist stattfinden. Das ist der Grund, warum der Herr Finanzstadtrat bereits seit einiger Zeit die Verhandlungen mit dem Herrn Finanzminister aufgenommen hat, um auch dessen Zustimmung für die – wie bisher –gemeinsame Finanzierung der U-Bahn zu erwirken.

Ich mache deshalb noch einmal darauf aufmerksam, weil es natürlich denkbar ist, dass man uns ein unmoralisches Angebot in diese Richtung macht und sagt: Wir werden in Zukunft nicht mehr 50 : 50 finanzieren, sondern vielleicht 60 : 40 oder 55 : 45 zu Lasten der Stadt Wien. – Ich möchte betonen, dass das die Grundidee der gemeinsamen Finanzierung der U-Bahn, die vor drei Jahrzehnten geboren wurde, grundsätzlich in Frage stellen würde! Die Grundidee dabei war nämlich, dass im Wesentlichen sozusagen alle Landgemeinden den öffentlichen Verkehr durch den Bund zur Verfügung gestellt bekommen, sich dies bei den Städten hingegen anders verhält. Vor allem der U-Bahn-Bau in Wien, der einzigen Millionenstadt Österreichs, wurde nicht kostenlos von Seiten des Bundes zur Verfügung gestellt, sondern man teilte die U-Bahn-Investitionen 50 : 50; der Betrieb geht ohnehin zu 100 Prozent zu Lasten der Stadt. Auf dieser damaligen Grundidee beharren wir natürlich! Darauf legen wir Wert, allein schon deshalb, damit auch Investitionen für die Zukunft entsprechend gesichert sind.

Daher sage ich jetzt schon, dass ich unmoralische Angebote in diese Richtung nur ablehnen kann. Wir werden beharrlich und ruhig weiter verhandeln, und ich hoffe sehr, dass wir im Bereich des öffentlichen Verkehrs ähnliche Fortschritte machen können wie zumindest in jenen Teilbereichen der Gesundheitsfinanzierung, die das AKH betreffen. Viele andere Teile der Gesundheitsfinanzierung stehen noch in Verhandlung, und auch da hoffen wir zweifelsohne auf einen gemeinsamen Weg. Da steht Wien aber nicht allein, sondern das betrifft auch alle anderen Bundesländer und Spitalserhalter. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön.

Somit ist die 2. Anfrage beantwortet.

Wir kommen zur 3. Anfrage (FSP ‑ 01974‑2006/0001
‑ KSP/GM). Sie wurde von Frau GRin Schubert an den Herrn Stadtrat für Stadtentwicklung und Verkehr gestellt. (Im Jahr 1996 wurde die Charta von Aalborg von der Stadt Wien unterzeichnet. Nach einer Pilotphase im Bezirk Alsergrund wurde im Jahr 2002 ein gesamtstädtisches Modell der Lokalen Agenda 21 für Wien entwickelt und gestartet. Welche Erfolge und Entwicklungsperspektiven sehen Sie für dieses Projekt?)

Bitte, Herr Stadtrat. 

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Frau Gemeinderätin! 

Die Lokale Agenda 21 ist in Wien seit dem Jahr 1998 im Einsatz. Zunächst wurden im Probebetrieb im 9. Be-
zirk hervorragende Ergebnisse erzielt. Derzeit ist das Modell in acht Bezirken aktiv. Dazu zählen nicht nur innerstädtische Bezirke, sondern auch Stadtrandbezirke und Bezirke in der klassischen Gürtelzone, zum Beispiel der 15. Bezirk.

Die Lokale Agenda 21 in Wien unterscheidet sich in mehreren Punkten von der international üblichen Vorgangsweise. Zum Beispiel sehen wir den Anspruch der nachhaltigen kommunalen und lokalen Entwicklung nicht nur auf die Fragen der Umwelt beschränkt, sondern auch auf die Wirtschaft und die soziale Situation. All das zusammen ergibt die nachhaltige Entwicklung einer Stadt, und darauf legen wir in diesem Wiener Modell der Lokalen Agenda 21 Wert.

Dazu zählt auch, dass wir die Lokale Agenda als ein Instrument der partizipativen Demokratie betrachten. Es ist dies nicht das einzige Instrument der partizipativen Demokratie, das im Einsatz ist. Es sind zum Beispiel auch mit dem Klimaschutzprogramm, dem Masterplan Verkehr, dem Strategieplan und dem Stadtentwicklungsplan eine Reihe von Aktionen in diese Richtung gestartet worden.

Die Lokale Agenda gibt den Bezirken, die sich dazu bekannt haben, die Möglichkeit, dass das unmittelbare Lebensumfeld auf lokaler Ebene sehr intensiv mitgestaltet wird, und daher legen wir auch großen Wert darauf, dass die Bezirke sich stark zu diesem Prozess bekennen und daran auch finanziell beteiligt sind.

Sie sollen sich vorher schon dazu kommittieren, dass bei diesem Prozess entstehende Projekte aus dem Bezirksbudget zu finanzieren und in der Umsetzung zu übernehmen sind. Seitens der Stadt gibt es auch die Zusage, dass Projekte, die zentral zu realisieren sind, bei Vorhandensein der notwendigen Mittel zur Umsetzung gelangen. Ich möchte in diesem Zusammenhang die Thurnstiege erwähnen, welche ja nicht gerade ein billiges Projekt im 9. Bezirk war und aus dem Agenda-Prozess heraus gekommen ist. Wir legen auch besonderen Wert darauf, dass sich Jugendliche in diesem Projekt engagieren und dabei mitmachen können, und daraus ergibt sich auch die Vielfalt und Buntheit dieses Programms. Jugendliche, SeniorInnen, Frauen, Menschen mit unterschiedlichem Migrationshintergrund, Arbeitslose – um das Beschäftigungsthema anzusprechen – sind ebenfalls an den Projekten der Lokalen Agenda beteiligt.

Vergangene Woche fand der dritte österreichweite Agendagipfel in Wien statt. Über 200 Teilnehmer aus ganz Österreich haben sich an diesem Gipfel beteiligt, und es gab einen spannenden Informationsaustausch und eine spannende Präsentation von Projekten aus anderen Gemeinden in Österreich. Ich denke, dass wir mit dem Modell, wie wir die Lokale Agenda betreiben, der nachhaltigen Stadtentwicklung ein ordentliches Beispiel gegeben haben.

Beim informellen Raumordnungsministerrat der Europäischen Union in Bristol wurde der so genannte “Bristol Accord“ zur nachhaltigen Stadt‑ und Kommunalentwicklung verabschiedet, der gerade diese Form der Inte-
gration von Umwelt‑, Wirtschafts‑ und Sozialpolitik in einem Konzept der Lokalen Agenda als besonders zielführend hervorhebt.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön.

Wir kommen zur 1. Zusatzfrage von Herrn Dr 
Madejski. 

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat! Es gibt derzeit – wie Sie gesagt haben – nur acht Bezirke, die an der Agenda aktiv teilnehmen. So hat aber etwa auch der Bezirk Meidling mit einer sozialistischen Bezirksvorsteherin einige Anträge in dieser Richtung wiederum abgelehnt, was ich allerdings verstehe, weil sich die Bezirke, wie Sie gesagt haben, auch finanziell an diesen Projekten beteiligen sollen beziehungsweise müssen. Allerdings gibt es in diesen Bezirken und in den Bezirksbudgets überhaupt keinen Handlungsspielraum mehr, um sich irgendwo zu beteiligen, sei die Sache auch noch so gut oder positiv. – Das wollte ich einmal zur Einleitung sagen.

Wenn Sie so hingeworfen haben, dass sich die Bezirke beteiligen sollen, dann muss ich betonen, dass man ihnen auch ein entsprechendes Budget dafür geben muss, dieses gibt es aber nicht!

Wie Sie wissen, besteht die Charta von Aalborg aus drei Elementen, wobei Teil 3 die Bürgerbeteiligung an kleinen Projekten betrifft. Das kann aber nur dann funktionieren, wenn auch die Rahmenbedingungen vor allem von Teil 1 der Charta von Aalborg stimmen. Ich darf Ihnen jetzt Punkt 1.8 daraus vorlesen, der da lautet: „Zukunftsbeständige Flächennutzungsstrukturen. – Wir Städte und Gemeinden erkennen die Bedeutung einer wirksamen Flächennutzungs- und Bebauungsplanung durch unsere kommunalen Gebietskörperschaften, die auch die Strategische… 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Können wir zur Frage kommen?

GR Dr Herbert Madejski (fortsetzend): Das muss ich jetzt leider noch einmal vorlesen, sonst versteht keiner meine Frage! „…die auch die Strategische Umweltprüfung sämtlicher Pläne umfasst.“

Dazu gehört selbstverständlich auch das Stadterweiterungsgebiet Rothneusiedl. 

Meine Frage, Herr Stadtrat: Wird die Stadt Wien und werden Sie als verantwortlicher Stadtrat auf Grund dieses Punktes 1 der Charta von Aalborg eine Strategische Umweltprüfung durchführen lassen oder nicht? 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat! Sie haben einige Themen angesprochen, zum letzten Punkt aber ganz konkret: Im Landtag wurde von der Mehrheit – ich weiß jetzt nicht, ob auch von Ihnen – eine Novelle der Wiener Bauordnung beschlossen, nach der für künftige großflächige Widmungen eine strategische Prüfung vorgeschaltet werden muss. Sie ist ab August Bestandteil bei den Flächenwidmungsplanungen, und das gilt auch für Rothneusiedl.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr Mag Maresch. 

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat! Wir beide sind im Vorstand des Vereins Agenda Wien und arbeiten durchaus sehr gut zusammen. Dort gab es immer wieder die Diskussion, wie die Agenda 21 in Wien weiter vorangetrieben werden soll.

Es gibt in Deutschland, in Lichtenberg in Berlin, ein gemeinsames Projekt, das sich Bürgerhaushalt nennt und von der CDU, der SPD und den Grünen befürwortet wird. Dabei geht es darum, dass der ganze Bezirk das Budget gemeinsam mit den Bürgern entwickelt.

Deswegen meine Frage: Welche Perspektiven für einen partizipativen Budgetansatz sehen Sie für die Bezirke in Wien? 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Die Meinungen über Bezirksbudgets gehen da sehr weit auseinander. Sie haben gerade die Meinung gehört: Die Bezirke haben eh kein Geld. - Das stimmt nicht, die Bezirke haben sehr viele Mittel zur Verfügung, gerade auch, was meine Geschäftsgruppe betrifft. Die Frage, wie und mit welcher Intensität ein Bezirk die Bürgerinnen und Bürger in die Gestaltung seines Budgets mit einbezieht, ist wohl Angelegenheit des Bezirks und nicht des Gemeinderats selbst.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke.

Die 3. Zusatzfrage stellt Herr Mag Gerstl. 

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat! Bei der Agenda 21 hat die Stadt Wien bisher einiges an Mitteln zur Verfügung gestellt. Wir beide wissen, dass die Mittel nun auslaufen und dass es einer Verstärkung bedarf.

Eine Frage geht nun in die Richtung: Wie stehen Sie dazu, wenn wir es mit Hilfe von EU-Förderungsmitteln schaffen können, Projekte im Agenda 21-Prozess nicht nur auf bestimmte Bezirke zu konzentrieren, sondern dabei zu versuchen, Projekte für ganz Wien zu initiieren, womit es auch gelingen kann, dass der Agenda 21-Prozess auf alle Bezirke ausgedehnt wird? 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Ihnen liegen, nachdem Sie auch im Vorstand des Agenda-Vereins sind, die Unterlagen ja vor.

Ein ganz entscheidender Punkt ist, dass die repräsentative Demokratie in den Bezirken sich dazu bekennt, dass sie diesen Agenda-Prozess mit begleitet und ihn bei der Umsetzung auch unterstützt. Das ist der wesentlichste Punkt.

Wenn ein Bezirk daher noch keinen Beschluss gefasst hat, sich an der Lokalen Agenda in der Wiener Form zu beteiligen, dann macht es auch wenig Sinn, ihn damit zu beglücken. Was EU-Projekte betrifft, so haben wir hier einiges an Möglichkeiten. Ich möchte aber darauf hinweisen, dass sich unser Agenda-Prozess doch deutlich von anderen Städten unterscheidet, wo eine Millionenstadt oder mehrere Millionen Einwohner umfassende Stadt zentral betreut wird. Davon halte ich nichts! Für mich ist insbesondere der Abschnitt 3 der Charta von Aalborg wichtig, dass es hiebei um einen lokalen Prozess geht, und “lokal“ bedeutet in einer Millionenstadt aus meiner Sicht, dass es eben Sache der Bezirke ist.

Sollten sich im Rahmen der neuen Strukturförderungspakete der Europäischen Union für Österreich Möglichkeiten ergeben, im Umweltbereich Gesamtstädtisches unterzubringen, so bin ich sicher dass die Geschäftsgruppe Umwelt sich dessen bedienen wird. Sollte es sich zudem ausgehen, dass lokale und kleinräumigere Projekte unterzubringen sind, so werden wir das sicherlich auch in Anspruch nehmen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die 4. Zusatz-
frage, Frau GRin Schubert, bitte. 

GRin Ingrid Schubert (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Wissen Sie, wie in anderen Großstädten die Lokale Agenda 21 durchgeführt wird? 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr Stadtrat, bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Es ist so, dass in anderen Großstädten die Lokale Agenda sehr stark umweltdominiert ist. Wir haben hier eine andere Vorgangsweise, weil bei uns mit dem Klimaschutzprogramm davor schon eine große Absicherung der Klimaschutznotwendigkeiten erfolgt ist. Viele Punkte, die bei uns im Lokalen-Agenda-Prozess drinnen sind, kommen in anderen Großstädten nicht vor. Es ist bei uns, worauf ich schon hingewiesen habe, sehr stark eine Orientierung auf die Bezirksebene. Das gibt es europaweit in dieser Form nur in Stockholm.

Ein Hinweis nur: Barcelona, das sehr bekannt ist für seine engagierte Städtepolitik, führt dieses Projekt mit 100 zentralen Mitarbeitern durch. Europaweit beteiligen sich über 20 Millionenstädte an diesem Paket. Ich sehe aber einen großen Vorteil darin, dass wir diese lokale Ebene in den Bezirken so betonen, weil wir damit auch mit der europäischen Ebene in Einklang stehen, mit dem so genannten Bristol Accord.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir kommen nun zur 4. Anfrage (FSP - 01621-2006/0001 - KFP/GM). Sie ist von Herrn GR Blind an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales gerichtet. (Frau Stadträtin Ulli Sima empfiehlt den Hundebesitzern, den Hundekot per Hand aufzulesen und die Sackerl in den nächsten Papierkorb zu werfen. Da die "Hundekotsackerl" und deren Handhabung keiner Normierung unterliegen, ist der "Erfolg" der Verpackung nicht gesichert. Weiters ist bekannt, dass viele Papierkörbe sich gerade unmittelbar unter den Plänen der öffentlichen Verkehrsmittel befinden und sich eine nicht unbeträchtliche Menge von Personen aus eben diesen Papierkörben bedienen. Ist es aus hygienischen Gründen vertretbar, dieser Empfehlung von Stadträtin Ulli Sima zu folgen?) 

Ich bitte um Beantwortung.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Sie fragen mich nach hygienischen Problemen mit der Hundekot-Entsorgungssackerl-Frage und verweisen darauf, dass es keine Normierung gibt, wie dieses Hundekotsackerl zu verwenden ist. 

Das ist richtig, ich glaube aber, dass Menschen üblicherweise wissen, wie man etwas in ein Sackerl gibt und vertraue auf die durchschnittliche Intelligenz der Wiener und Wienerinnen. Tatsache ist, dass das auch in vielen anderen Städten sehr gut funktioniert. Ich vertraue also, Herr Kollege Blind, auf die durchschnittliche Intelligenz, dass die Hundebesitzer wissen, wie sie die Verdauungsergebnisse ihrer Lieblinge in ein Sackerl zu befördern haben. Das sind auch Informationen, die von der MA 15 als gesundheitspolitische Abteilung entsprechend bestätigt werden.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr Blind, Sie haben die 1. Zusatzfrage. - Das ist ein ernstes Thema, bitte. 

GR Kurth-Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin!

Sie haben nicht mit Ja oder Nein geantwortet, sondern über die Intelligenz der Hundebesitzer referiert. Gut, das nehme ich zur Kenntnis. 

Glauben Sie nicht, dass es zielführend wäre, eigens für diese Sackerl Kübel aufzustellen, die vielleicht mit Plastik ausgeschlagen sind, sodass die Hundebesitzer es nicht unbedingt in diese Papierkübel geben müssen, die, wie gesagt, sehr oft unter den Verkehrsplänen aufgehängt sind und durchaus von Mistkübelstierern benützt werden, ob das nicht doch sinnvoller wäre? Man sagt, das Problem gibt es nicht, aber es gibt genug Leute, die Fahrscheine oder Essbares oder sonst irgendetwas aus den Mistkübeln herausfangen.

Wäre es nicht doch besser, eigens dafür vorgesehene Kübel aufzustellen, wie gesagt, mit Plastiksackerln, um so eine gewisse größere Hygiene in die Stadt zu bringen? 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Herr Gemeinderat!

Man sollte davon ausgehen, dass die durchschnittliche Intelligenz auch dafür sorgt, dass die zuständigen Stadträte und Stadträtinnen, denen Fragen gestellt werden, für diese auch zuständig sind. Ich habe mich trotzdem von der Frau Kollegin Sima über die Frage, die Sie mir jetzt gestellt haben, informieren lassen, obwohl sie nicht zu meinem Ressort gehört und kann Ihnen versichern, dass es durch die Hundekotsäckchen weder zu einer Geruchsbelästigung noch zu einer Verschmutzung der Papierkörbe kommt, dass die 14 000 im öffentlichen Raum aufgestellten Papierkörbe der MA 48 regelmäßig innen und außen gewaschen werden und dass im Übrigen die Papierkörbe generell nicht mehr dort angebracht sind, wo auch Fahrpläne angebracht wurden, sondern diese beiden Dinge voneinander getrennt werden.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau GRin Smolik, die 2. Zusatzfrage, bitte. 

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin!

Es gibt im Zusammenhang mit der Hundekotdebatte immer die Frage, wie gesundheitsgefährdet ist das, wenn man hineinsteigt beziehungsweise offensichtlich auch, wenn es im Mistkübel liegt. 

Gibt es zu diesen Fragen eine Einschätzung von Ihrem Ressort, um der Mehrheit Klarheit zu bringen, weil sich da die ExpertInnenmeinungen unterscheiden, ob es jetzt gesundheitsgefährdend ist oder nicht? 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Frau Gemeinderätin!

Ich wurde bisher nicht gefragt, ob es gesundheitsgefährdend ist, wenn man in den Hundekot steigt, sondern es wurde die Frage der sachgemäßen Verwendung des Sackerls und dessen Normierung an mich gerichtet. Ich glaube aber, über die Frage, was das hygienisch bedeutet, gibt es wenig Differenzen zwischen Experten und Expertinnen, weil Familien mit Kindern im Park immer damit konfrontiert sind, dass Kinder, wenn sie spielen, auch in den Hundekot greifen und wir alle wissen, dass Kinder nicht alle zwei Minuten geduscht werden. Ich denke also, dass es aus gesundheitspolitischer und hygienischer Sicht überhaupt keine Frage ist, dass wir alles daransetzen, um die Belästigung durch Hundekot, vor allem für spielende Kinder, hintanzusetzen. Das passiert ja auch.

Ich könnte Ihnen jetzt, weil ich mich auch darüber informiert habe, alle Maßnahmen aufzählen, die seitens meiner Kollegin im Umweltressort gesetzt werden und die noch geplant sind, aber Sie kennen sie alle. Das heißt, das ist meiner Meinung nach aus Sicht der Hygiene und der Gesundheit überhaupt keine Frage, dass es jedenfalls gut ist, diesem Weg und dieser Empfehlung der Frau Stadträtin zu folgen. Die Alternative, nichts dagegen zu tun und dass wir, wenn nichts passieren würde, Spielplätze oder Parks verschmutzt haben, ist aus hygienischer und gesundheitlicher Sicht, im Besonderen für die Kinder, aber auch für die Erwachsenen, jedenfalls eine größere Belastung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die nächste Zusatzfrage, Herr GR Parzer, bitte. 

GR Robert Parzer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin!

Danke für Ihre Ausführungen bezüglich Hygiene und Gesundheit. 

Aber ich glaube, wir können das nicht so wegwischen. Der Hundekot ist und bleibt ein Thema in Wien. Sie sehen es in den großen Tageszeitungen, es wird laufend darüber geschrieben. Es gibt 130 000 Unter-
schriften, die an den Bürgermeister herangetragen wurden. Also es ist nicht so eine kleine Frage, die wir einfach übergehen und wo wir sagen, das macht die Frau Sima und das macht die Frau Brauner. So geht es nicht!

Für mich ist das ein allgemeines Problem. Das heißt, das Aufstellen von Behältern für den Hundekot ist eine dringliche Frage. Ich würde sie vor allem auf Kinderspielplätzen aufstellen. Das ist etwas ganz Wichtiges, damit die Hunde ihre Notdurft nicht in den Sandkästen verrichten. – Nummer 1. (GRin Mag Alev Korun: Die Hunde haben dort überhaupt nichts verloren!) 

Nummer 2 muss eine Hygiene gewährleistet sein, dass diese Kübel, Herr Blind hat es angefragt, nicht zu stinken anfangen. Von Papierkörben will ich nicht reden, da bin ich bei Ihnen, dass ich sage, die Intelligenz der Österreicher oder der Wiener ist doch so weit, dass sie das nicht in den Papierkörben entsorgen werden. Ich glaube, wir sollten Maßnahmen treffen oder uns in der Stadt überlegen, wie wir diesen Hundekot wirklich schneller beseitigen können. Nicht durch höhere Strafen, das ist, glaube ich, nicht das Zielführende. 

Zielführend wäre, solche Kübel aufzustellen und einen Plan zu erstellen, damit die Hundebesitzer nicht herumirren, wie wenn sie einen Postkasten suchen müssen, sondern dass wirklich der Hundekot entsorgt wird, damit wir eine reine und schöne Stadt haben. 

Ich würde Sie bitten, dafür Sorge zu tragen und frage Sie, ob Sie mit Frau Sima auch diesbezüglich sprechen können, dass es hier ein Mittel für diese Entsorgung in nächster Zeit geben wird. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Herr Gemeinderat!

Ich sage es noch einmal: Ich bin in dieser Stadt weder für die Aufstellung von Mistkübeln noch für deren Reinigung zuständig. Wenn Sie sagen, es ist ein allgemeines Problem, das uns alle angeht, gebe ich Ihnen Recht und lade Sie ein, konstruktive Vorschläge zu bringen. Die Vorschläge, die Sie jetzt gemacht haben, nämlich, dass die Möglichkeiten geschaffen werden sollen, um den Hundekot auf eine hygienische Art und Weise, eben mit diesen Säckchen, möglich zu machen, ist da, ist erfolgt. Das ist passiert. Es kümmert sich das Umweltressort, das auch für die Abfallvermeidung und für die Abfallbeseitigung zuständig ist, intensivst darum. 

Ich denke, dass hier versucht wird, einen vernünftigen Weg zu gehen, aber das ändert nichts daran, wer in dieser Stadt wofür zuständig ist. Ich kann Ihnen nicht versprechen, dass wir mehr Kübel der MA 48 aufstellen werden, weil ich nicht für die MA 48 zuständig bin. Ich weiß aber, dass die Frau StRin Sima da sehr engagiert ist. Ich kann Ihnen auch nicht versprechen, dass mehr gereinigt wird, weil ich nicht dafür zuständig bin.

Ich denke, mein Ressort ist ein so großes und würde doch bitten, wenn man gerne mit mir diskutieren möchte, dass es genug Alternativen gibt, um mit mir in Bereichen zu sprechen, für die ich auch zuständig bin. Mein Ressort ist nicht so klein, dass einem da nichts einfallen könnte.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Blind, bitte. 

GR Kurth-Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin!

So leicht, Frau Stadträtin, wie Sie es sich tun, tun es sich viele Stadträte der Sozialdemokraten und sagen: „Ich bin nicht zuständig." Sie sind für Hygiene zuständig. Sie sind zwar nicht dafür zuständig, wie viele Mistkübel aufgestellt werden, aber Sie sind für Hygiene zuständig und es gibt halt leider Themen, und das sind viele Themen in der Stadt, die ressortübergreifend sind, wo zwei, drei Stadträte für ein Thema zuständig sind. Das müssten Sie halt zur Kenntnis nehmen. 

Es gibt gescheite Leute im Rathaus. Oder es hat gescheite Leute im Rathaus gegeben. Denn es steht auf Seite II/105 im Handbuch der Stadt Wien, dass Kadaver, Stallmist und Fäkalien keineswegs in diese Mistkübel dürfen, und zwar auf Grund der Hygiene. Und Sie sind zuständig für Hygiene. Jetzt können Sie sich nicht abputzen und sagen, wenn man Stallmist, Kadaver, Fäkalien in Sackerl packt, können wir das trotzdem in den Mistkübel schmeißen. So leicht geht es nicht. Es steht eindeutig im Handbuch.

Jetzt komme ich zur Frage: Werden Sie vielleicht doch bereit sein, mit der Frau StRin Sima ein ressortübergreifendes Gespräch zu führen, wer sich von den zwei sozialdemokratischen Stadträtinnen endlich zuständig erklärt, dass dieser Mist nicht in die Kübel kommt? 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Herr Gemeinderat! 

Der Begriff "abputzen" ist in diesem Zusammenhang natürlich sehr präzise gewählt. Ich glaube, dass es die Frau StRin Sima, die in diesem Bereich sehr aktiv und engagiert ist, nicht notwendig hat, von irgendjemandem Ratschläge zu bekommen. (GRin Mag Barbara Feldmann: Man sieht aber, dass dem doch so ist!) Sie nimmt, gerade weil sie auch persönlich als Mutter eines nicht mehr ganz so kleinen und eines sehr kleinen Kindes betroffen und engagiert ist, dieses Thema sehr ernst. Wie ich weiß, hat sie schon eine Reihe von Initiativen gesetzt, wird noch eine Reihe von Initiativen setzen und ist gemeinsam mit ihrem Team sehr engagiert, dieses Thema entsprechend in Ordnung zu bringen. (GRin Mag Barbara Feldmann: Eben nicht!)

Es ist auch gut, dass sich viele Bürger und Bürgerinnen hier engagieren, denn wir können natürlich nicht hinter jeden einen Polizisten stellen, der die Menschen kontrolliert, sondern es ist auch eine Bewusstseinsfrage und eine Frage, was uns in dieser Stadt wichtig ist.

Insofern ist es nicht notwendig, dass ich mit der Frau StRin Sima irgendwelche aufmunternden Gespräche führe, aber ich freue mich, dass zumindest Ergebnis dieser Frage ist, dass Sie jetzt wissen, dass ich nicht für die MA 48 zuständig bin. - Danke vielmals.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir kommen zur 5. Anfrage (FSP - 01976-2006/0001 - KGR/GM). Sie ist von Frau Mag Antonov an den Herrn Bürgermeister gerichtet. (Sowohl in der Deklaration von Lima über die Leitlinien der Finanzkontrolle wie auch in der Resolution des Rechnungshofes und der Landeskontrolleinrichtungen vom 12. November 2004 stellt die Forderung nach Unabhängigkeit öffentlicher Finanzkontrolle ein zentrales Anliegen dar. Wie sehen Sie diese Unabhängigkeit des Kontrollamtes und insbesondere seiner Leiterin/seines Leiters gewährleistet, wenn der derzeit in der Stadtverfassung geltende Modus des Vorschlages einer Bewerberin/eines Bewerbers durch Sie an den Gemeinderat und damit de facto die Ernennung durch Sie in Ihrer Funktion als Bürgermeister bestehen bleibt?) 

Herr Bürgermeister, bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Zunächst zu Ihrer These, die hinter dieser Frage steht, nämlich der These, die Unabhängigkeit des Wiener Kontrollamts ist deswegen nicht gewährleistet, weil gemäß unserer Verfassung und Geschäftsordnung der Bürgermeister das Recht hat, durch den Gemeinderat die Person zur Wahl vorzuschlagen und dass auf Grund des Wahlergebnisses der Gemeinderatswahl die Partei, der auch der Bürgermeister angehört, hier die Mehrheit hat, den Kontrollamtsdirektor sohin wählen kann und das nicht eine Unabhängigkeit des Kontrollamtsdirektors bedeutet: Seien Sie mir nicht böse, aber das halte ich eigentlich für einen Skandal! Das sage ich in aller Offenheit, denn selbstverständlich hat der Gemeinderat, unabhängig seiner Parteizugehörigkeit, das Recht und die Pflicht, so wie in allen anderen Kontrollämtern in den Gemeinden, wo es so etwas gibt, und in den größeren Städten gibt es das überall, den Kontrollamtsdirektor zu bestellen. Und selbstverständlich ist der Kontrollamtsdirektor weisungsfrei, was sich auch auf alle anderen Mitarbeiter des Kontrollamts erstreckt. Nur zu sagen, weil die Wähler so entschieden haben, wie sie entschieden haben, sind der Kontrollamtsdirektor und das Kontrollamt in ihrer Unabhängigkeit eingeschränkt, ist, ich bitte um Verständnis, eine These, die ich nicht akzeptieren kann, weil sie Grundsätze der Demokratie in Frage stellen würde.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau Gemeinderätin, bitte. 

GRin Mag Waltraut Antonov (Grüner Klub im Rathaus): Herr Bürgermeister!

Es gibt zum Beispiel bei der Wahl der Umweltanwälte ein anderes Verfahren. Da wird im Umweltausschuss ein Hearing abgehalten. Nun ist ja die Umweltanwaltschaft auch eine unabhängige Einrichtung gemäß der Stadtverfassung.

Für mich stellt sich schon die Frage: Wo ist das Problem, auch für die Wahl des Kontrollamtsdirektors/der Kontrollamtsdirektorin ein Hearing im Kontrollausschuss abzuhalten? Ich werde heute auch einen entsprechenden Antrag stellen. Mich würde interessieren: Wie ist Ihre Haltung und wie ist die Haltung der SPÖ dazu, dass es bei der aktuellen Bestellung der Kontrollamtsdirektorin/des Kontrollamtsdirektors zumindest ein Hearing im Kontrollausschuss gibt, das für ein bisschen mehr Transparenz sorgt? 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr Bürgermeister, bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Wenn Sie mich nach einem Hearing im Kontrollausschuss fragen wollten, dann hätten Sie mich das fragen müssen, aber das kommt in Ihrer Frage mit keinem Buchstaben vor. 

Aber auch dazu kann ich Ihnen meine Meinung sehr klar und eindeutig sagen, dass die Stadt Wien primär, ich würde sagen, zu 98 Prozent, als Gemeinde organisiert ist. Nachdem es verfassungsgemäß in Österreich eine Einheitsgemeinde gibt, die von einer Kleingemeinde von wenigen Hunderten Einwohnern bis zur Millionenstadt Wien gleich organisiert wird, macht es auch Vernunft, dass dort, wo Einrichtungen entsprechend vergleichbar sind, man gleichermaßen vorgeht. Die Vorgangsweise ist zweifelsohne die, dass die Wahl durch den Gemeinderat ohne entsprechende Beschäftigung des Kontrollausschusses vorgesehen ist, wobei insgesamt gesehen nicht einmal in allen Städten Kontrollausschüsse vorgesehen sind. Auch darüber lässt sich wahrscheinlich noch eine ganze Menge diskutieren. 

Ich mache Sie aber darauf aufmerksam, dass dies der Transparenz keinerlei Abbruch tut, denn selbstverständlich hat der Gemeinderat als das, wenn man so will, entscheidende Hoheitsgremium in diesem Fall Einsicht in alle entsprechenden Akten. Daher ist eine volle Transparenz gewährleistet und ich kann keinerlei Einschränkung der Transparenz für den Gemeinderat bei dieser Entscheidung sehen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Kenesei, bitte. 

GR Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Sie haben jetzt zum wiederholten Male zum Ausdruck gebracht, dass Sie an dem Hearing persönlich offensichtlich kein Interesse haben. 

Mir geht es auch darum, auf Grund der Situation, dass immer mehr Verwaltungsangelegenheiten der Stadt in Vereine, in Gesellschaften ausgegliedert werden, bei denen das Kontrollamt immer weniger Kontrollrechte und Einschaumöglichkeiten hat, ob Sie und die sozialdemokratische Fraktion hier als Mehrheitsfraktion sich zumindest an den Gesprächen beteiligen werden, um eine Erweiterung der Kontrollrechte in dieser Stadt voranzutreiben, um wieder die Möglichkeit zu schaffen, das Kontrollamt in die Lage zu versetzen, wo es vor einigen Jahren gewesen ist, nämlich tatsächlich die Angelegenheiten der Stadt, sowohl finanzieller als auch bautechnischer und sicherheitstechnischer Einrichtungen, zu überprüfen. Denn durch die Auslagerung und Ausgliederung vieler Betriebe und die Gründung weiterer Tochtergesellschaften, wo der Anteil der Stadt Wien pro forma unter 25 Prozent gedrückt wurde, ist das nicht mehr möglich.

Sind Sie dafür, dass die Kontrollrechte und die Kontrollmöglichkeiten des Kontrollamts der Stadt Wien weiter ausgebaut und vorangetrieben werden? 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr Bürgermeister, bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Ich habe größtes Interesse daran, dass das Kontrollamt seine Aufgabe wahrnehmen kann. Das habe ich immer wieder gesagt, weil mein Verhältnis zum Kontrollamt ein sehr unkompliziertes ist, weil ich es äußerst positiv bewerte, dass eine möglichst große Effizienz in die Verwaltung kommt, respektive drinnen ist. Das liegt auch völlig nahe, denn je effizienter das Geld der Stadt Wien verwaltet wird, umso mehr kann man letztendlich damit tun. Also ich habe ein massives Interesse daran, dass die Effizienz und natürlich auf der anderen Seite auch die technische Sicherheit entsprechend gewährleistet sind. 

Aber ich halte, ganz ehrlich gesagt, auch diese These, dass sich die Kontrollmöglichkeiten des Kontrollamts in Wien eingeschränkt haben, für eine Mär, denn schlicht und ergreifend sind Ausgliederungen, selbst wenn sie unter den 20 Prozent sind, solange dort Geld der Stadt Wien entsprechend hineinfließt, natürlich auch kontrollamtspflichtig. Jeder einzelne Verein kann kontrolliert werden, wie die Subventionen entsprechend verwendet werden. (GR Günter Kenesei: Das ist etwas anderes!) - Das ist nicht etwas anderes! Jeder einzelne Verein kann kontrolliert werden, wie die Subventionen der Stadt Wien entsprechend verwendet werden. Selbstverständlich ist das möglich! (GR Günter Kenesei: Entwicklungsgesellschaften!) 
Abgesehen davon, sage ich da noch dazu, die wesentlichen Beteiligungen der Stadt Wien, die unter 25 Prozent liegen oder perspektivisch gesehen unter 20 Prozent liegen werden (GR Günter Kenesei: Tochtergesellschaften!), Tochtergesellschaften, sind ohnehin eine Pitzelei, sage ich ganz ehrlich dazu. Aber auch das soll mir recht sein. 

Selbstverständlich wird die sozialdemokratische Fraktion keine Gesprächsverweigerung in die Richtung betreiben, gar keine Spur. Selbstverständlich unterhalten wir uns ernsthaft darüber, was es noch an zusätzlichen Möglichkeiten für das Wiener Kontrollamt geben kann. Aber setzen wir nicht Geschichten in die Welt, die ganz offensichtlich nicht der Realität von heute entsprechen! (GR Günter Kenesei: Ich lade Sie in den nächsten Kontrollausschuss ein!) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die nächste Zusatzfrage, Herr GR Herzog, bitte. 

GR Johann Herzog (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Bürgermeister!

Ende 2004, und zwar im November 2004, hat es eine gemeinsame Resolution des Rechnungshofs und der Landeskontrolleinrichtungen gegeben, wo ein Forderungskatalog an die Republik und auch an die Länder dahin gehend aufgestellt wurde, dass notwendigerweise eine Stärkung der Kontrollrechte durchgeführt werden müsste, dass ein Abbau der Defizite der Kontrolle stattfinden soll und dass mehr Durchschlagskraft der Kontrollmaßnahmen erforderlich ist, was nicht zuletzt auch im Hinblick auf die Verwirklichung der Empfehlungen des Kontrollamts, Entscheidungen und Berichte, eine Notwendigkeit wäre. 

Wir haben jetzt vieles gehört, was Sie zur Abhaltung eines Hearings sagen. Ich kenne Ihre Meinung zu einer allfälligen Abwahl eines Kontrollamtsdirektors mit Zweidrittelmehrheit noch nicht.

Aber ich würde meinen: Welche Maßnahmen haben Sie für die Stadt Wien in der Zwischenzeit vollzogen, um diesen Wünschen, die mittels Resolution von den Landeskontrollinstanzen einerseits und vom Rechnungshof unter Einschluss des derzeitigen Kontrollamtsdirektors andererseits vorgebracht wurden, einer Verwirklichung zuzuführen? 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr Bürgermeister, bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Wenn Sie mich das im Landtag gefragt hätten, wäre die Antwort nicht so einfach, aber hier im Gemeinderat ist es wesentlich einfacher. 

Ich kann nur noch einmal wiederholen und werde die Sache mit dem Herrn Präsidenten Fiedler sehr ausführlich diskutieren. Dadurch, dass Wien Stadt und Land in einem ist und primär wie eine Gemeinde organisiert ist, sind in Wien gemäß dem Begriff der Einheitsgemeinde in Österreich im Vergleich zu den anderen Bundesländern wesentlich stärkere Kontrollmöglichkeiten durch das Kontrollamt per se gegeben. Das hängt eben mit dieser Verquickung zusammen. Landesrechnungshöfe haben bei weitem nicht die Möglichkeit der Kontrolle, wie dies das Kontrollamt der Stadt Wien hat. Insofern gesehen, halte ich diese Resolution für gut und richtig. 

Nichtsdestotrotz gibt es natürlich Fragen, die mit dem Herrn Präsidenten des Rechnungshofs diskutiert wurden und diskutiert werden, weil sie auch uns betreffen. Detailbereiche wie beispielsweise die Herabsenkung der 20-prozentigen öffentlichen Beteiligung sind ein solches Thema, das hier stattfindet, wo naturgemäß die Interessen zwischen Gemeinden und Ländern etwas auseinander laufen. Hier haben der Gemeindebund und Städtebund eine etwas differenzierte Meinung, die es an sich auch nicht einheitlich, aber mehrheitlich in den Ländern gibt. Diese Diskussion werden wir, wie auch zu anderen Details, in Ruhe mit dem Herrn Rechnungshofpräsidenten weiterführen.

Ich kann mich nur wiederholen: Selbstverständlich habe ich größtes Interesse daran, dass die Kontrolle durch das Wiener Kontrollamt möglichst effizient ist, weil sie zum Nutzen der Verwaltung geschieht.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau GRin Mag Antonov, bitte. 

GRin Mag Waltraut Antonov (Grüner Klub im Rathaus): Herr Bürgermeister!

Ich entnehme Ihren Antworten, dass Sie zu Diskussionen über das Kontrollamt, wie das Kontrollamt beschaffen ist, wie es mit der Unabhängigkeit des Kontrollamts steht und wie man sie vielleicht auf einen anderen Status heben kann, bereit sind. 

Sie haben auch gemeint, die Transparenz ist überhaupt kein Problem bei der Bestellung der neuen Direktorin/des neuen Direktors. 

Wird es so sein, dass Ihr Vorschlag an den Gemeinderat ein einziger Vorschlag ist? Und wird es so sein, dass wir nur Einsicht in die Bewerbungsunterlagen der Kandidatin/des Kandidaten bekommen, den/die Sie vorschlagen? Oder werden die Mitglieder des Kontrollausschusses und die Gemeinderatsmitglieder Einsicht in alle Bewerbungsunterlagen bekommen? 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Sie können ganz sicher sein, dass ich nach Recht und Gesetz vorgehen werde. Denn etwas anderes ist auch gar nicht zulässig. Daher werde ich die Erstellung meines Vorschlags ebenso wie die Einsichtsrechte aller Gemeinderäte genauso handhaben, wie das in der Stadtverfassung und in der Geschäftsordnung des Magistrats vorgesehen ist. 

Ich bitte Sie nur noch einmal zur Kenntnis zu nehmen, für mich sind die Unabhängigkeit des Wiener Kontrollamts und die Unabhängigkeit des Agierens des Kontrollamtsdirektors absolut gewährleistet. Das kann auch durch die Mehrheitsverhältnisse in diesem Gemeinderat nicht in Frage gestellt werden. Wir handhaben das auch so. Wenn mir jemand nachweisen kann, dass in der Zeit, in der ich diese meine Funktion ausüben darf, ich dem Kontrollamt auch nur ein einziges Mal eine entsprechende Anordnung, Weisung oder wie immer man das sonst nennen will, erteilt habe, bin ich selbstverständlich bereit, Konsequenzen zu ziehen. Es ist dieses Kontrollamt unabhängig, funktioniert hervorragend und hilft uns außerordentlich, eine maximale Effizienz in die Wiener Verwaltung zu bringen.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Herr Bürgermeister. - Damit sind wir am Ende der Fragestunde.

Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde. 

Der Grüne Klub im Rathaus hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema "Planungsdebakel Stronach Stadion Rothneusiedl: Grundstücksspekulation für Mega-Ein-
kaufszentrum" verlangt. 

Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt. 

Ich bitte den Erstredner, Herrn GR Mag Chorherr, die Aktuelle Stunde zu eröffnen. Seine Redezeit ist zehn Minuten. - Bitte sehr. (GR Mag Christoph Chorherr geht mit einem violett-weißen Schal zum Rednerpult.) 

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Bürgermeister, lieber Kuratoriumsvorsitzender der Austria!

An einem Tag wie heute, wo das Stadion so wie gestern aussieht, freut man sich als kleiner Austria-Fan. Ich bin nicht einmal einfaches Mitglied, bin nur gelegentlicher Fan. Insofern gebe ich den Schal, den mir meine Großmutter vor 20 Jahren gestrickt hat, auch wieder weg.

Wenn es nur darum ginge, wie die Zukunft der Austria ist, müssten wir uns hier keiner Aktuellen Stunde widmen. Die Zusammenhänge, wie in dieser Stadt Planungspolitik funktioniert, sollten uns schon interessieren. Wir reden über ein großes Stück im Süden Wiens, immerhin um ein Areal, das, für diejenigen, die sich dort nicht so gut auskennen, zwei Drittel des 7. Bezirks groß ist, und dessen Zukunft. Dort wünscht sich der Herr Stronach schon lange ein Stadion. Die Austria hängt existenziell von Stronach ab und der Präsident hat ganz klar gesagt, ich zitiere das “WirtschaftsBlatt": „dass der Bau des Stadions Stronachs Bedingung ist, die Austria über 2007 hinaus zu unterstützen." 

Jetzt wird es spannend. Wie sinnvoll ist es und wie geht die Stadt Wien vor, um dieses Grundstück wem auch immer zu geben, wie auch immer aufzuschließen? Wie schaut es derzeit dort aus? Was würde passieren, wenn dort, was kolportiert wurde, 2010 ein Stadion eröffnet wird? - Wir würden berühmt werden als Hauptstadt der Groteske. 

Denn wie kommt man derzeit dort hin? Wie wird man 2010 dort hinkommen? - Wenn man mit dem Auto oder mit dem Bus von der Stadt kommt, gibt es eine große Hürde, das ist die Donauländenbahn, wo schon jetzt laufend der Schranken zu ist und durch den Bau einer zusätzlichen Donaubrücke für die ÖBB dieser Schranken noch mehr zu sein wird. Dort kommt man schlicht und einfach nicht hin. Dort gibt es derzeit keine Straßenbahn. Dort gibt es von der Stadt keine vernünftige Erschließung mit dem PKW. Dort gibt es gar nichts. Dort gibt es einen großen Acker im Süden Wiens. Noch einmal, dieser Acker ist zwei Drittel des 7. Bezirks. 

Wovon träumt jeder Grundstücksspekulant, wie immer er heißen möge? - Er träumt davon, dass die öffentliche Hand signifikante Vorleistungen macht, zum Beispiel eine U-Bahn hinbaut, zum Beispiel eine Straße hinbaut. Denn was passiert dann mit diesem Grundstück? - Die Werte dieses Grundstücks explodieren. Und wovon träumt jeder Spekulant? Was ist die lukrativste, was ist die phantasievollste, was ist die 08/15-Nutzung? - Ein großes Einkaufszentrum. Das finden natürlich alle unsympathisch. Darum sagt man nicht: „Liebe Stadt, bau uns eine U-Bahn hinaus, weil wir wollen ein großes Einkaufszentrum bauen." Nein, man geht den Umweg und sagt: „Wir wollen ein Stadion bauen." Das wirkt irgendwie sympathisch, da gibt es ein paar Fans, die das wollen und da kann auch einiges passieren. 

Zum Glück, da zitiere ich jetzt durchaus positiv den Herrn Bürgermeister, sind die Funktionäre von Sportorganisationen schwatzhaft. Insofern reicht es zu googlen, um darauf zu kommen, was dort immer geplant war. Was haben die Grundstücksspekulanten in diesem Bereich schon immer geplant? - Ich zitiere hier "NEWS" aus folgendem Grund, weil die Verflechtungen so sind, dass der Vizepräsident der Austria zu dem Zeitpunkt, wo "NEWS" diesen Artikel publiziert hat, der Vizepräsident der Austria ist, also insofern, was im "NEWS" über dieses Projekt stand, durchaus über den Herrn Pelinka doch einen gewissen Wahrheitsgehalt hat. Am 17. Novem-
ber 2005, wo der Bau des Stadions schon unmittelbar bevorstand: „Gigantisch ist auf alle Fälle, was auf den 32 000 m² entstehen soll, ein Stadion für die Austria mit 31 000 Sitzplätzen, ein kleines Stadion für die Amateure sowie Österreichs größtes Shoppingcenter." - Darum geht es. Es geht darum, die Stadt Wien dazu zu bringen, 300, wahrscheinlich 400, 500 Millionen EUR in die Hand zu nehmen, damit einige Private dort eine weitere Kannibalisierung der Nahversorgung vor sich nehmen können. 

Das Ganze erinnert mich an die Stronachkugel, die im Vordergrund gestanden ist, die nie gekommen ist. Was aber gekommen ist, ist in Ebreichsdorf ein Megagrundstücksdeal, eine Umwidmung von Grünland auf Bauland mit den entsprechenden Entwicklungen. 

Die Frage ist nur, warum gibt sich der Bürgermeister dafür her, in einer aus meiner Sicht sehr bedenklichen Unvereinbarkeit. Er ist Austria-Fan und Kuratoriumsvorsitzender. Vor wenigen Tagen wurde wieder im ORF-Sport, dem Ort, wo die großen Stadtentwicklungsdinge bekannt gegeben werden, verlautbart: „Stadion fix, 2010 Inbetriebnahme." 

Die Groteske wird sein, jetzt schafft es die Stadt Wien mit Müh und Not, meine Damen und Herren, dass zur Eröffnung der EM 2008 hoffentlich die U-Bahn dort fährt, fix ist das noch nicht, und parallel denkt dieselbe Stadt darüber nach, wie sie in einem Bereich, wo man, außer vielleicht mit dem Fahrrad, überhaupt nicht hinkommt, 2010 ein Stadion für 30 000 Menschen eröffnet. Das ist wirklich eine Groteske der Sonderklasse, wenn es nicht um so viel Geld ginge! Da sollten wir wirklich genauer hinschauen, für wen hier öffentliche Gelder ver-
wendet werden. 

Ehrenwerte Kuratoriumsmitglieder verhandeln um diese Grundstücke. Ein Nebensatz, wie schlau das ist, gegenüber einem Grundstücksverhandler zu sagen, in sechs Wochen müssen die Verträge unterschrieben sein, wissend, dass die Stadt Wien, die MA 69, kaufen soll. Da wird sicher der Grundstückseigentümer sagen: „Wenn das in sechs Wochen unterschrieben werden muss, dann muss ich über meinen Preis nachdenken. Der ist wirklich zu hoch. Da muss ich den Preis ein bisschen senken, weil der Bürgermeister sagt, in sechs Wochen ist es unterschrieben." - Das ist ein Wahnsinn, was da passiert! Das ist wirklich der dümmste Weg, den Preis zu Lasten der öffentlichen Hand in die Höhe zu schrauben und gleich zu sagen, wir bauen eh eine U-Bahn hin, wir bauen eh eine Straße hin! Hallo Grundstücksspekulationen, ihr seid herzlich willkommen! 

Wer verhandelt denn da reinen Herzens für die Austria? - Alles wunderschön im Internet nachzulesen. Da gibt es einen Hauptverhandler, der Ing Ferdinand Hager heißt. Der verhandelt für die Austria und kauft dort Grundstücke. Er hat ein kleines Nebengeschäft, er ist Geschäftsführer der Logistik und Businesspark Rothneusiedl. Also der, der dort ein großes Einkaufszentrum bauen will, verhandelt für die Austria, macht Druck auf die Stadt Wien, missbraucht den Kuratoriumsvorsitzenden Häupl, der sagt nur, das ist eh alles schon unter Dach und Fach, damit die entsprechenden Voraussetzungen gemacht werden. 

Wo ist die übliche Herangehensweise? - Die übliche Herangehensweise ist ein vernünftiger Masterplan: Nicht bekannt. 

Wo war das im Planungsausschuss? - Nicht bekannt. 

Widmungen, Studien: Nicht bekannt. 

Ein Acker im Süden Wiens, der für die verschiedensten Dinge nutzbar wäre, wird verwendet, um kurzfristig Druck auf die Stadt Wien auszuüben, um einen Sponsor bei der Austria zu halten, der für die Austria notwendig ist. Ob er bei der Austria bleibt, ist vollkommen unklar. Es ist vollkommen unklar, wer die Träger der Austria in einigen Jahren sein werden. 

Tatsache ist, ein Riesen-Shoppingcenter auf diesem Standort ist absolut unverträglich und kannibalisiert die Nahversorgung von ganz Favoriten. Die Favoritenstraße als Einkaufszentrum kann man sich abschminken, wenn dort ein großes Einkaufszentrum passiert. Man forciert den Verkehr noch weiter in diesen Südraum. Bis 2014 ist dort überhaupt keine - unter Anführungszeichen - Entwicklung in diesem Sinne denkbar. 

Herr Bürgermeister, entscheiden Sie sich, was Ihnen wichtiger ist! Als Kuratoriumsvorsitzender der Austria ist es Ihnen unbenommen, Politik oder Lobbying für die Austria zu betreiben. Aber als Bürgermeister der Stadt öffentliche Mittel zu missbrauchen, um einigen privaten Grundstücksinteressenten im Nahbereich der Austria Voraussetzungen zu machen, darüber müssen und werden wir hier diskutieren. 

Wenn Verträge jetzt unter Hochdruck abgeschlossen werden, dann riecht das nach Kontrollamtsprüfung, dann riecht das nach Rechnungshof. Wir haben schon einmal einen Untersuchungsausschuss zum Thema Grundstücksspekulation gehabt. Die Voraussetzungen, die hier passieren, wie ein Grundstück von zwei Drittel der Größe des 7. Bezirks planungschaotisch für Grundstücksspekulanten aufgewertet wird, ist indiskutabel. Wir werden das weiterhin intensiv überprüfen. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Für weitere Wortmeldungen bitte ich, die Redezeit von fünf Minuten zu beachten und es darf sich jeder Redner nur einmal zum Wort melden. 

Als nächster Redner hat sich Herr GR Dr Madejski gemeldet. - Bitte.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Bürgermeister! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich glaube, man muss dieses gesamte Gebiet Rothneusiedl, diese 105 Hektar, von der Entwicklung her sehen. Zweitens, was passiert mit den Grundstücken? Gibt es da Spekulationen oder nicht? 

Ich glaube, dass selbstverständlich dieses Projekt Stadion, Projekt einer Mehrzweckhalle, Projekt, etwas für die Sportstadt Wien zu tun, oberste Priorität haben muss, weil Wien fehlt in diesem Bereich ganz sicher erstens ein Stadion, zweitens eine sportliche Mehrzweckhalle, überhaupt keine Frage. 

Das möchte ich von dem trennen, was der Kollege Chorherr gesagt hat, wie das dort passiert. Das ist natürlich eine Sache, die man sich in Zukunft sehr wohl anschauen muss. 

Die gesamte Entwicklung Rothneusiedl ist einfach ein Versäumnis sozialistischer Planungspolitik, wie so oft in Wien. Ich möchte nämlich darauf hinweisen, dass zum Beispiel noch vor einem Jahr im Strategieplan unter Punkt 8, Rothneusiedl, Folgendes steht: „Das Zielgebiet inkludiert 105 Hektar. Es wurde im Stadtentwicklungsplan 1994 als potentielles Stadterweiterungsgebiet ausgewiesen, dessen Bedeutung in der Zwischenzeit zurückgesetzt wurde." - Das steht noch vor einem Jahr im Strategieplan. Des Weiteren steht dort: „Durch den Ausbau der geplanten Infrastruktur bedeutsamer Verkehrswege ist eine Entwicklungsdynamik zu erwarten, die nicht kompatibel mit den prioritären räumlichen Zielen der Stadtentwicklung ist." - Auch das steht im Strategieplan auf Seite 291. 

Das heißt, man hat offensichtlich jahrelang verabsäumt, in diesem Entwicklungsgebiet etwas zu planen und ist erst dahintergekommen, als ein privater Finanzier, ein privater Sponsor oder ein Präsident eines Fußballklubs aktiv geworden ist. Daher wundert es mich nicht, dass StR Schicker bei einer Anfragebeantwortung von mir in dieser gleichen Frage bereits voriges Jahr gesagt hat: „Es kommt keine U1-Verlängerung. Die ist nicht finanzierbar. Aber es reicht auch, wenn der 67er verlängert wird." Ich kann mich noch sehr gut daran erinnern. Es hat Gelächter gegeben. Absolut unmöglich, wenn man so etwas hier plant. 

Zum Verkehr: Die U1-Verlängerung ist erst seit kurzem wieder im Gespräch, dass man sie plant, ohne zu wissen, wie die Trasse laufen wird. In einer vierten Stufe, wo man nicht weiß, wann die begonnen wird zu bauen. Ich schätze einmal, ab 2009, das heißt, das Entwicklungsszenario und das Fertigstellungsszenario günstigstenfalls 2012 bis 2014. 

Heute höre ich vom Herrn Bürgermeister, dass auch die U4 verlängert wird. Das ist alles schon im Gespräch. Wenn ich mir jetzt den Masterplan "Verkehr 2003" in der vierten Ausbaustufe anschaue, steht dort schon drinnen, U1-Süd Rothneusiedl, U2-Nord zum Flugfeld Aspern, U2-Verlängerung Karlsplatz bis Arsenal, U6 Stammersdorf und jetzt kommt dazu und steht damals noch nicht drinnen, wie wir heute erfahren, U4 Auhof. Ich frage, wie das finanziert werden soll. Zu der Ausrede, dass der Herr Finanzminister und der Herr Verkehrsminister, die sicher beide nicht meine Freunde sind, hier noch nicht agiert haben, muss ich sagen, die Stadt Wien und nicht der Bund hat die Prioritäten der Linienführung zu setzen. Der Bund, insbesondere der Herr Finanzminister, gibt das Geld her und mischt sich prinzipiell nicht in die Linienführung der Stadt Wien ein.

Es ist laut Strategieplan, ich zitiere ebenfalls wieder, eine Verbindung zwischen der S1, die jetzt fertiggestellt wird, und der U1, die irgendwann einmal dort eine Station haben wird, wegen Park and Ride-Anlagen erforderlich. Des Weiteren muss die S1 mit der A23 verbunden werden, steht im Strategieplan, egal was dort geplant wird, weil man von Süden her eine Zufahrt braucht, um Favoriten vom Verkehr zu entlasten.

Meine Damen und Herren, wir sind dafür, dass man im Süden Wiens korrekt, aber mit Priorität hoch im Bereich eines Sportcenters, im Bereich einer Betriebsansiedlung, hauptsächlich mit Betrieben im Zusammenhang mit dem Güterterminal Inzersdorf, plant. Es steht im Strategieplan, ich zitiere wortwörtlich: „Die Errichtung eines Einkaufszentrums/Fachmarktzentrums wird als vertretbar angesehen." - Das ist eine sehr schwammige Formulierung. Wenn aber "Fachmarktzentrum" steht, dann kann ich mir vorstellen, dass die Planer nicht im Sinne haben, hier eine Shopping City Süd 2 zu planen, sondern eher etwas im dezenteren Bereich, was durchaus vertretbar wäre. 

Meine Damen und Herren, schlussendlich hat der Herr Bürgermeister in einer Anfragebeantwortung am 14. Dezember zusammengefasst gesagt, es hat keinen Sinn, ein Stadion, ein Entertainmentcenter, ein Einkaufs-Center oder was sonst dort hinkommt ohne öffentliche Verkehrsmittel zu bauen. Der letzte Satz vom Herrn Bürgermeister war: „Im Grundsatz stimmen wir hier überein, jawohl, es hat keinen Sinn, solche Entwicklungen zu machen ohne hochrangigen öffentlichen Verkehrsanschluss."

Meine Damen und Herren, das ist ein Musterbeispiel sozialistischer Fehlplanung im Süden Wiens mit einer Fläche von 105 Hektar. Jetzt gehen wir es an, weil ein anderer etwas bauen will. Wir sind dafür, dass dort gebaut wird, aber bitte, Priorität hoch, alle Abteilungen haben ab sofort in diesem Raum zu planen, aber nicht alles in die Öffentlichkeit zu tragen, weil der Herr Bürgermeister hat damals ebenfalls gesagt, man soll das Maul halten, aber bei den beteiligten Personen ist das Gegacker halt sehr schwierig einzuschätzen. Ich nehme an, er hat sich selbst auch gemeint. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Kenesei. - Bitte.

GR Günter Kenesei (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Nach einem 3:1-Sieg im Derby tue ich mir ein bisschen leichter, wiewohl die Sache für alle Beteiligten unangenehm genug ist, was da in Rothneusiedl diskutiert wird und eventuell passiert.

Ein klassisches Beispiel "Sie wünschen, wir widmen". Es reiht sich nahtlos in die sozialdemokratische Planungskultur ein, egal an welchem Eck in Wien, ob Norden, Süden oder Westen. Das ist ganz egal. Immer dann, wenn es viel Geld für einige wenige zu verdienen gibt, steckt SPÖ-Stadtplanung dahinter.

Mich würde, insbesondere auf Grund der Diskussionen der letzten Tage und Wochen, interessieren, welche Rolle eigentlich der Planungsstadtrat bei dieser ganzen Sache spielt, außer der eines eventuell interessierten Beobachters. Weil mehr ist von ihm noch nicht gekommen. 

Es gibt, und ich wiederhole mich, absolut kein Konzept, keinen Masterplan, außer die Idee, ein Stadion und ein Einkaufszentrum nach Rothneusiedl zu bringen. Das mag den einen, nämlich den Fußballverein und den Financier, den dortigen Präsidenten, und ein paar Wenige, die an den Grundstücken viel verdienen, freuen. Das mag den Herrn Hager freuen, der sehr eigenartige Verträge bei den Grundstückseigentümern ausgeteilt hat, wo er ihnen schon garantiert, welche Widmung in Zukunft auf ihren Feldern sein wird, und natürlich am Widmungsgewinn mitpartizipieren möchte. Das hat er sich auch vertraglich sichergestellt. So funktioniert offensichtlich sozialdemokratische Planungskultur.

Interessant ist es bezüglich des Einkaufszentrums. Die einen sprechen davon, das Supermegaeinkaufszentrum dort hinzubauen, um eine langfristige Finanzierung sowohl für den Verein als auch für die beteiligten Personen sicherzustellen. Auf der anderen Seite planen die ÖBB in nur knapp 4 km Luftlinie Entfernung Ähnliches, nämlich am neuen Zentralbahnhof. Auch dort soll im 10. Bezirk das Supermegaeinkaufszentrum hinkommen. Es bewegt sich in einer Größenordnung von, je nachdem, wie man es nimmt, ob man die Bahnhofshalle mitrechnet oder nicht, zwischen 35 000 und 45 000 m² Nettoverkaufsfläche. 20 000 m² sind Verkaufsfläche und 18 000 m² sind in der Bahnhofshalle, das ist dann kein Einkaufszentrum mehr. Also sind wir mittlerweile eh schon bei 38 000 m². Zwei große Zentren für den 10. Bezirk, für den Süden der Stadt. 

Interessant ist die Rolle des Bürgermeisters, keine Frage, der hier mehr als parteiisch agiert, so unter dem Vorsatz "Ist mein Fußballverein in der Krise, stelle ich ihm ein Stadion auf die Wiese." (Beifall bei der ÖVP.) 

Ob das ein nachhaltiges Konzept ist, den Herrn Stronach milde zu stimmen und weiter seine Millionen auszugeben, ist fraglich.

Interessant ist in dem Zusammenhang, immer dann, wenn es ums große Geld geht und die SPÖ ihre Finger drinnen hat, verschwindet diese Diskussion in dunkle Kanäle. Es wird im Planungsausschuss nichts diskutiert. In der MA 18 und in der MA 21 ist irgendwie die Duldungsstarre eingetreten. Dort wird ruhiggehalten und man wartet auf eine Entscheidung - Anführungszeichen - aus der Chefetage. Das ist der O-Ton einiger Mitarbeiter in diesem Bereich gewesen. Ich bin schon gespannt, wie diese Entscheidung aus der Chefetage ausschauen wird. 

Ich bin auch gespannt, wie die Diskussion mit den Betroffenen dort ablaufen wird. Denn es ist von Seiten der Grundstücke bei weitem nicht alles eitle Wonne. 

Es ist bei weitem nicht geklärt, in welcher Größenordnung das Stadion tatsächlich dort hinkommen soll, abgesehen von einer Mehrzweckhalle oder von einem Mehrwert für die Bevölkerung, von Sport- und Freizeiteinrichtungen, unabhängig des Stadions, von zusätzlichen Einrichtungen für Sport- und Freizeitaktivitäten, die allen zur Verfügung gestellt werden und wo nicht nur alle 14 Tage ein Match vor mehr oder weniger spärlicher Kulisse abläuft. Das ist bei weitem nicht geklärt. 

Vom Herrn Bürgermeister ist noch nie irgendetwas gesagt worden. Nur die Liebe zu einem Verein, die Liebe zu einem Fußballklub und der Liebesdienst, um einen Präsidenten milde zu stimmen, kann nicht die Conclusio der Stadtplanung sein. Hier versagt die SPÖ-Stadt-
regierung! Hier versagt die Stadtplanung, wie schon so oft in dieser Stadt!

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das Verkehrsproblem ist völlig ungelöst. Der Kollege Hoch wird darauf dann noch eingehen. Solange die Bezirksvorsteherin im 10. Bezirk auf der U-Bahn-Bremse steht, wird sich in diesem Bereich sowieso nichts tun. Da ist nur die Hoffnung so groß, dass es das Stadion geben wird und die Frau Bezirksvorsteherin nicht mehr im Amt ist. - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Hursky. - Bitte. 

GR Christian Hursky (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Hohes Haus!

Ich darf meine Rede mit einem kurzen Zitat beginnen, also einem Auszug aus einem Zitat, damit man mir nicht nachsagt, ich nehme nur Teile heraus: „Wenn jemand bereit ist, aus eigener Tasche so ein Stadion hinzustellen, sollte man nicht gleich Nein schreien. Es gibt international auch interessante Vorbilder wie das Baseler Stadion, eine 24 Stunden-Immobilie. Dort gibt es Ereignisvielfalt." Das Ganze ist aus dem "Falter" vom 5.11.2003. Ich zitiere den Herrn Chorherr zu diesem Thema, der sich vorhin gegen dieses Stadion so heftig gewehrt hat. (GR Mag Christoph Chorherr: Gegen Grundstücksspekulationen!)

Jetzt bin ich als Rapidanhänger und Rapidmitglied eigentlich sehr unverdächtig. Meine persönliche Meinung ist, die Zuschauerzahlen wurden zitiert, es reicht auch der Grenzackerplatz für die Austria. Aber international gesehen muss man sagen, es gibt schon auch andere Möglichkeiten. 

Wenn wir auf die Spekulation selbst eingehen, dann kann das ganze Thema nicht so neu sein. Wir diskutieren seit mehr als 20 Jahren eine Entwicklung in Roth-
neusiedl, die über den Frachtenbahnhof geht und die damals schon den U-Bahn-Ausbau, die Wohnbebauung und wirtschaftlichen Ausbau gefordert hat. 

Natürlich ist es, wenn wir heute irgendwo einen Ausbau machen, logisch, dass wir Angebot und Nachfrage haben und Angebot und Nachfrage auch immer die Preise bestimmen. Nur gibt es da auch den Grundsatz eines guten Kaufmanns, dass man seine Preise immer so wählen wird, dass man an einem Grundstück hintennach auch entsprechend etwas verdienen kann und dass die ganzen Sachen auch funktionieren, dass das möglich ist. Kein guter Kaufmann, sei es auch der Herr Stronach, wird in ein Projekt investieren, wo im Endeffekt nicht die Möglichkeit besteht, etwas zu verdienen und etwas Vernünftiges zu haben. 

Das gilt aber auch für die Wiener Stadtentwicklung, dass wir sagen, wir wollen mit diesem Impulsgeber Stadion auch unsere Stadt, unseren südlichen Teil Favoritens entsprechend weiterentwickeln. Ganz wichtig ist für uns die U1-Verlängerung, von der wir auch schon seit mehr als 20 Jahren reden. (GR Günter Kenesei: Sie haben 20 Jahre lang nichts weitergebracht!) Ganz wichtig ist für uns, dass sie nach Rothneusiedl hinausgeht und endlich auch die Per-Albin-Hansson-Siedlung einschließt.

Wenn ich auf den Kollegen Kenesei eingehe, der hier sehr polemisch der Frau Bezirksvorsteherin vorwirft, dass sie auf die Bremse tritt, sage ich Ihnen, die Frau Bezirksvorsteherin steht mit Sicherheit nicht auf der Bremse; wir wissen bereits seit zwei Jahren, wie der Trassenverlauf sein soll. Es hat auch Ausstellungen im Bezirk gegeben. Ich weiß nicht, wieso sie scheinbar nicht besucht worden sind. Dabei haben wir uns dann im Endeffekt für eine Variante entschieden, wo es nur mehr um die letzten paar Meter bei diesem Stadion geht. (GR Günter Kenesei: Sie wissen anscheinend nicht, dass es auf der Donaulände zwei Varianten gibt!) 

Das Schlimme daran ist ganz einfach, dass Sie es als der gute Freund unseres Herrn Finanzministers nicht schaffen, uns die 50:50-Beteiligung sicherzustellen. (GR Günter Kenesei: Sie waren Vorsitzender im Verkehrsausschuss des Bezirks!) Darum möchte ich wirklich bitten, anstatt hier herauszuschreien, in die Himmelpfortgasse zu gehen und den Herrn Finanzminister um die notwendigen finanziellen Mittel zu bitten, damit wir als Favoritner die notwendige Unterstützung haben, weil sonst müssen wir dann schon wieder am Viktor-Adler-Markt sagen, wo wir nichts bekommen und wo wir unsere Möglichkeiten für das Ganze suchen müssen. (GR Dr Matthias Tschirf: In der Karibik! Denken Sie an die 
BAWAG!)

Ich sehe in Rothneusiedl nicht, so wie die meisten hier, ganz einfach negative Dinge. Auch die Zwischenrufe bringen mich nicht aus der Ruhe. Ich sehe nicht die negativen Dinge, ich sehe die Zukunft Favoritens, eine Zukunft, wo Sport stattfindet, eine Zukunft in Favoriten, wo die Wirtschaft Platz hat, wo Wohnen Platz hat und eine Zukunft Favoritens mit einer verlängerten U1. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Mahdalik.

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Werte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Das Stadion Rothneusiedl, die neue Heimstätte der Austria, wäre dort wichtig, darf aber nicht als Aufhänger für die gesamte Entwicklung in diesem Bereich genommen werden. Wenn es jetzt aus irgendeinem Grund nicht stattfinden wird, kann man nicht sagen, okay, dann finden die anderen Dinge auch nicht statt, da wird vielleicht die U-Bahn nicht dorthin verlängert. Weil wenn man nach diesem Schema auch in anderen Bereichen der Verkehrs- und Planungspolitik vorgehen würde, geht die Stadt Wien das nächste Mal her und sagt, die U4 nach Auhof, die keineswegs noch fix ist, wird nur dann verlängert, wenn die Rapidler von Sankt Hanappi nach Auhof übersiedeln. Das kann wohl nicht der Weisheit letzter Schluss sein. 

Die Wiener Freiheitlichen wären für eine neue Heimstatt der Wiener Austria in Rothneusiedl, weil das Stadion am Verteilerkreis, das Horr-Stadion, obwohl in den letzten Jahren einiges gemacht worden ist, eine mittlere Katastrophe von den Verkehrsanbindungen her ist und eigentlich eines erfolgreichen Vereins nicht würdig ist. Aber die Austria braucht viel mehr als ein neues Stadion. Das ist eher ein mittel- bis langfristiges Projekt. Kurzfristig, glaube ich, wäre eine neue Führung wichtiger, aber damit meine ich nicht so sehr das Kuratorium mit dem Vorsitzenden Bgm Häupl, sondern eher das Präsidium, wo Leute herumsitzen, die oft schon sozialistische Spitzenpolitiker als Berater auf dem Gewissen haben. Vor allem gehört auch eine neue Mannschaft her. Im Moment gibt es dort eine gesichtslose Legionärstruppe, die eigentlich die Zuschauer nicht in dem Maße interessiert, wie es eines Rekordcupsiegers würdig ist. Wenn ich mich an früher erinnere, wo ein Nyilasi, ein Morales und ein Martinez gespielt haben, waren das noch Personen, wo die Leute gesagt haben, für die macht es Sinn, ins Stadion zu gehen. Heute gibt es einen kickboxenden Tormann, der für Schlagzeilen sorgt, aber nicht viel mehr.

Darum sind wir der Meinung, dass die Austria dort eine neue Heimstatt finden soll, aber daneben sind im Umfeld noch einige andere Planungen notwendig, um diesem ganzen Projekt einen Sinn zu geben. Es soll dort auch Wohnbau in großem Rahmen stattfinden. Es sollen Einkaufsmöglichkeiten in sehr großem Rahmen geschaffen werden. Dazu möchte ich gleich sagen, in den Ausmaßen, wie diese Einkaufsmöglichkeiten angedacht sind, werden sie nicht unsere Zustimmung finden. Natürlich müssen dort Nahversorger angesiedelt werden und Einkauf auch in einem bisschen größeren Stil geschaffen werden. Diese Dinge sind dort ideal mit der Anbindung an die S1 beziehungsweise an die U1-Verlängerung.

Man kann damit zwei Fliegen mit einem Schlag treffen, denn man würde dort für die Zusiedler 10 000 bis 15 000 Einkaufsmöglichkeiten schaffen, aber zur gleichen Zeit auch den Kaufkraftabfluss, der in den letzten Jahrzehnten Richtung Shopping City Süd vom Wiener Grund und Boden stattgefunden hat, eindämmen und Steuereinnahmen für die Stadt Wien lukrieren. Ich glaube, dafür lohnt es sich, Einkaufsmöglichkeiten mit Maß und Ziel zu schaffen. 

Wir haben aber dort vor einiger Zeit auch schon eine Projektidee in die Diskussion gebracht, nämlich einen zweiten Vergnügungsthemenpark für Wien. Wir haben ihn "Vindobona City" oder "Sissy-Land" genannt. Das war der Arbeitstitel. Es soll dort möglich sein, eine Zeitreise durch 2 000 Jahre Wien an einem Tag zu unternehmen, angefangen von der Römerzeit über die Babenbergerzeit, über die Türkenbelagerungen, die Zeit Maria Theresias bis hin zur josefinischen Zeit, über den Staatsvertrag bis zum Dritten Mann, mit einem Schwerpunkt "Sissy-Zeit", weil man an den Auslastungszahlen des Musicals gesehen hat, Sissy zieht, die Kaiserzeit zieht, die Ära der Monarchie. Daher sollte dort der Schwerpunkt gelegt werden. Es soll ein populärwissenschaftlicher Park mit modernen Attraktionen im historischen Kleid dort errichtet werden. Es wäre auch für Kinder und Jugendliche sehr interessant, dort unsere Geschichte, 2 000 Jahre, in spielerischer Form zu lernen. 

Vorher sind aber noch einige Dinge zu regeln. Weil, woran hapert es im Moment? Es sind noch einige Grundstückstransaktionen durchzuführen. Es gibt dort eine Privatstiftung, es gibt private Bauern. Der potentielle Investor sagt natürlich zu Recht, es ist die Aufgabe der Stadt Wien, diese Grundstückstransaktionen zu einem guten Ende zu führen. Aber wie man hört, hat in den letzten zwei bis drei Monaten zum Beispiel keine Verhandlung mit der Privatstiftung stattgefunden. Da kann auf Sicht nichts weitergehen und da kann die Stadtentwicklung nicht vorangetrieben werden. 

Darum appelliere ich an die SPÖ, ihre Verantwortung wahrzunehmen und nicht das nächste Stadtplanungsprojekt in bewährter sozialistischer Manier zu verzögern oder gar zu versemmeln und Druck zu machen, Priorität eins, wie der Kollege Madejski gesagt hat, auf dieses ganze Projekt zu legen, damit dieses wichtige Stadtentwicklungsgebiet bald in Angriff genommen wird! - Vielen Dank. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Dipl Ing Gretner. - Bitte.

GRin Dipl Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich muss sagen, ich bin einigermaßen überrascht. Ich habe mir bei dem Thema mehr Aufmerksamkeit und auch Emotion erwartet. Ich habe mir gedacht, wenn ein Fußballstadion irgendwie im Titel vorkommt, dass zumindest der Saal gut besetzt ist und die betroffenen Personen anwesend sind, aber gut, man lernt nicht aus. 

Ich habe mir das genau im Stadtentwicklungsplan angeschaut und nicht im Strategieplan, Herr Madejski. Im Stadtentwicklungsplan, der alle zehn Jahre beschlossen wird, gibt es auch eine Tabelle, die ein bisschen in die Richtung geht, was die Wiener Stadtplanung will. Also, was wir immer eingefordert haben, mehr Verbindlichkeit, ist nicht so ganz gemacht worden, aber es gibt dann doch eine Tabelle, wo zumindest Zeithorizonte fixiert sind. 

Da kann man bei Rothneusiedl ganz klar sehen, dass es nicht zu den prioritären Gebieten gehört, und zwar auch mit wunderbar formulierten Begründungen wie zum Beispiel - Zitat: „Denn nur dann, wenn bei einem bestimmten Entwicklungsgebiet alle notwendigen Voraussetzungen kumulativ erfüllt sind beziehungsweise gleichwertige Alternativen zur Verfügung stehen, kann dieses erfolgreich entwickelt werden." In Klammer steht da noch: „Das heißt, die Grundstücksverfügbarkeit plus öffentlichem Ausbau plus motorisiertem Individualverkehrausbau müssen gesichert sein." - Sie werden mir alle darin Recht geben, dass das in diesem Fall nicht erfüllt ist.

Zu Rothneusiedl steht dann noch dezidiert drin: „Dadurch, dass die S1 bereits in Bau ist, gibt es keine zeitliche Übereinstimmung mit dem U-Bahn-Bau, und dadurch entsteht kurzfristig ein massiver Anreiz für am motorisierten Individualverkehr orientierte Nutzungen, welche, sofern sie realisiert werden, für die später möglichen intensiveren Bebauungen keinen Platz mehr lassen und somit die Sinnhaftigkeit der U1-Verlängerung in Frage stellen würden. Hier ist es daher erforderlich, von einer kurzfristigen Verwerfung abzusehen."

Dieser Stadtentwicklungsplan ist ein Beschluss des Wiener Gemeinderates, die sozialdemokratische Fraktion hat ihn beschlossen. Ich frage mich wirklich: Wie ernst nehmen Sie Ihre eigenen Beschlüsse, wenn hier ein halbes oder ein dreiviertel Jahr später genau das Gegenteil besprochen und ernsthaft diskutiert wird?

Es gibt auch, wie zum Teil schon angesprochen, Parallelen zu anderen Stadtentwicklungsgebieten im Süden. Ich würde sagen, beim Wienerberg oder auch bei Monte Laa ist es ähnlich gelaufen. Es gab zwar nie eine Planung, die Stadt dort weiterzuentwickeln, aber es gab eben, sagen wir einmal, befreundete Investoren, die sich dafür eingesetzt haben, dass diese Stadtentwicklung stattfindet. Da muss ich schon sagen, da fehlt mir die Stadtplanung, die dann sagt: Hallo, Moment, wir haben Prioritäten, wir haben Zeithorizonte, wir lassen nicht alles mit uns machen!

Ich erwarte mir da einen klaren Standpunkt des Stadtrats für Stadtentwicklung, und zwar auch deshalb, weil dann immer argumentiert wird: Wir müssen Arbeitsplätze sichern, und während dort die Baustelle ist, gibt es so und so viele Arbeitsplätze mehr. Sie müssen schon bedenken, dass Sie mit so einer Standortpolitik den Standort kaputt machen. Denn wenn alle im Stau stehen, weil die Verkehrsproblematik lange nicht gelöst ist, dann machen Sie den Standort Wien kaputt, und dann sichert das sicher keine Arbeitsplätze, sondern es gefährdet Arbeitsplätze. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Abschließend möchte ich noch auf Herrn GR Hursky eingehen. Sie haben gesagt, es muss für einen Wirtschaftstreibenden legitim sein, dass er etwas verdient. - Das ist schon richtig, nur darf es nicht auf Kosten der Steuerzahler geschehen. Denn diese zahlen 300 Millio-
nen EUR für U-Bahn-Infrastruktur, Kanal et cetera, damit einige Private Gewinn machen können; das ist wohl nicht Sinn und Zweck der Sache. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Hoch. Ich erteile es im.

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Gleich zu Beginn möchte ich festhalten, dass es ein Skandal ist, dass der Herr Bürgermeister nicht anwesend ist. (Beifall bei der ÖVP.) Seit Monaten hält er uns mit seinem Projekt in Rothneusiedl in Atem, er plant dort völlig allein, und heute findet er es nicht einmal der Mühe wert, dass er sich hier zu uns setzt und zumindest unsere Argumente anhört.

Zum Kollegen Hursky: Das ist schon ein starkes Stück! Ich unterstelle Ihnen einmal, dass Ihr Informationsstand über dieses Projekt nicht höher als der der Opposition ist. Denn immer, wenn man bei Ihnen im Bezirk jemanden fragt, was sich dort tut, höre ich nur mehr: Chefsache! Tun Sie daher bitte nicht so, als ob Sie dort völlig eingebunden wären. Ich weiß, dass Sie jahrzehntelang Bezirksrat in Favoriten waren, aber das ist völlig unglaubwürdig. (Beifall bei der ÖVP.) 

Die bisherige Diskussion zeigt uns, dass es den GRÜNEN, aber auch der SPÖ nicht vordringlich um die Entwicklung dieses hochwertigen Gebietes geht, sondern es geht ihnen um eigene Interessen. Den GRÜNEN - und Herr Chorherr lässt das auch immer wieder durchklingen - geht es darum, die U-Bahn-Verlängerung dort zu verhindern - eindeutig! (GR Mag Christoph Chorherr: Die U-Bahn...? Ich spekuliere auf die U-Bahn! - Weitere Zwischenrufe bei den GRÜNEN.)
Nein, in dem Gebiet wohnen... (GR Mag Christoph Chorherr: ...spekulieren in der Karibik, ich spekuliere auf die U-Bahn!) Als Favoritner Mandatar sage ich Ihnen das jetzt schon mit einiger Verbitterung. Die GRÜNEN, die Initiatoren dieser Aktuellen Stunde, wollen mit ihrem aggressiven Stil der letzten Tage, vor allem am Freitag, jeden potentiellen Investor vertreiben, der in Zukunft in dieser Stadt etwas bewegen möchte. Man kann zu diesem Projekt und zur Vorgangsweise des Bürgermeisters stehen, wie man will, aber Ihr politischer Stil schädigt letztendlich den Investitionsstandort Wien, Herr Chorherr! (Heiterkeit bei den GRÜNEN.)
Ein weiteres Problem ist der Interessenkonflikt unseres Bürgermeisters. (GR Mag Christoph Chorherr: Meine Aktien steigen! Ich habe auf U-Bahn-Optionen gesetzt!) Er muss einen Weg finden, sein Hobby, die Wiener Austria, weiterhin zu finanzieren. Ich möchte nicht näher auf die dramatischen Auswirkungen auf den Verkehr eingehen; das wurde genügend und ausführlich diskutiert. (StR David Ellensohn: Wo steht die ÖVP in der Frage?) Ich möchte vielmehr darauf eingehen, wie der Bürgermeister und die Wiener SPÖ mit den in diesem Gebiet lebenden Menschen umgehen. 

Seit Jahren wird die U-Bahn-Verlängerung versprochen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Fuchs und Hase!) Voreilig verbauen SPÖ-nahe Wohnbauträger bereits halb Oberlaa, halb Unterlaa und Rothneusiedl mit Gemeinde- und Genossenschaftswohnungen. Tausende Menschen sind bereits zugezogen, weitere tausend werden im Herbst in der Nähe der Donauländebahn folgen. Statt dass sie vom Verkehr entlastet werden, nimmt dieser extrem zu. Der Grund ist natürlich, wie heute diskutiert, die fehlende U-Bahn-Anbindung. 

Seit 2000 macht es sich die Stadtregierung gemeinsam mit der Bezirksvorstehung relativ einfach, indem immer wieder behauptet wird, der Bund sage eine 50 Prozent-Beteiligung nicht zu, was de facto - auch auf Nachfrage heute - nicht stimmt. Im Einzugsgebiet des notwendigen U-Bahn-Ausbaus vom Reumannplatz nach Rothneusiedl leben an die 40 000 Menschen, die von der Anbindung profitieren würden. Aber was bewegt unseren Bürgermeister und beschäftigt ihn so sehr, dass die Planungen für die U-Bahn nicht zeitgerecht vorangetrieben werden? Er kümmert sich eben lieber um das zitierte Stadion und das angrenzende Einkaufszentrum, dessen ökonomischer Sinn für die Region nicht wirklich durchschaubar ist. 

Als gelegentlicher Fußballplatzbesucher frage ich jetzt gar nicht, ob es sinnvoll ist, einem Bundesligaverein ein Stadion für 30 000 Besucher hinzustellen. Selbst bei zukünftigen Champions-League-Erfolgen, wie sie sich der Kuratoriumsvorsitzende der Austria sicher wünscht, wäre eine solche Größe überdimensioniert. Aber das Risiko trägt auch der Investor. Was selbst nach erfolgreichen Champions-League-Saisonen passieren kann, sieht man ja letztendlich bei Sturm Graz.

Ich frage auch nicht, warum - Sie haben es vorhin selbst gesagt - die Favoritner Bezirksvorsteher beziehungsweise die SPÖ-Bezirksräte nicht über den Stand der Planungen informiert werden. Wen auch immer man im Bezirk fragt, es heißt: Das ist Chefsache! Wer der Chef bei dieser Sache ist, ist klar: Es ist dies der Herr Bürgermeister; es ist nicht der Planungs- oder der Wohnbaustadtrat, es ist der Bürgermeister himself.

Ich frage mich auch, was der Herr Bürgermeister - wie gesagt, der Chef bei diesem Vorhaben - von der Vorgangsweise des zitierten Herrn Hager hält, der durch sein Handeln die Grundstückspreise in dieser Gegend enorm in die Höhe treibt. So würde uns interessieren, ob die extrem hohen Kosten für die notwendigen Grundstücke von der Gemeinde oder von Herrn Stronach getragen werden beziehungsweise mittels Gegengeschäftes mit den Besitzern, wie Tausch gegen ein vergleichbares, verrechnet werden soll. Wer zahlt da die Differenz? Die derzeitige Vorgangsweise - ich bin gleich fertig - deutet nicht auf eine strukturierte und wohl durchdachte Planung hin, "Panikreaktion" kommt einem da eher in den Sinn. 

Zu dem Thema, dass die Verträge für die Grundstückskäufe unterschriftsreif sind, wie behauptet wird, darf ich dem Herrn Bürgermeister, der leider nicht da ist, ein Geschenk direkt aus Rothneusiedl mitbringen, ein kleines Fläschchen Erde aus Rothneusiedl von einem potentiellen Grundstücksverkäufer von heute Morgen. (Amtsf StR Werner Faymann: Ist aber sehr originell!) Wenn es nach diesem Grundstücksbesitzer geht, wird Herr Stronach noch ein paar Mal nach Österreich kommen müssen, bis alle für einen etwaigen Stadionneubau notwendigen Gründe im Besitz der Gemeinde Wien sein werden. Bis dahin wollen wir dem Bürgermeister zumindest ein bisschen Rothneusiedl-Erde übergeben; damit, meine ich, kann er einmal seriös planen. Ich übergebe es hiermit dem Wohnbaustadtrat. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Gaal. Ich erteile es ihr.

GRin Kathrin Gaal (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren, vor allem meine Damen und Herren von der Opposition!

Ich kann Sie beruhigen: Es gibt weder ein Planungsdebakel noch Grundstücksspekulationen. Das Gegenteil ist der Fall. (Heiterkeit bei der ÖVP und den GRÜNEN. - GR Dr Matthias Tschirf: ...in der Karibik?) Rothneusiedl ist ein wichtiges Stadterneuerungsgebiet für Wien und Favoriten und gehört daher dementsprechend genutzt. Deshalb ist Rothneusiedl auch als Stadterweiterungsgebiet im Stadtentwicklungsplan 05 wieder ausgewiesen, und das ist gut so. Denn der Süden Wiens, der Süden Favoritens gehört gefördert, und daher ist der Stadtentwicklung in diesem Bereich ein hoher Stellenwert einzuräumen. (Beifall bei der SPÖ.)
Wenn Sie von einem "totalen Chaos" sprechen und uns Versagen vorwerfen, dann muss ich hier schon festhalten: Das ist Ihre Sichtweise, aber es ist die falsche Sichtweise! Unser Herr Bürgermeister hat immer wieder betont, zuletzt auch hier im Wiener Gemeinderat, dass gleichzeitig mit dem Bau des Stadions die öffentliche Verkehrsanbindung, nämlich die S1 und die Verlängerung der U1, fix sein muss. (GR Günter Kenesei: Wie soll denn das funktionieren?)
Favoriten steht den Überlegungen eines Einkaufszentrums, eines Stadions, einer Mehrzweckhalle (GR Günter Kenesei: 2010 wird das Stadion eröffnet!) und von Wohnbauten durchaus positiv gegenüber. (GR Günter Kenesei: 2010 wird das Stadion eröffnet!) Wir haben auch immer gefordert, dass dazu die U-Bahn-Ver-
längerung, die U1-Verlängerung notwendig ist, mit all den begleitenden Maßnahmen, die im öffentlichen Raum dafür notwendig sind. (GR Günter Kenesei: Es wird sich die Zeit nicht ausgehen!) Aber über die Planung wird selbstverständlich noch zu diskutieren sein, und es wird noch eine Vielzahl von Detailgesprächen geben. (GR Günter Kenesei: Dann werden wir nie fertig! - Weitere Zwischenrufe bei der ÖVP.) Daher gehen Ihre Vorwürfe, Ihre Behauptungen - denn mehr ist es ja nicht - ins Leere. (GR Dr Matthias Tschirf: Wo ist der Bürgermeister?) 

Es wurde bereits erwähnt, aber ich möchte trotzdem noch einmal darauf hinweisen: Der Bund kommt seinen Finanzierungsverpflichtungen nicht nach. Ja, der Herr Finanzminister... (GR Mag Wolfgang Gerstl: Soll der Bund... auch zahlen?) Ich rede von der U-Bahn-Verlängerung, Herr Kollege Gerstl. Der Finanzminister stellt sogar den Finanzierungsschlüssel - 50 Prozent Bund zu 50 Prozent Land - in Frage! (Amtsf StR Werner Faymann: Ah!) Herr Kollege Hoch, ich weiß nicht, bei wem Sie sich informiert haben; aber diesbezüglich gab es sogar eine parlamentarische Anfrage, in der der Herr Finanzminister diesen Finanzierungsschlüssel in Frage stellt. (Amtsf StR Werner Faymann: Herr Kenesei, Ihr Finanzminister! - Weitere Zwischenrufe.) Nur zur Erinnerung: Er gehört Ihrer Fraktion an, und deshalb wäre es eine Idee, meine Damen und Herren von der ÖVP: Gehen Sie zum Finanzminister, erklären Sie ihm die Verpflichtung des Bundes bezüglich der U-Bahn-Ver-
längerung, und im Interesse Wiens wünsche ich ihm persönlich alles erdenklich Gute und viel Erfolg dabei. (Beifall bei der SPÖ.)
Rothneusiedl ist ein enorm wichtiges Projekt, es gehört gut durchdacht, und das natürlich in engster Zusammenarbeit und Abstimmung mit dem Bezirk. Es geht auch hier um die Erhaltung der Lebensqualität in Wien und vor allem in Favoriten. Aber was sind eigentlich Ihre Alternativen? Was sind Ihre Vorschläge? Bis jetzt habe ich nichts anderes gehört als Miesmacherei und haltlose Anschuldigungen. 

Uns liegt die Stadtwicklung im Süden Wiens am Herzen, und wir werden gemeinsam mit der Bevölkerung - gemeinsam mit der Bevölkerung! - in diesem Gebiet die Stadtentwicklung vorantreiben (GR Günter Kenesei: Noch zwanzig Jahre!), damit sich die FavoritnerInnen in diesem Bezirk weiterhin wohl fühlen. (GR Günter Kenesei: Noch zwanzig Jahre!) Dass sie das tun, Herr Kollege Kenesei - Sie sind ja jetzt bei der ÖVP -, zeigt auch das Ergebnis im Bezirk bei der letzten Wahl. (Beifall bei der SPÖ. - GR Günter Kenesei: Die nächsten zwanzig Jahre, ja!) 

Wir lassen uns von Ihnen sicher nicht "Debakel" und "Spekulation" unterstellen. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) Denn, meine Damen und Herren, Wien ist gerade nicht durch Ihre Politik diese offene, lebenswerte und sichere Stadt, sondern durch die Politik, die die Sozialdemokratie gemeinsam mit den Wienerinnen und Wienern verwirklicht. (Heiterkeit bei der ÖVP.) Deshalb empfehle ich Ihnen: Nutzen Sie die Chance, machen Sie mit bei dem Projekt! (Beifall bei der SPÖ. - GR Günter Kenesei: Das ist die Sicht mit Scheuklappen!) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Die Aktuelle Stunde ist beendet.

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass von Gemeinderatsmitgliedern des Grünen Klubs 5 und des ÖVP-Klubs 8 schriftliche Anfragen eingelangt sind. 

Vor Sitzungsbeginn sind von Gemeinderatsmitgliedern folgende Anträge eingelangt: 3 des Klubs der Wiener Freiheitlichen und 1 des Klubs der ÖVP. Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben, und die Zuweisungen erfolgen wie beantragt.

Von der Tagesordnung wird die Postnummer 31 abgesetzt. 

Die Anträge des Stadtsenats zu den Postnummern 1, 5, 6, 9 und 10, 12 bis 17, 19, 20, 24 bis 27, 29, 30, 32, 33 und 36 bis 38 gelten gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung als bekannt gegeben. 

Bis zu Beginn dieser Sitzung hat kein Mitglied des Gemeinderats zu diesen Geschäftsstücken die Verhandlung verlangt. Ich erkläre daher gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung diese als angenommen und stelle fest, dass die im Sinn des § 25 der Wiener Stadtverfassung erforderliche Anzahl von Mitgliedern des Gemeinderats gegeben ist.

In der Präsidialkonferenz wurden nach entsprechender Beratung die Postnummer 23 zum Schwerpunkt-Verhandlungsgegenstand erklärt und gleichzeitig folgende Umreihung der Tagesordnung vorgeschlagen: Postnummer 34, 35, 28, 39, 2, 4, 7, 8, 3, 11, 18, 20 und 21. Die Postnummern werden daher in dieser Reihenfolge zur Verhandlung gelangen.

Nunmehr gelangt die Postnummer 23 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die neu zu gründende Stadt Wien - Wiener Krankenanstaltenverbund Projektentwicklungs- und Baumanagement GmbH.

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Wagner, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatter GR Kurt Wagner: Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Ich bitte um Zustimmung zum vorliegenden Akt und bitte Sie, die Verhandlungen einzuleiten.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Ich eröffne die Debatte. 

Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Ebinger. Ich erteile es ihm.

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke schön. - Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Der Tagesordnungspunkt, der heute als Haupttagesordnungspunkt gewählt wurde, betrifft die Errichtung einer Stadt Wien - Wiener Krankenanstaltenverbund Projektentwicklungs- und Baumanagement GmbH. Da steht in dem Akt drin: „Diese Tätigkeit gehört nicht zum Kerngeschäft des Krankenanstaltenverbundes." Und dann steht weiters drin: „Um das notwendige Fachwissen für ein rechtzeitiges, wirtschaftliches, zweckmäßiges Projektmanagement verfügbar zu machen...", wobei das Wort "rechtzeitig" interessant ist. Man fragt sich in dem Zusammenhang: Was haben Sie bisher gemacht? Oder was heißt rechtzeitig? Gerade noch rechtzeitig, bevor irgendwas passiert, was man dann vielleicht selber verantworten müsste? 

Und so wählt man eben, wie zum Hohn, eine rechtsformtransparente Struktur, kontrollierbare Abläufe. Kontrollierbar für wen, frage ich mich; für uns Oppositionspolitiker sicher nicht mehr, weil ja auch der KAV schon mehr oder weniger der Kontrolle entzogen ist. Ausschließlicher Auftraggeber ist der KAV, und hier geht es um die optimale Nutzung von Liegenschaften; darauf werde ich dann noch eingehen. Um die Kosten niedrig zu halten, bestellt man nur einen Geschäftsführer, einen Prokuristen und eine Generalversammlung, wobei auch nicht genau dasteht, wer dort dabei sein soll.

Meine Damen und Herren! Für uns ist das eine weitere Flucht aus dem Budget. Wir haben in den letzten Jahren, beginnend mit 2000, immer wieder feststellen müssen, dass wichtige kommunale Dienstleistungen aus dem Budget ausgegliedert wurden. Begonnen hat das mit Wiener Wohnen im Jahre 2000, weitergegangen ist es mit den Spitälern im Jahre 2002 - das ist jetzt quasi die Ausgliederung von der Ausgliederung -, und es reicht bis hin zum Fonds Soziales Wien. Der Konzern Wien hat nur mehr in einem bestimmten kleineren Bereich die Magistratsabteilungen und sonst immer mehr und mehr außerbudgetäre Dinge, wie gesagt: Wiener Wohnen, KAV - das sind Unternehmen im Sinne der Stadtverfassung -, Fonds wie den WWFF, den WAFF, den Fonds Soziales Wien, Anstalten wie Wiener Museen, Holding Wiener Stadtwerke und so weiter. 

Das schlägt sich natürlich auch auf der Tagesordnung nieder. Wenn ich die Tagesordnung unseres Gesundheitsausschusses hernehme, beispielsweise vom März, dann haben wir darauf die üblichen Anfragebeantwortungen, weiters irgendwelche Mehrausgaben für die Feuerwehr - Wechselladefahrzeug, Ladekran - und einen Posten über einen Vertragsbediensteten, den man beispielsweise den Helfern Wiens zur Verfügung stellt - also eine sehr dürftige Tagesordnung -, und dann kommt wieder das Allfällige.

Wenn man die Tagesordnung vom April hernimmt, dann haben wir zwei Anträge, weiters ebendiese Ausgliederung - was ja auch kein erfreulicher Tagesordnungspunkt ist, weil wir uns wieder ein Stückchen unserer Kontrollmöglichkeiten selbst nehmen sollen, indem wir einer Ausgliederung zustimmen -, die Beteiligung am Dialysezentrum, eine Drehleiter und ein Werkstättenfahrzeug. 

Oder nehmen wir zum Beispiel den Jänner. Da haben wir überhaupt nur drei Tagesordnungspunkte, davon war einer eine Gebührenerhöhung bei der Wiener Rettung - gegen die wir selbstverständlich auftreten, weil man ja nicht nur auf Seiten des Bundes schimpfen kann, wenn alles teurer wird, und das dann selber immer als gerechtfertigt hinstellt -, und es ging auch um die Übertragung der Bereiche Gesundheitsberatung, Gesundheitstelefon und Polleninformation an den Fonds Soziales Wien, wo wir so gut wie überhaupt keine Mitspracherechte haben; da können wir uns nur die Ergebnisse der Tätigkeit gnadenhalber anhören.

Meine Damen und Herren! Aus unserer Sicht wird also das Budget der Stadt Wien mit solchen Maßnahmen immer mehr ausgehöhlt, und die Tagesordnung des Gesundheitsausschusses wird gleichfalls ausgehöhlt. Wir sind jedenfalls gegen solche weiteren Ausgliederungen. 

Es ist ja seit 1997 kein Finanzplan mehr erstellt worden, und 1997 wurde beispielsweise auch der letzte Bedarfs- und Entwicklungsplan für Einrichtungen für pfle-
gebedürftige Menschen erstellt; dieser ist bis heute nicht wirklich verwirklicht. Das heißt, das einzige, was stattgefunden hat, ist ein Ausverkauf von Grundflächen: Geriatriezentrum Wienerwald, Steinhofgründe; damit wird sich wohl diese Baumanagement GmbH beschäftigen müssen, beispielsweise mit der Versilberung der Steinhofgründe, der Hälfte der Steinhofgründe. Klar, das ist beste Lage, tolle Bauten - es ist eben modern und effizient. 

Ich kann mich noch gut erinnern, wie die Sozialdemokraten es von sich gewiesen haben und gesagt haben: Die Bundesregierung verkauft das Familiensilber! Aber bei der SPÖ ist natürlich alles ganz anders, vernünftig und begründbar, wenn man solche Dinge wie die Steinhofgründe verkauft - klar, das kann man ja wunderbar umwidmen! Es ist auch viel billiger, wenn man auf anderen Plätzen vielleicht die Grundstücke nur least und nicht selber kauft, was man so hört. Außerdem dürfte es heutzutage "in" sein, dass man bei Heil- und Pflegeeinrichtungen für Nerven- und Geisteskranke Umwidmungen vornimmt - in Luxuswohnungen oder in Eliteuniversitäten. Das scheint heutzutage mehr oder weniger auf der Tagesordnung zu sein. 

Oder nehmen wir das Neueste aus der Zeitung: Das Privatspital im AKH, natürlich auch etwas, mit dem sich diese Bauholding wird auseinander setzen müssen, Plan und Bau dieses Hotels und dieses Spitals. Dort wird ja ein Privatspital und auch ein Luxushotel gebaut. Wenn ich hier dem Pressedienst folge und Herrn Direktor Krepler zitiere, wird das Privatspital in etwa vier bis fünf Jahren fertig sein, für vermögende internationale Kundschaft, 120 Betten mit einem Eingang in das AKH-Hauptgebäude. Weiters ist ein Hotel geplant, ein Luxushotel, dass man eben die Leute und Angehörigen dort unterbringen kann. Das wird auch den Gästen offen stehen, auch für die medizinische Behandlung. Dass das Privatspital kommt, sei aber fix, sagt Herr Krepler. 

In einem anderen Pressedienst wird das dann von der Frau Stadträtin ein bisschen relativiert, und sie sagt, das ist alles andere als fix. Allerdings wurde der Bauplatz für die Errichtung des Privatspitals schon letztes Jahr freigegeben, ganz so scheint es also nicht zu sein. 

Wenn ich mir dann durchlese, wie das im sozialdemokratischen Sinne zu verstehen ist, was man von einer Zwei-Klassen-Medizin halten soll, und mir das auf der SPÖ-Homepage anschaue - Mag Renate Brauner: „Ich habe dieses Menschenressort im Juli 2004 im vollen Wissen um die Herausforderung übernommen. Die Leistungen, die unsere Spitzenmedizin heute erbringen kann, werden immer komplexer und immer besser und dadurch natürlich immer teurer. Wir setzen uns dafür ein, dass diese Spitzenmedizin allen Wienerinnen und Wienern zugute kommt. Medizinische Versorgung auf höchstem Niveau darf und soll keine Frage des Einkommens sein. Wien ist eine soziale Stadt, in der bestmögliche Gesundheitsversorgung für alle WienerInnen obersten Stellenwert besitzt. Die Wiener SPÖ als Stadtregierung und Bürgermeister Häupl an der Spitze kämpfen darum, dass das so bleibt."

2005 steht auf der Homepage der SPÖ unter Spitäler: „Unser gesundheitspolitisches Modell ist dem Modell der schwarz-blauen Bundesregierung diametral entgegengesetzt. Wir lehnen die Zwei-Klassen-Medizin entschieden ab. Die finanzielle Situation des Einzelnen darf niemals entscheidend für den Zugang zur optimalen medizinischen Versorgung sein."

Das ist sozialistische Theorie - und in der Praxis schaut dann, wenn man etwas ausgliedert, zum Beispiel den KAV, die Welt schon anders aus. Denn der Wiener Krankenanstaltenverbund hat natürlich auch ein Leitbild, und in diesem Leitbild heißt es: „Unser Leitbild nennt die Ziele und Grundsätze, für die wir uns einsetzen und die wir anstreben. Es ist für die Zukunft der Orientierungsrahmen für die Entwicklung der Krankenhäuser, Geriatriezentren und sonstigen Einrichtungen des Wiener Krankenanstaltenverbundes und verdeutlicht unser Selbstverständnis." 

Unter einigem anderen haben wir dann den schönen Grundsatz: „Wir handeln wirtschaftlich nach unternehmerischen Grundsätzen." Das ist dann die beinharte Wahrheit! (Beifall bei der FPÖ.) Denn die solidarischen Reden halten wir fürs Volk, und für die Bonzen sind die Privilegien. Zur internationalen Kundschaft wird sich sicher auch der eine oder andere Bonze ins Privatspital oder ins Luxushotel legen dürfen, so wie ja auch die kleinen Leute ihre Kredite in der BAWAG bekommen und oben auf dem Dach die Bonzen in ihren Penthäusern leben. 

Meine Damen und Herren! Wir lehnen aus diesen Gründen und aus grundsätzlichen Überlegungen eine weitere Ausgliederung und damit diese Baumanagement GmbH ab. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Dr Pilz. Ich erteile es ihr.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Danke, Frau Vorsitzende!

Herr Kollege Ebinger, es wäre ja noch irgendwie verständlich, wenn es darum ginge, dass etwa die Ölscheichs und reichen Leute, von denen man rund um dieses Privatspital spricht, jetzt sozusagen als Kundschaft gewonnen werden, und man hätte dafür viel Geld für die eigenen sozialen Aufgaben und die medizinische Versorgung der Bevölkerung. Faktum ist, dass in der neoliberalen Gesundheitspolitik der Wiener Sozialdemokraten mittlerweile die kleinen Leute zur Kasse gebeten werden. Das sind auf einmal nicht etwa die großen Bonzen, sondern die adipösen Kinder, also Kinder mit Übergewicht, die auf einmal als... (Zwischenruf von amtsf StRin Mag Renate Brauner.) 

Doch, Frau Stadträtin! Im AKH - nur damit wir es hier auch einmal gesagt haben - wurden die Kinder von... (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Deswegen wird es leider auch nicht wahrer, Frau Kollegin!) Es ist leider wahr, dass die Kinder von Reinigungskräften und Migranten und Migrantinnen im AKH gegen die Gebühr von 250 EUR im Monat gegen Fettleibigkeit behandelt werden, und wenn sie die 250 EUR nicht bezahlt haben, dann konnten sie an dem Programm nicht teilnehmen. Wenn Sie Nein sagen, dann kann man auch sagen, der Mond ist die Sonne - das wird auch nicht wahrer. (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Haben wir das abgestellt?)
Sie haben es erst abgestellt, Frau Stadträtin, nachdem ich Sie darauf aufmerksam gemacht habe. Sie mussten von der GRÜNEN... (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Das nächste Mal sagen Sie es früher!) Ich sage es Ihnen, sobald ich es weiß, Frau Stadträtin. Und der Umstand, dass Sie es nicht wissen, lässt tief blicken. (Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Es ist ein Skandal, dass Sie es zulassen, dass im AKH Kinder, die mit massivem Übergewicht kämpfen, vom Personal zur Kasse gebeten werden - kein Kleingeld, große Summen! Dazu kommt noch, Herr Ebinger: Genützt hat es nichts. Ich habe viele Eltern gesprochen, die mir berichtet haben, wie sie bar das Geld über den Tisch rücken mussten für die Honorarnoten, die sie an verschiedenen Adressen - sei es innerhalb oder außerhalb des AKH - bedecken mussten, und die Therapie war für gar nichts. 

Frau Stadträtin! Wenn das die private neue, schöne Welt ist, von der Sie sprechen, dann: Gute Nacht, Gesundheitsversorgung! Es ist eben sehr, sehr bezeichnend, dass Sie sagen, Frau Stadträtin: Tut mir Leid, für die Herren Professoren im AKH bin ich nicht zuständig, darum muss sich schon die Uni kümmern - und die kümmert sich eben nicht um diese Art von Abzocke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Das war der Auftakt. Wir werden diese Projektentwicklungs-GmbH ablehnen, denn wir glauben, dass Sie und auch der Krankenanstaltenverbund genügend kompetente Führungskräfte haben. Es gibt Generaldirektoren, es gibt Direktoren, es gibt eine Teilunternehmung, die sich mit der Technischen Direktion beschäftigt. Alle die sollten ihre Arbeit tun, da muss man nicht noch weiter auslagern und Kompetenz zukaufen, die man offensichtlich intern nicht hat. 

Denn wohin das führt, Frau Stadträtin, das sehen Sie am Bericht des Kontrollamts über die Prüfung der Technischen Direktion der Teilunternehmung im AKH. Dort hat man festgestellt, dass diese Betriebsführungsgesellschaft - auch eine dieser ausgelagerten Strukturen - teurer als vergleichbare Universitätskliniken geführt wird, dass zu viel Geld investiert wurde, dass kein Überblick über die Leistungen gegeben war und dass die Erstellung eines Pflichtenheftes ausständig ist.

Das muss man sich einmal vorstellen: Da gibt es einen Auftraggeber, eine Auftraggeberin und eine Unternehmung, die Pflichten hat - in dieser Unternehmung waren im Übrigen im Wesentlichen ausgelagerte Beamte und Beamtinnen, Bedienstete des Magistrats tätig, da fangen ja die Grauzonen gleich an -, und über die Definition dieser Pflichten gab es in der Vertragsbeziehung eine derartige Eskalation, dass man vereinbaren musste, wie man die Situation wieder deeskaliert! Das muss man sich vorstellen: Man bedient sich eines Unternehmens, das den Betrieb zu führen hat, und ist nicht imstande, die Führungsaufgabe wahrzunehmen. Nichtsdestoweniger hat man den Vertrag mit dieser KMB-Betriebsführungs-
gesellschaft verlängert - natürlich ohne die Zustimmung der GRÜNEN -, weil man gemeint hat, man hätte damit eine Lösung gefunden, die der Sache dient. Tatsächlich zahlt man viel Geld und bekommt dafür nicht die adäquate Leistung. 

Die Privatklinik, die jetzt im AKH in Rede steht, ist ein besonders gutes Beispiel für die Hoffnungen, die die Stadträtin - oder das AKH, man weiß ja nicht, wer da eigentlich wirklich dafür ist - in die künftige, neue Welt der Privatwirtschaft setzt. Man hat offensichtlich noch keine Abstimmung zwischen dem AKH und der Stadträtin gemacht. Denn was Herr Direktor Krepler als fixe Entscheidung verkauft, von dem sagt die Frau Stadträtin in einer Aussendung, es wäre das Projekt noch nicht entscheidungsreif. Da fragt man sich schon: Wie kann denn da überhaupt politische Führung sichergestellt werden, wenn der Herr Direktor A sagt, und die Frau Stadträtin sagt, vielleicht wird es auch B?

Ich glaube, Sie haben hier eine Verantwortung zu tragen, und Sie haben vor allem eine Verantwortung für die Menschen im AKH, die behandelt werden, ohne dass sie mit der goldenen Kreditkarte kommen, für die Menschen, für die Sie politisch und gesundheitsverwalterisch zuständig sind. Da müssten Sie zuerst Ihre Hausaufgaben machen, Hausaufgaben, die überfällig sind: Eine Struktur im AKH herstellen, die Führung sicherstellt. Denn im Moment ist es immer ein Hin- und Hergeschiebe von Verantwortung; da sagt der AKH-Direktor, er weiß nichts, und da sagt die Uniklinik: Ich muss Ihnen nichts sagen. Das sind Zustände, die Sie ja wohl wirklich nicht dulden können. 

Das negative Beispiel mit der Therapie für übergewichtige Kinder habe ich Ihnen schon erläutert. Es passt aber ins Bild der anderen Vorkommnisse im AKH, mit denen wir uns in den letzten Monaten beschäftigen mussten. 

Da hat der Rechnungshof einen Bericht zum Institut für Pathologie vorgelegt, Sie haben das vielleicht mitverfolgt. Am Institut für Pathologie betreibt der Leiter des Instituts eine Privatordination, in der 24 Ärzte und Ärztinnen aus dem Institut ebenfalls beschäftigt sind; offensichtlich ist dort alles vermeintlich vereinbar. Der Rechnungshof hat festgestellt, dass dieses Institut, diese private Ordination eine Größe und einen fachlichen und quantitativen Umfang angenommen hat, wie dies einer universitären Einrichtung entspricht. Man hat es zugelassen und lässt es nach wie vor zu, dass dort die Ärzte und Ärztinnen sozusagen unter der Leitung ihres Vorgesetzten im AKH im Privatbereich munter die gleiche Arbeit erledigen, wie sie im AKH anfällt, dass sie Großaufträge von Krankenhäusern im Burgenland und in Wien haben, dass sie mit dieser Leistung ihre eigene Institution massiv konkurrenzieren und dass im Rahmen der Regelung der Dienstzeit auch in keinem Fall sichergestellt ist, dass die Ärzte und Ärztinnen sowie der Vorgesetze immer im Hause sind und ihre Leistung für die Allgemeinheit erbringen, wenn sie das sollten.

Zustände wie diese motivieren die Stadträtin aber nicht, die Dinge abzustellen. Sie zuckt mit den Schultern und sagt: Tut uns Leid, fürs Uni-Personal ist eben der Rektor zuständig; und der AKH-Direktor weiß von nichts. Wenn Sie es zulassen, dass das AKH, das Flaggschiff der Gesundheitsversorgung und der Spitzenmedizin in Wien, so verwendet und - ich würde, wenn ich den Rechnungshofbericht richtig lese, dieses Wort verwenden - ausgenützt wird, in den Ressourcen, die der Allgemeinheit zur Verfügung stehen, wenn Sie das zulassen, dann sind Sie dafür auch politisch zur Verantwortung zu ziehen.

Frau Stadträtin! Sie sollten schon wissen, dass es im AKH so zugeht. Denn Sie haben schon vor einem Jahr im Ausschuss einen Kontrollamtsbericht diskutiert, der Ungereimtheiten hinsichtlich der Gebarung mit diesen Aktivitäten für Dritte aufzeigte. Diese Ambulanzgebarung war Gegenstand eines kritischen, besorgniserregenden Kontrollamtsberichtes. 

Da wurde festgestellt, dass erbrachte Leistungen uneinheitlich und unvollständig dokumentiert werden, dass nur 19 Prozent der spitalsambulanten Leistungen überhaupt im System erfasst werden, dass es keine Aussage darüber geben kann, wer welche Einsendungen macht und was dafür bezahlt wird. Man hat Subsysteme in der EDV installiert, die eine routinemäßige Kontrolle nicht ermöglicht haben. Das muss man sich einmal vorstellen: Das AKH wusste nicht, welche Leistungen für Dritte dort erbracht werden, wer was einsendet, wer was bezahlt oder vielleicht auch nicht bezahlt, denn die Regelkreise haben nicht im Gesamtsystem geendet! Manche Belege wurden überhaupt nur händisch verrechnet. Man hat auf diese Weise nur 19 Prozent dieser Leistungen erfasst, und man weiß nicht, ob alle Selbstzahler überhaupt die Leistungen mit Rechnungslegung beglichen haben. 

Das heißt, die Struktur im AKH lädt in eine Grauzone ein, in der nicht klar ist, welche Aufgaben für das Haus erbracht werden und wo Leistungen für die eigene Honorarerzielung erledigt werden. Wenn Sie nun im AKH ein Privatspital etablieren, dann wird sich herausstellen, dass man nicht einmal mehr durch die schiere Abwesenheit der Ärzteschaft feststellen kann, ob jemand für das Haus arbeitet. Denn er wird ja dann im Hause sein, und weil wir keine Dienstzeit einfordern und keine Sicherstellung darüber fordern, welche Honorare von wem wofür eingehoben werden, wird die Möglichkeit, dort auf private Interessen unter Ausnutzung der öffentlichen Ressourcen abzuzielen, ausgebaut und intensiviert, statt dass man das abstellt. 

Frau Stadträtin! Wir fordern Sie auf, sich nicht durch weitere Auslagerung Ihrer politischen Funktionen zu entledigen. Wir fordern Sie auf, dass Sie dort, wo klar ist, dass es Missstände gibt, sich nicht nur darauf beziehen zu sagen: Ich habe es eh abgestellt. 

Denn wenn man die Kindermedizin anschaut, dann muss man Ihre Bilanz sehr, sehr kritisch betrachten, Frau Stadträtin. Sie haben zum Beispiel versprochen, dass eine Ordination eines Kinderarztes am Wochenende die Ambulanzen entlasten wird; ein Kinderarzt oder eine Kinderärztin soll außerhalb der Ambulanzzeiten des AKH an Wochenenden für Entlastung sorgen. Die Bevölkerung hat diese Botschaft gehört, und sie hat ihr geglaubt. Faktisch ist es so, dass die Ambulanzen mehr denn je überlaufen werden - nur der Kinderarzt ist nicht da, Frau Stadträtin! Es war eine große Versprechung, sie wurde nicht eingelöst; bis heute gibt es keinen Kinderarzt, der im AKH ordiniert. 

Nebenbei ist das AKH der schlechteste Ort für die an sich sinnvolle Kooperation zwischen niedergelassenem und ambulantem Bereich. Denn wir wollen ja nicht, dass die banalen Erkrankungen verstärkt ins AKH kommen, sondern wir wollen, dass sie möglichst außerhalb, also in den anderen Häusern, erledigt werden, damit die Spitzenmedizin nicht durch banale grippale Infekte und so weiter blockiert wird. Daher hätte sich ein anderes Haus wesentlich eher dafür angeboten. Aber es ist ohnehin gleichgültig, denn es gibt ihn ja gar nicht, den Kinderarzt, den Sie der Bevölkerung fürs AKH versprochen haben.

Sie haben rund um diese ärgerliche und schlimme Sache mit dem Versorgungsprogramm für übergewichtige Kinder gesagt, dass Sie die Zustände abgestellt haben. Sie haben auch das Programm abgestellt, Frau Stadträtin! Das ist der wahre Skandal, dass Sie sagen: Das findet heute eh nicht mehr statt. Jetzt gehen die Eltern, die mit ihren Kindern diese Probleme haben - und das ist ein sehr massives, ein wachsendes Problem, ich habe mit Ärzten und Ärztinnen darüber gesprochen: Bei Kindern, die schon mit 14 Jahren 110 Kilo auf die Waage bringen, weiß man, dass die Folgekosten groß sein werden, weil das eine massive Belastung für den Bewegungsapparat ist, für den Stoffwechsel und so weiter und so fort. Es ist nicht zuletzt auch ein Problem der Ausgrenzung, wenn Kinder so übergewichtig sind. 

Sie haben nicht etwa die einzige Konsequenz gezogen, die sinnvoll wäre: Dass man sagt, das Programm ist wichtig, das Programm wird ausgebaut und ist selbstverständlich gratis, kostenfrei für die Eltern und für die Kinder. Nein, das haben Sie nicht gemacht. Das Programm ist abgewandert, es wird jetzt, sozusagen ohne das Deckmäntelchen der kommunalen Versorgung, in Privatordinationen und/oder im Rudolfinerhaus durchgeführt, und die Ambulanz für adipöse Kinder im AKH besteht offensichtlich in einem kleinen Kammerl mit wenig bis gar keinem Personal. Und was wird dort gemacht? Dort wird festgestellt, dass die Kinder übergewichtig sind - na, das haben die Eltern schon gewusst, als sie gekommen sind! -, und eine Therapie wird ihnen nicht angeboten. 

Frau Stadträtin! Wenn Sie das unter Problemerledigung verstehen, dass Sie sagen: Okay, wenn sie Geld dafür kassieren, finde ich es auch nicht super, dann bieten wir es eben nicht an - wenn das sozialdemokratische Gesundheitspolitik ist: Gute Nacht! Frau Stadträtin, installieren Sie ein Programm für die Kinder, und bitten Sie die Eltern nicht zur Kasse. Denn sonst muss man Ihnen unterstellen, dass Sie es nicht ernst meinen. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Korosec. Ich erteile es ihr.

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Das vorliegende Geschäftsstück, um das es heute geht - da haben schon meine zwei Vorredner darauf hingewiesen, wie unnötig hier eine neue Gesellschaft ist, daher möchte ich es gar nicht näher begründen. Klar ist natürlich, dass der ganze Aufgabenbereich, der damit abgedeckt werden soll, selbstverständlich auch heute von der TU 2, TU 3 wahrzunehmen ist. Das ist einmal der erste Punkt.

Darüber hinaus sind ja auch noch die Schwerpunktkrankenhäuser mit einem Technischen Direktor bestückt, daher müsste man sich auch dort darum kümmern. Nicht zu vergessen ist überdies, meine Damen und Herren, dass für die Verwaltung der Immobilien die Stadt Wien verantwortlich ist. Der Magistrat verfügt doch zweifelsohne über die nötige Infrastruktur.

Was bedeutet das? Das heißt, die neue Gesellschaft im Umfeld des KAV ist nur eine weitere Aufblähung des Apparats, die neue, zusätzliche Kosten verursacht. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Es ist dies ein weiterer Beweis dafür, dass die SPÖ nicht wirtschaften kann. Die roten Zahlen ziehen sich wie ein roter Faden durch die Geschichte der Sozialdemokratie. Auch die vorgelegten Unterlagen geben keinen Hinweis darauf, wie viel Geld dafür überhaupt ausgegeben wird und für welche Infrastruktur, aber vor allem, welches Einsparungspotential damit verbunden sein könnte. Das müsste ja in erster Linie Ihre Überlegung sein. Es gibt zwar angeblich nur einen Geschäftsführer und vielleicht einen Prokuristen, aber natürlich ist dann auch noch anderes Personal notwendig. Was das ausmacht, was das kostet, das weiß man nicht - na, man wird doch nicht so kleinlich sein, meine Damen und Herren!

Aber neben dem wirtschaftlichen Aspekt spricht auch die im AKH gemachte Erfahrung massivst gegen den Ausbau einer Parallelstruktur. Frau Kollegin Pilz hat kurz darauf hingewiesen: Die Unstimmigkeiten und Unklarheiten in der Aufgabenverteilung zwischen Technischem Direktor und VAMED führten dort teilweise zum völligen Stillstand technischer und baulicher Projekte. Das Kontrollamt hat dort eine Eskalation festgestellt, wodurch eine konstruktive und sachgerechte Kooperation zum Zeitpunkt der Prüfung überhaupt nicht oder nur sehr eingeschränkt möglich war. Die Wiener ÖVP ist daher vehement gegen die Einführung einer zweiten und in den Schwerpunktkrankenhäusern einer dritten Ebene, die sich mit mehr oder weniger identischen Aufgaben beschäftigen. (Beifall bei der ÖVP.)
Frau StRin Brauner! Ich fordere Sie auf, bereits bestehende Strukturen wie die TU 3 nicht zu unterminieren, sondern personell und organisatorisch so zu strukturieren, dass die Arbeit effizient erfolgen kann.

Meine Damen und Herren! Frau Stadträtin! Es ist ein Grundproblem von Ihnen, dass es durch falsche Disposition und einen sehr lockeren Umgang mit dem Geld des Steuerzahlers einerseits zu einem riesigen Rückstau bei den Investitionen im KAV gekommen ist - das werden Sie, Frau Stadträtin, mit der Gründung einer neuen GmbH auch nicht in den Griff bekommen -, und Ihre Vorgangsweise gerade im Zusammenhang mit dem Wiener Krankenanstaltenverbund lässt kein stringentes Konzept erkennen. Ich denke nur an Projekte wie die Gründung einer eigenen AKH-Betriebsgesellschaft, diese stehen ja seit langem im Raum. 

Aus diesem Grund bringen Frau Kollegin Karin Praniess-Kastner und ich einen Beschluss- und Resolutionseintrag ein. Der Antrag lautet:

„Die zuständige Stadträtin für Gesundheit und Soziales möge bis Ende Juni 2006 dem Gemeinderatsausschuss ein verbindliches Road Map vorlegen, was im Zusammenhang mit dem KAV an Gründungen von Betriebsgesellschaften, Umstrukturierungen und Aufgabenübertragung an Externe bis zum Jahr 2011 geplant ist. Insbesondere sind Neustrukturierung der TU 1/TU 4, Reorganisation der Führungsebene - kollegiale Führung -, Ausgliederung der TU 2, Gründung einer Betriebsgesellschaft AKH, Neudefinition des Aufgabenprofils der TU 3, Gründung von Gesellschaften der Stadt Wien im Zusammenhang mit KAV-PPP-Projekten mit Details, mit Zeitplan, Zielsetzung und Kostenschätzung darzustellen.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt." (Beifall bei der ÖVP.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Sicherung der medizinischen Versorgung der Wienerinnen und Wiener ist zu wichtig, um sie durch planlose Vorgangsweise zu gefährden. Floriani-Prinzip statt Konzepte, das kann nicht funktionieren! Wir werden daher diesem Geschäftsstück natürlich nicht unsere Zustimmung geben.

Aber, meine sehr verehrten Damen und Herren, in der Zwischenzeit sind fast zwei Jahre ins Land gezogen, seit Sie, Frau Stadträtin, diesen Bereich übernommen haben. In dieser Zeit haben Sie sehr viel Ankündigungspolitik betrieben. Sie scheuen sich auch nicht, fast im Wochentakt Ihre Zukunftsprojekte zu wiederholen - alle mit großem Fragezeichen versehen, weil offenbar gilt: "Nix ist fix". Mehr als Worte sind es nicht, auf die Taten warten wir, Frau Stadträtin! Wir warten schon sehr ungeduldig darauf. Eine Gesundheitsstadträtin misst man daran, welche Missstände sie abstellt, welche Strukturprobleme sie löst und welche zukunftsweisenden Projekte realisiert werden. Gelöst haben Sie bis jetzt noch sehr, sehr wenig; ankündigen tun Sie sehr viel; auf die Taten warten wir!

Frau Stadträtin! Sie sollten es sehr ernst nehmen, dass die Projekte, die angekündigt werden, auch wirklich realisiert werden und dass gegen den Rückstau, der ja in der Gesundheitspolitik in Wien vorhanden ist, endlich etwas geschieht. Denn es handelt sich schließlich um Menschen, um Alte und Kranke, und sehr oft um sozial schwache Bürgerinnen und Bürger. Eine gerechte Gesundheitspolitik bedeutet für mich auch, dass darauf geachtet wird, dass auch jene Menschen gut versorgt sind, die keine Lobby für ihre Interessen haben - und da haben Sie sehr, sehr großen Nachholbedarf!

Ihr großer Bundesvorsitzender, Dr Gusenbauer, hat vorige Woche sehr vollmundig gesagt, Gesundheitspolitik wird ein Wahlthema, und die Zwei-Klassen-Medizin darf nicht kommen. Hat Herr Gusenbauer Kontakt zur Wiener SPÖ? (StR Dr Johannes Hahn: Bescheiden!) Sehr bescheiden muss das sein! Denn die Wiener SPÖ ist verantwortlich für eine bereits heute bestehende Zwei-Klassen-Medizin. (Beifall bei der ÖVP.)
Sie von der SPÖ tragen die Verantwortung, die SPÖ als Alleinregierung in Wien trägt die Verantwortung! Wartezeiten in KAV-Spitälern: Wer einen früheren Operationstermin möchte, der muss ins Privatspital oder muss zumindest Privatpatient sein, sonst heißt es eben: Warten, warten! Noch immer stehen Operationssäle in vielen Gemeindespitälern ab 14 Uhr leer, und teure technische Geräte stehen still. 

Beispielsweise bestätigt der Rechnungshof, dass im Donauspital eine ungewöhnliche Steigerung der Ärztebezüge stattgefunden hat - an sich zu Recht, wenn man das, was vereinbart wurde, dann auch durchhält: Einerseits Erhöhung der Ärztegehälter, auf der anderen Seite eben die notwendige Flexibilisierung. Die Erhöhung hat man durchgeführt, jährlich 27 Millionen EUR, beginnend ab dem Jahr 2001 - nicht gestern oder vorgestern, nein, im Jahr 2001! Nur: Auf die Flexibilisierung hat man vergessen. Das ist das Wirtschaften im Roten Wien! (Beifall bei der ÖVP.)
Sie von der SPÖ tragen die Verantwortung dafür, dass es noch immer Gangbetten in KAV-Spitälern gibt. Wer menschenwürdige Unterbringung will, muss ins Privatspital oder muss Privatpatient sein. Denn durch die Starrheit des Systems kommt es in Wiener Gemeindespitälern immer noch dazu, dass Menschen ihre notwendige Behandlung in Gangbetten erhalten. Gleichzeitig gibt es aber in denselben Spitälern leer stehende Betten in anderen Abteilungen. Der Rechnungshof hat auch das sehr stark kritisiert: Gangbetten auf der einen Seite, leer stehende Stationen auf der anderen Seite. Und warum? Weil Sie, Frau StRin Brauner, interdisziplinäre Bettenbelegung nicht umsetzen und nicht fördern, und das ist ein Skandal! (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Letztendlich ist auch die Wiener Stadtregierung schuld am schlechten Image der Pflegeheime des KAV. Die Bediensteten, die dort beste Arbeit leisten, sind auch dadurch sehr, sehr belastet - auch das sollten Sie überlegen. Wer sich im Alter einer sicheren und menschenwürdigen Pflege gewiss sein will, der geht sicher nicht nach Lainz! 

Letztendlich - und auch das haben Sie zu verantworten - möchte ich noch auf das Privatspital, das so genannte "Klinotel", ganz kurz eingehen. Wer besondere Extrawürste als privilegierter Sonderklassenpatient will, der wendet sich an die Wiener SPÖ: Die Wiener SPÖ forciert die Drei-Klassen-Medizin! Da ist einmal der normale Patient, dann der einfache Klassenpatient, und in Zukunft kommt der reiche Sonderklassenpatient hinzu. 

Denn Herr Dr Krepler - das war ja allgemein nachzulesen - plant eine private Krankenanstalt mit privater Trägerschaft für vorwiegend private Sonderklassenpatienten, und zwar in erster Linie! Frau Kollegin Pilz, ich weiß nicht, ob Sie das wissen, weil Sie es nicht erwähnt haben: In erster Linie sind es Sonderklassenpatienten; nicht die Scheichs werden kommen, sondern man geht davon aus, dass Sonderklassenpatienten in dieser Privatkrankenanstalt liegen werden. 

Gespräche gibt es seit 1997, das ist also auch nicht etwas, was gestern erfunden wurde. Seit 1997 wird darüber gesprochen, es gibt viele Protokolle, und die Aussage des Dr Krepler ist sogar, dass er annimmt, dass dann in erster Linie die Sonderklassenpatienten vom AKH hinüber in die Privatklinik wandern. (GRin Dr Sigrid Pilz: Und damit ihr Geld!) Und wer zahlt es? Wer zahlt das, bitte? Die Wienerinnen und Wiener dürfen das dann bezahlen. Es ist also eigentlich unfassbar! (Beifall bei der ÖVP.)
Dass das geplante Projekt wettbewerbsverzerrend ist und daher, weil es ja die anderen, bestehenden Privatkrankenanstalten benachteiligt, auch EU-widrig, möchte ich nur nebenbei erwähnen. Daher will man ja auch versuchen: Wie geht das ohne Ausschreibung? Diese Überlegungen sind sehr nichtig, und die macht man sich, anstatt sich um die Wienerinnen und Wiener, die krank sind, zu kümmern.

Frau Stadträtin - ich sehe Sie nirgends; ich hoffe, Sie sind da. (Zwischenruf der sich hinter den Sitzreihen aufhaltenden amtsf StRin Mag Renate Brauner.) Ja - ich frage Sie: Wie stehen Sie zu dieser Drei-Klassen-Medizin? Und was sagt Herr Kollege Hundstorfer, der Herr Präsident des Gewerkschaftsbundes, zu einer Drei-Klassen-Medizin? Ich erinnere an ein Plakat des ÖGB: „Zwei-Klassen-Medizin darf es in Wien nicht geben." Na, jetzt haben wir eben eine Drei-Klassen-Medizin, aber ich höre nichts von ihm. 

Meine Damen und Herren! Noch etwas darf man nicht vergessen: Derzeit sind im AKH ungefähr 6 Prozent Klassepatienten. Das ist genau die Anzahl - wir haben ungefähr 2 000 im AKH, 6 Prozent sind 120 -, es sind genauso 120, für die das Privatspital konzipiert wird. Das ist natürlich ein enormer Einnahmenverlust für das AKH.

Es kommt noch etwas dazu: Die Auslastung im AKH liegt bei etwa 81 oder 82 Prozent. Wenn jetzt, sagen wir, nicht 6 Prozent, sondern nur 4 Prozent weggehen, ist man unter der 80 Prozent-Grenze. Was heißt denn das wieder? Das heißt, die LKF-Punkte werden billiger. Das heißt auch wieder: Ein gravierender Verlust für das AKH. Und wer zahlt es? Die Bürgerinnen und Bürger!

Frau StRin Brauner! Hier wird jahrelang über so ein Projekt diskutiert, aber dass im AKH noch immer Betriebsbewilligungen fehlen, obwohl das AKH seit 20 Jahren in Betrieb ist, das stört Sie offenbar nicht so sehr. Wenn man dann Ihre Antworten liest, die Sie auf Anfragen geben, dann nimmt man fast an, das ist ein Bagatelleversehen, dass es in vielen Bereichen keine Betriebsbewilligung gibt. Das sollte Sie kümmern, Frau Stadträtin. (Beifall bei der ÖVP.) 

Die AKH-Direktion plant eine Drei-Klassen-Medizin im AKH Wien, und Frau StRin Brauner, die oberste Gesundheitspolitikerin der Stadt und gleichzeitig Chefin von AKH-Direktor Krepler – der übrigens heute nicht da ist; er hätte sich eigentlich denken können, dass heute darüber diskutiert wird –, wird offensichtlich vom medialen Protest überrascht und zieht ein bisschen zurück. Haben Sie, Frau Stadträtin, Ihr Ressort eigentlich noch im Griff? (GR Dr Matthias Tschirf: Nein!) Nein! Ich sage Nein.

Die Wiener Gesundheits- und Spitalsversorgung steht vor vielen Aufgaben, vor vielen notwendigen Reformen und vor einem großen Umbruch, gleichzeitig fehlt dem KAV Geld für notwendige Großinvestitionen. In dieser Situation denkt man im KAV primär an die Versorgung der Supersonderpatienten. Das ist offensichtlich das soziale Herz der Sozialdemokratie. (Beifall bei der ÖVP.) 

Soziales Wien, ade! Für die Wiener ÖVP gilt jedenfalls der Grundsatz: Spitzenmedizin muss für alle da sein! Bei der Gesundheitsversorgung darf es keinen Unterschied geben! (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Deutsch. Ich erteile es ihm.

GR Christian Deutsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Mit der Errichtung einer Stadt Wien – Wiener Krankenanstaltenverbund Projektentwicklungs- und Baumanagement GmbH, wie der Titel genau heißt, wird die Struktur für eine fachkundige Bewirtschaftung von Immobilien und Gebäuden geschaffen, die im Besitz des Wiener Krankenanstaltenverbundes sind. Ohne Zweifel gehört diese Tätigkeit, die auch mit Entwicklungen, mit Verwertungen – auch in Abstimmung mit der Stadtplanung – und deren konkreten Umsetzungen in Flächenwidmungsplänen zu tun hat, mit allen erforderlichen technischen und planerischen Details nicht zum Kerngeschäft des Krankenanstaltenverbundes, und ich meine, das ist auch gut so. 

Der Zweck der Unternehmung Wiener Krankenanstaltenverbund ist im § 2 des Statuts ganz klar geregelt. Er besteht in der medizinischen und pflegerischen sowie psychosozialen Betreuung kranker und pflegebedürftiger Menschen. Daher umfasst der Zweck der Unternehmung eben die Führung der Krankenanstalten der Stadt Wien, der Pflegeheime der Stadt Wien und der sonstigen Einrichtungen, die zur Erzielung des Unternehmenszweckes erforderlich sind.

Aber zur Beratung und Unterstützung des Krankenanstaltenverbundes, um eben die Rahmenbedingungen für die Sicherstellung und ständige Verbesserung der medizinischen und pflegerischen Versorgungsqualität zu schaffen, aber auch um das notwendige Fachwissen für ein rechtzeitiges wirtschaftliches und auch zweckmäßiges Projektmanagement im erwähnten Immobilien- und Baubereich verfügbar zu machen, soll eben die Unternehmung Wiener Krankenanstaltenverbund mit dem heutigen Gemeinderatsbeschluss ermächtigt werden, eine Projektentwicklungs- und Baumanagement GmbH zu errichten.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die strategische Planung für bestehende und künftige Einrichtungen des Krankenanstaltenverbundes soll aus diesen Gründen einer GmbH überantwortet werden, wobei die Gesellschaft ausschließlich – und das ist auch im Akt dezidiert angeführt – den KAV als Auftraggeber in Angelegenheiten des Projektmanagements beraten und für eine optimale Nutzung von Liegenschaften und Bauten die dafür erforderlichen Entscheidungen fachkundig vorbereiten soll. Die Gesellschaft selbst ist operativ – auch das wurde angeführt – am Immobilienmarkt nicht tätig. 

Die Steuerung dieses Prozesses allerdings, die Über-
wachung und Abnahme von Investitionen gehören ebenso zu dieser Brückenkopffunktion zwischen einer strukturierten Projektplanung und einer operativen Ausführung der vom Krankenanstaltenverbund in Auftrag gegebenen Projekte. Und damit die Kosten möglichst niedrig sind, werden als Organe ausschließlich eine Geschäftsführung und eine Generalversammlung als das gesetzlich vorgesehene Vertretungsorgan der Gesellschafter entsprechend dem GmbH-Gesetz eingerichtet.

Kollegin Korosec und auch der Kollege Ebinger haben sich die Frage gestellt, ob nicht die TU 3 diese Aufgabe übernehmen könnte. Würde das so sein, dann wäre das genau jener Bereich, den Sie dann zu Recht kritisieren würden, wenn man sich den Aufgabenbereich der TU 3 im Detail ansieht. Der Aufgabenbereich beschreibt nämlich technische, wirtschaftliche und sonstige Serviceeinrichtungen, der aber das Ziel der Bewirtschaftung, der Entwicklung, aber auch der Verwertung von Gebäuden und Immobilien nicht erreichen würde. Sie wüssten das, wenn Sie das im Organigramm des Krankenanstaltenverbundes nachlesen würden. Lesen Sie es im Organigramm des Krankenanstaltenverbundes nach, wofür die TU 3 als Teilunternehmung zuständig ist, dann sehen Sie, dass es sich um das EDV-Management und das Betriebsführungszentrum handelt, um das Forum Einkauf, um Informatik im Gesundheitswesen, die Serviceeinheit für Wäsche und Reinigung, Organisation und Personalentwicklung oder technische Dienstleistungen. Das Fachwissen, das allerdings zu einer effizienten und wirtschaftlichen Projektabwicklung im Bau- und Immobilienbereich erforderlich ist, ist allein schon auf Grund der beschriebenen Aufgaben der TU 3 in der benötigten Qualität, auch was die Koordinierung von sehr komplexen Abläufen betrifft, nicht vorhanden.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Diese neue GmbH wird daher den Krankenanstaltenverbund in seinen Bauaufgaben bei der Konkretisierung von Projekten, aber auch bei der Detailentwicklung von technisch und wirtschaftlich zur Umsetzung geeigneter Projekte begleitend unterstützen. Es gibt eine Fülle an Beispielen, wo die neue GmbH tätig werden kann, die Sie, meine sehr geehrten Damen und Herren von der Opposition, natürlich nicht erwähnt haben.

Alleine wenn ich an die Entwicklungsperspektiven des Otto-Wagner-Spitals denke, die Anfang April von Gesundheitsstadträtin Renate Brauner und Planungsstadtrat Rudi Schicker präsentiert wurden: Eine neue Flächenwidmung für das Areal des Sozialmedizinischen Zentrums Baumgartner Höhe Otto-Wagner-Spital mit Pflegezentrum eröffnet nämlich auch die Möglichkeit, die medizinische und pflegerische Versorgung auf den westlichen Teil des Areals zu konzentrieren und den restlichen Teil langfristig einer anderen Nutzung zuzuführen. Sie wissen genauso gut wie ich, dass für die Modernisierung enorme finanzielle Mittel benötigt werden. Daher können Teile der Gesamtanlage, die nicht benötigt werden, auch einer Verwertung zugeführt werden. 

Trotz alledem geht es natürlich auch darum, die Effizienz im Gesundheitswesen weiter zu steigern – auch wenn die Effizienz bei der medizinischen Leistungserbringung bereits derzeit eine sehr hohe ist und damit auch in diesem Bereich tatsächlich eine Kostenreduktion erreicht werden konnte.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Zum Beitrag der Kollegin Korosec – damit meine ich den Beschluss- und Resolutionsantrag, den sie eingebracht hat, in dem davon die Rede ist, dass im Zusammenhang mit dem Wiener Krankenanstaltenverbund kein stringentes Konzept erkennbar wäre, aber auch andere Wortmeldungen, Pressemeldungen und auch ihre heutigen Rede – muss ich schon sagen, dass ich einen gewissen Hang zu planwirtschaftlichen Tendenzen erkenne. Sie verlangen immer einen Fünfjahresplan, einen Zehnjahresplan – abgesehen davon, dass diese Tendenzen ja historisch auch gescheitert sind –, Sie rufen immer nach einem weiteren Plan. Dazu kann ich Ihnen sagen, dass es alle diese Pläne bereits gibt. Ihr Beitrag hat mich an den Film "Täglich grüßt das Murmeltier" erinnert, wo auch jeder Tag immer wieder von vorne neu anfängt, aber ich kann Ihnen sagen, wir stehen nicht am Anfang, wir sind schon wesentlich weiter, wir sind mitten im Geschehen. Die Konzepte sind vorhanden, und diese Konzepte sind Ihnen ja auch bekannt. 

Tatsächlich ist eine Planlosigkeit auf Bundesebene zu bemerken. Dort ist die Planlosigkeit nämlich wirklich zu Hause. Sie haben mit Ihrer Politik auf der Bundesebene im Gesundheitsbereich im wahrsten Sinn des Wortes herumgedoktert. Gesundheitsministerin Rauch-Kallat hat es in der Tat zustande gebracht, dass durch hohe Selbstbehalte Menschen ausgeschlossen sind, am Gesundheitssystem teilzunehmen, weil sie sich diese Selbstbehalte nicht mehr leisten können.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Viele Projekte sind in Planung – aber das wissen Sie ja ohnehin –, viele sind in Umsetzung und auf gutem Wege. Maßnahmen werden nicht nur eingeleitet, sondern auch zügig umgesetzt, weil es eben auch die Aufgabe der Politik ist, die dafür notwendigen Rahmenbedingungen zu schaffen, Strukturen zu errichten, um die festgelegten Ziele zu erreichen beziehungsweise die Pläne umzusetzen. Dafür möchte ich auch einige Beispiele erwähnen.

In Wien wurden die Investitionsschwerpunkte für die Jahre 2006 bis 2009 mit einem sehr ambitionierten Programm präsentiert. Das Spitalskonzept 2005 mit dem neuen Krankenhaus Nord und den damit verbundenen Übersiedelungen der Standorte Semmelweis, Gersthof und Floridsdorf sind wesentliche Grundsatzentscheidungen für die gesamte Wiener Spitalslandschaft. Diesen Spitalsplan gibt es selbstverständlich, auch wenn Sie ihn immer wieder neu einfordern. 

Das neue Mutter-Kind-Zentrum im SMZ-Süd mit dem Preyerschen Kinderspital, der Ausbau der Dialyseversorgung, auf die ich auch noch zurückkommen werde, Qualitäts- und Strukturverbesserungen in den einzelnen Häusern sind ebenso in Vorbereitung und Umsetzung. 

Der Ausbau des Wiener Pflegenetzwerkes mit den Neubauten Liesing und Baumgarten, die Errichtung neuer Tageszentren, das Wiener Wohn- und Pflegeheimgesetz, das nicht nur im Bestand, sondern auch im Neubau realisiert wird, der Abbau von Mehrbettzimmern, aber unter Aufrechterhaltung der Versorgungssicherheit sind weitere Beispiele, die zeigen, wie umfassend und weitreichend die Veränderungen im Wiener Gesundheitswesen sind.

Aber, meine sehr geehrten Damen und Herren, die Kooperationen zwischen den Spitälern bringen ja nicht nur betriebswirtschaftliche Vorteile, weil Synergieeffekte genutzt werden können, sondern auch die Qualitätsgarantie einer optimalen medizinischen Versorgung. Versorgungsqualität, regionale Ausgewogenheit, Kosteneffizienz und Schwerpunktkrankenanstalten mit entsprechender Infrastruktur sind hier ganz klar definierte Ziele. Dafür gibt es Maßnahmen, dafür gibt es Programme, dafür gibt es Konzepte. Die sind alle in Umsetzung. 

Für die ambulante Versorgung – das ist uns auch wichtig – werden die niedergelassenen Ärzte natürlich auch von Anfang an in die Planungen einbezogen. Mit all diesen Maßnahmen – da gäbe es noch viele, aber das würde die Redezeit bei weitem sprengen – wird eine Strukturoptimierung der gesamten Wiener Spitalslandschaft erreicht.

Worüber ich mich als Liesinger Mandatar natürlich besonders freue, ist auch der Neubau des Geriatriezentrums in Liesing, wo ausschließlich Ein- und Zweibettzimmer zur Verfügung gestellt werden und jedes Zimmer auch über einen eigenen barrierefrei zugänglichen Balkon verfügen wird. Das ist nicht nur eine bedeutende Investition für den Bezirk, sondern natürlich für den gesamten Süden Wiens, da die bestehenden Gebäude des derzeitigen Geriatriezentrums dem heutigen Stand nicht mehr entsprechen. 

Im Zuge dieses Neubaues des Geriatriezentrums Liesing wird der Fonds Soziales Wien auch ein neues geriatrisches Tageszentrum einrichten und damit einen weiteren Beitrag dafür leisten, dass das Ziel erreicht werden kann, dass Menschen möglichst lange zu Hause in ihrer eigenen Wohnung verbleiben können.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Zum Spitalskonzept gibt es natürlich auch ein Pflegekonzept, über das wir hier in diesem Hause, aber auch in den einzelnen Ausschusssitzungen schon umfassend diskutiert haben. Daher verweise ich hier auf die 17-seitige Anfragebeantwortung vom 30. Dezember 2005 durch die amtsf StRin Renate Brauner, in der alle einzelnen Planungsschritte, aber auch konkrete Umsetzungen detailliert angeführt sind. Aber das wissen Sie ja ohnehin. 

Die Fertigstellung des AKH – das AKH ist ja in einigen Wortmeldungen heute angesprochen worden – ist auch Bestandteil einer Vereinbarung zwischen der Republik Österreich und der Stadt Wien in einem Gesamtpaket bis 2015 in der Höhe von 1,2 Milliarden EUR, womit Investitionen im AKH, aber auch Leistungen für den klinischen Mehraufwand abgedeckt sind und auch die gemeinsamen finanziellen und rechtlichen Rahmenbedingungen im Interesse des Gesundheitswesens langfristig sichergestellt werden. 

Ein Finanzabkommen zwischen der Stadt Wien und dem Wiener Krankenanstaltenverbund sichert einen Ausgabenrahmen bis 2009 in der Höhe von 10,8 Milliar-
den EUR. Die hohe Qualität der medizinischen Versorgung wird dadurch nicht nur erhalten, sondern durch eine in Österreich beispiellose Investitionsoffensive weiter ausgebaut. Und das ist auch ein wesentlicher Unterschied zum Bund, wo Investitionen österreichweit reduziert, zurückgefahren und damit eigentlich Länder und Gemeinden geschädigt werden.

Darüber hinaus, meine sehr geehrten Damen und Herren, ist der Krankenanstaltenverbund auch der größte Ausbildner im Gesundheits- und Krankenpflegebereich sowie im medizinisch-technischen Dienst.

Zur Wortmeldung der Frau Kollegin Pilz möchte ich anmerken, dass dort, wo Probleme existieren oder Fehlentwicklungen aufgezeigt werden, diese auch sehr rasch behoben werden. Wichtig wäre, dass Sie Ihre Informationen auch ebenso rasch weiterleiten. Darauf sind Sie in den Ausschusssitzungen immer wieder angesprochen und hingewiesen worden. Dafür tragen Sie eigentlich auch die politische Verantwortung (Ironische Heiterkeit bei GRin Dr Sigrid Pilz.), wenn Sie Informationen über Fehler zurückhalten und diese nicht weitergeben. Denn sobald Fehlentwicklungen bekannt sind, werden diese natürlich sofort behoben. Das steht außer Frage. (GRin Dr Sigrid Pilz: Ich habe oft schon Fehlentwicklungen aufgezeigt!)

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ebenfalls auf der heutigen Tagesordnung des Gemeinderates – zwar nicht extra zur Verhandlung aufgerufen, aber ein ganz wesentlicher Schritt, auf den die Vertreter der Opposition in ihrer Wortmeldung nicht eingegangen sind – ist die Errichtung einer Wiener Dialysezentrum GmbH, denn österreichweit und auch im Versorgungsbereich von Wien ist mit einer steigenden Anzahl an Dialysepatientinnen und -patienten – man rechnet mit mindestens 7 Prozent jährlich – zu rechnen. Daher sollen zeitgerecht die erforderlichen Kapazitäten an ambulanten Dialyseplätzen ausgebaut werden. 

Sie sehen, auch hier gibt es einen Plan, auch hier gibt es ein Konzept, das auch in Umsetzung ist. Der Wiener Krankenanstaltenverbund plant die Errichtung und den Betrieb eines neuen Hämodialysezentrums gemeinsam mit der Wiener Gebietskrankenkassa und dem Konvent der Barmherzigen Brüder in Form einer GmbH mit einer Beteiligung von 49 zu 49 zu 2 Prozent. Auf diese Weise stellen sowohl der Krankenanstaltenverbund als auch die Wiener Gebietskrankenkassa den Ausbau von Dialyseplätzen als gemeinsam finanzierte öffentliche Aufgabe sicher und übernehmen auch die Kosten gemeinsam, sowohl für die Errichtung als auch für den Betrieb von bis zu 72 Dialyseplätzen, sodass in einem Dreischichtbetrieb rund 400 Patientinnen und Patienten versorgt werden können. Alleine durch diese Maßnahme ist die Versorgung für die nächsten fünf bis zehn Jahre gesichert. 

Auch darauf hätten Sie, meine sehr geehrten Damen und Herren, hinweisen können, weil es ein hervorragendes Beispiel dafür ist, wie in Wien gemeinsam und organisationsübergreifend innovative Projekte geschaffen werden, um den Bedarf an einer qualitätsvollen Versorgung zu decken und damit den betroffenen Wienerinnen und Wienern langfristig auch eine qualitativ hochwertige medizinische und pflegerische Versorgung zu garantieren. 

Die Betriebsführung übernehmen die Barmherzigen Brüder, die ab Frühjahr 2007 die ersten 12 Betten an ihrem Krankenhausstandort führen werden. Auf dem Areal des Donauspitals werden bis zum Jahr 2009 bis zu 60 Betten errichtet.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Zur Diskussion über eine Einrichtung für zahlungskräftige Kunden aus dem Ausland, etwa auf dem Gelände des AKH, hat letzte Woche Gesundheitsstadträtin Renate Brauner ganz klar festgestellt, dass es sich um eine von vielen Ideen handelt, dass die Frage – so wie andere Fragen in diesem Zusammenhang – noch nicht entscheidungsreif ist. Es gibt viele andere Überlegungen auch, weil es grundsätzlich natürlich positiv ist und für die Einrichtung des AKH spricht, wenn es Interessenten gibt, die Kooperationen eingehen möchten. Diese sind im Einzelnen zu prüfen und auch zu bewerten. Aus reiner Unternehmenssicht – und dem werden Sie ja vermutlich auch Ihre Zustimmung geben – ist es natürlich legitim, auch darüber nachzudenken, wie es möglich wäre, weitere Einnahmen zu erzielen, weil es auch ein gutes Zeichen ist, dass die Leistungen des AKH auch international so anerkannt sind. 

Dem ist allerdings insofern nichts hinzuzufügen, als die oberste Prämisse einer sozialdemokratischen Gesundheitspolitik in der Stadt natürlich die ist – auch darauf hat Frau StRin Brauner nochmals hingewiesen –, dass die Spitzenmedizin und die beste Versorgung allen Menschen, unabhängig vom Einkommen und vom sozialen Status, zur Verfügung zu stellen ist. Das ist ein ganz klarer Unterschied zu all jenen, die beispielsweise auf Bundesebene vom Ausverkauf des Gesundheitssystems sprechen oder das Gesundheitssystem am liebsten kaputtprivatisieren möchten. Das kommt für uns ja ohnehin nicht in Frage, das sind die Konzepte konservativer Parteien. 

Nochmals: Die GmbH ist zu 100 Prozent in Eigentum der Stadt Wien. Aber selbst innerhalb der ÖVP gibt es ja hier in der letzten Zeit auch einige Zweifel, wenn ich etwa an Wolfgang Sobotka, den Finanzlandesrat von Niederösterreich, denke, der in einem Artikel im "WirtschaftsBlatt" an die Leserinnen und Leser appelliert hat, Gewinne im Gesundheitsbereich nicht zu privatisieren, und uns dann mit der Erkenntnis überrascht hat, wenn er meint: „Wir haben alles geprüft, es ist nicht günstiger. Ein Privater muss ja Gewinne machen. Wenn wir es selbst machen und so gut wie Private, können wir Gewinne reinvestieren. Außerdem kann es nicht sein, dass Gewinne privatisiert und Verluste sozialisiert werden.“ – Dem ist ja eigentlich auch nichts hinzuzufügen. Das spricht auch gegen eine Privatisierung des Gesundheitssystems, weil die Erfahrungen mit privatisierten beziehungsweise mit privaten Gesundheitssystemen ja auch für sich sprechen. Das System wird in der Regel oft teurer und der Zugang zu den Leistungen vom Einkommen abhängig gemacht.

Die Wiener Spitalsfinanzierung sichert hingegen die Versorgung für alle. Das haben auch die Ordensspitäler Ende letzten Jahres entsprechend anerkannt, als sie das beschlossene Spitalsfinanzierungssystem, so wie es eben in Wien vorhanden ist, welches die Versorgungsaufträge der einzelnen Wiener Krankenhäuser unabhängig von der Trägerschaft adäquat berücksichtigt, ausdrücklich begrüßt haben. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich komme damit zum Schluss und meine, dass medizinischer Fortschritt und Investitionen bei allen Maßnahmen, die die Nutzung von Synergien, aber auch die Steigerung der Effizienz einfordern, letztendlich dennoch zu höheren Kosten führen. Alleine aufgrund des medizinisch-technischen Fortschrittes ist auch mit einer starken Zunahme des medizinischen Verbrauchs zu rechnen. Die Stadt Wien sorgt mit einem enormen Mitteleinsatz – alleine im heurigen Jahr ist das eine Größenordnung von 3,7 Milliarden EUR – dafür, dass Wien in der Gesundheitsversorgung Europas an der Spitze liegt. 

Das Fundament dieses Erfolges ist aber auch die Arbeit vieler Tausender Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die von Seiten der Stadt, von Seiten der Stadträtin in vielen Versammlungen und Informationsveranstaltungen offensiv in den Veränderungsprozess des Krankenanstaltenverbundes einbezogen werden. Die Gesundheitseinrichtungen selbst haben sich dabei verstärkt auf ihr Kerngeschäft zu konzentrieren und neue Modelle mit einer bestmöglichen Leistungs- und Kostenrelation zu entwickeln. Der heutige Gemeinderatsbeschluss ist ein Beitrag dazu. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Herzog. Ich darf nur in Erinnerung bringen, dass ab jetzt die maximale Redezeit 20 Minuten beträgt. Bitte schön!

GR Johann Herzog (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Vorsitzender!

Zum vorliegenden Projekt, zum vorliegenden Poststück, zur Errichtung einer Stadt Wien – Wiener Krankenanstaltenverbund Projektentwicklungs- und Baumanagement GmbH, ist jetzt von meinem Vorredner schon einiges aus seiner Sicht gesagt worden. Für mich stellt das Ganze, wenn ich das hier so sagen darf, eine Ausgliederung von der Ausgliederung dar. Das heißt also, es soll eine privatrechtliche juristische Person entstehen, es wird aber dann – das ist auch klar, auch wenn der KAV offensichtlich Aktionär und Haupteigentümer ist, also derjenige, der die Geschäftsanteile haben wird – dessen ungeachtet sicherlich ganz wenig Einblick für den Gemeinderat und seine Mitglieder in die Vorgänge rund um diese GmbH vorhanden sein und zugelassen werden. Die Kontrollfunktionen des Gemeinderates und seiner Ausschüsse, und zwar die laufenden Kontrollen, werden so mit Sicherheit unterbunden. Die fallweise Befassung aufgrund von Anträgen im Kontrollausschuss, wonach Berichte angefordert werden und entsprechende Prüfungsberichte dann diskutiert werden können, sind ja eben nur punktuelle Maßnahmen und können keinen Ersatz für die laufende Kontrolle durch die Gemeinderatsgremien darstellen. 

Man muss ja hier feststellen, dass es um sensible und bedeutungsvolle wirtschaftliche Angelegenheiten geht. Es geht um strategische Planung im Bereich der Immobilien des KAV und um konkrete Bauherrenmaßnahmen des KAV. Das heißt mit anderen Worten, es werden in diesem Bereich Milliarden bewegt. 

Die Auslagerung von Überwachung und Abnahme von Investitionen, wie sie vorgesehen ist, bis hin zum Einkauf von Expertenleistungen haben eine enorme wirtschaftliche Bedeutung, die nunmehr erneut aus dem KAV wiederum ausgelagert werden in eine privatrechtliche GmbH. Dies geschieht sicherlich nicht zuletzt mit der Absicht, klar und deutlich zu verhindern, dass die Einsicht des Gemeinderates möglich wird. Die Aushöhlung von Kompetenzen – das haben heute schon viele Oppositionsredner beklagt – des Gemeinderates und seiner Ausschüsse ist etwas, was demokratiepolitisch wirklich bedenklich und unzumutbar ist und einen verfehlten Weg darstellt.

Das gibt es allerdings ja nicht nur im Bereich der Gesundheit. Was an Tagesordnungspunkten in diversen Ausschusssitzungen übrigbleibt, ist ja oft genug eine Provokation in dem Sinn, wenn man bedenkt, dass der Gemeinderat als Vertreter der Bevölkerung letztendlich Entscheidungsträger und Kontrollinstanz sein sollte. Im Gemeinderatsausschuss Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke, zuletzt am 7.4.2006, hat es insgesamt fünf Tagesordnungspunkte gegeben. Davon waren zwei Antragsbehandlungen, das heißt, dafür konnte der zuständige Stadtrat nichts. Ein Bericht hat sich mit genehmigten Überschreitungen beschäftigt, einer war eine Subventionsliste, und ein Antrag hat sich mit Consulting-Leistungen beschäftigt. Das war alles. 

Das heißt, die wirklichen wirtschaftlichen Entscheidungen fallen nicht nur woanders – das wissen wir schon längst und damit müssen wir uns schon längst herumschlagen; sie werden innerhalb der SPÖ diskutiert, nehme ich an –, sondern sie kommen in den Gemeinderatsausschüssen nicht einmal mehr zur Sprache. Daher ist eine dringende Forderung von uns allen, von der gesamten Opposition, glaube ich, eine Rückkehr zur gelebten Demokratie in Wien. Das ist eine dringende Notwendigkeit. (Beifall bei der FPÖ.)
Wie sehr aber Sand im Getriebe steckt zwischen zum Beispiel Krankenanstaltenverbund und Leistungen, die ausgegliedert werden oder von hinzugezogenen wirtschaftlichen Leistungserbringern getätigt werden, das hat ja der Kontrollamtsbericht – der wurde heute schon zitiert – zum technischen Dienst des AKH gezeigt. Im Clinch mit den VAMED-Töchtern hat sich hier Unglaubliches ergeben. Es war dies eine schlaglichtartige Beleuchtung der Zustände und Kompetenzstreitigkeiten zwischen in dem Fall AKH auf der einen Seite und eben VAMED-Töchtern auf der anderen Seite. Es hat hier Unglaubliches stattgefunden. Zwischen der Technischen Direktion und einer Gesellschaft der VAMED wurde ein Betriebsführungsvertrag vereinbart, der die gesamte technische Betriebsführung ausgegliedert hat. Im Kontrollamtsbericht ist klar ersichtlich gewesen, dass die Zusammenarbeit zwischen Direktion und VAMED seit Jahren nicht funktioniert hat und sich ungemein konfliktreich entwickelt hat. Eine ganze Reihe zukunftsweisender Projekte ist wegen dieser massiven Auffassungsunterschiede zwischen diesen beiden Gruppen nicht zum Tragen gekommen. Einvernehmliche Erklärungen wurden als gegenstandslos erklärt, die Dinge haben sich wieder über Jahre hingezogen.

Die Technische Direktion wollte ja eigentlich – im Jahr 2004 war Kündigungstermin – die Zusammenarbeit mit der VAMED beenden. Der Wiener Krankenanstaltenverbund hat aber hier nicht zugestimmt, hat von der Kündigung keinen Gebrauch gemacht. 

Damit sind die Ähnlichkeiten mit der vorliegenden GmbH klar ersichtlich und unübersehbar. Beim AKH ist es eine technischen Betriebsführung, beim gegenständlichen Tagesordnungspunkt geht es um Entscheidungen im Immobilenbereich. Es wurden übrigens 250 Mitar-
beiter ausgegliedert, was auch ein interessanter Vorgang ist – ich frage mich, was da die Gewerkschaft dazu gesagt hat –, und die Kündigung des Vertrages wurde letztendlich nicht vollzogen. Stattdessen wurde ein Kompromiss zwischen den beiden Gruppen dahin gehend erzielt, dass die VAMED-KMB – so heißt die Firma – dafür sorgt, dass eine laufende Kontrolle durch Ziviltechniker erfolgt, und die Technische Direktion dagegen eben die Verantwortung für die technischen Betriebe allein übernimmt. 

Ich würde meinen, wenn man solche Weichenstellungen wie die Gründung einer GmbH vollzogen hat, dann heißt das, dass solche Lösungen eine gewisse Eigengesetzlichkeit entwickeln, deren Überwindung, wie man sieht, kaum mehr möglich ist. Da geht das dann wahrscheinlich jahrzehntelang in die gleiche Richtung. – Das war das eine. 

Das andere ist die heute hier auch schon oft besprochene Errichtung eines Privatspitals und Hotelbetriebes im AKH, wozu ich sagen muss, das geht in die gleiche Richtung. Ich zumindest habe das vor einigen Tagen aus der Presse entnommen, ich bin nicht informiert worden, ich weiß auch nicht, ob in den Ausschüssen hier eine lebhafte und breite Debatte zu diesem Thema stattgefunden hat. Ich habe nichts davon gehört, ich glaube das daher auch nicht. 

Das Projekt selbst ist bereits weit fortgeschritten. Es gibt bereits eine ARGE AKH, die sich damit beschäftigt, und zwar haben Bund und Stadt Wien gemeinsam im Februar bereits den Bauplatz freigegeben. Das heißt also, Kontrollfunktion und Information des Gemeinderates werden völlig ausgeschaltet.

Es ist zwar versprochen, dass keine Verwendung von AKH-Mitteln erfolgt, sowie in Aussicht gestellt, eine private Finanzierung aufzutreiben, mein Glaube daran hält sich aber in engen Grenzen. Es muss ja keine AKH-Finanzierung sein – das glaube ich schon –, aber wohl eine solche über den KAV oder eben über Mittel der Stadt Wien selbst. 

Da ist sicher absehbar, dass wir uns bei der Verwirklichung dieses Projektes – das wird ja noch bestritten, dass es genau in diese Richtung läuft – in Kontrollamtsberichten noch öfter mit diesem Themen beschäftigen werden, denn wenn es, wie wir schon im Bereich des AKH und der VAMED gesehen haben, zu massiven Auseinandersetzungen und Reibungsflächen zwischen den Verwaltungsgruppen kommt, ist davon auszugehen, dass solche Probleme auch bei der Abgrenzung zwischen AKH einerseits und Privatspital andererseits erfolgen werden. 

Und wenn letztendlich das Geld der Steuerzahler, wie ich vermute, zum Einsatz kommen wird, dann ist die Frage: Wo wird das Geld fehlen? Hier besteht die Gefahr – das wurde schon angesprochen – einer Drei-Klassen-Medizin. Es wird sicherlich eine Verdünnung des Privatpatientenanteils im übrigen AKH erfolgen, auch keine Frage. Und es ist natürlich eine Frage, ob die Gesundheitsversorgung durch die Stadt Wien durch solche letzen Endes wahrscheinlich sehr teure und große Projekte nicht gefährdet wird.

Auf eine, wie ich glaube, interessante Differenzierung bei den Projekten der Stadt Wien möchte ich noch hinweisen. Auf der einen Seite gibt es eben ein Luxusprojekt im Rahmen des Allgemeinen Krankenhauses – wie ich vermute auf Kosten der Steuerzahler und auch auf Kosten der finanziellen Ausstattung unserer Spitäler; es ist ein, wenn man so will, Superprojekt eines Superkapitalismus –, und auf der anderen Seite gibt es zum Beispiel – ebenso gerüchteweise, muss ich sagen, es ist nicht bestätigt worden – die Unterstützung der Hausbesetzerszene durch die Stadt Wien, auch wenn das noch mit großem Fragezeichen versehen ist. Ein Trägerverein für das Ernst-Kirchweger-Haus soll 2 Millionen EUR an Steuermitteln erhalten, damit dadurch die Möglichkeit besteht, dass der Trägerverein, eine PORR-Tochter, die zwischengeschoben wurde, dieses Haus kaufen kann. An der Spitze des Vereins steht interessanterweise Elfriede Jelinek. Man braucht sich, wenn man es nicht wüsste, über die Ausrichtung der Damen und Herren dort sicherlich nicht den Kopf zu zerbrechen. 

Das alles soll still, ruhig und heimlich bis Ende Juni über die Bühne gehen. Es gibt auch keine Äußerungen von offizieller Seite dazu. Ein Pressedienst von mir ist unbeantwortet geblieben. Ich hoffe, es ist nur ein Gerücht, meine Damen und Herren von der SPÖ, denn dass die regierende Sozialdemokratie in Wien der Anarchoszene finanziell mit Millionen unter die Arme greift, das wäre wohl eine Ungeheuerlichkeit.

Wir Freiheitlichen sehen einer Erklärung vor allem durch den Bürgermeister mit Interesse entgegen und gehen davon aus, dass das ein Gerücht ist. Wenn nicht, bin ich überzeugt, dass es interessant wird, wie die Favoritner Bevölkerung auf diese Maßnahmen, wenn sie eintreten sollten, reagieren wird (Beifall bei der FPÖ.), und wir werden uns sicherlich bemühen, die Favoritner über allfällige Vorgänge aufzuklären und zu sagen, worum es sich hier handelt

Das einmal dazu, dass ein Auseinanderklaffen zwischen kapitalistischen Maßnahmen auf der einen Seite und Unterstützung der Anarchoszene auf der anderen Seite zumindest im Raum steht.

Ansonsten, zurückkehrend zum Wiener Krankenanstaltenplan 06, möchte ich feststellen, dass dieser – er ist bereits durch die Landesregierung gegangen – auch wieder ein Beweis dafür ist, dass doch vieles, was hier heute vom Vorredner, Herrn Kollegen Deutsch, gesagt wurde, letzten Endes Absichtserklärungen sind. Letzten Endes stellt der Krankenanstaltenplan 06 einen Zwischenbericht dar, nicht mehr. Er nimmt nur Anpassungen vor, bis ein endgültiger Österreichischer Strukturplan Gesundheit mit seinen Untergliederungen in den Bundesländern vorhanden sein wird. 

Dazu gibt es ja auch eine entsprechende Passage im Akt, die ungefähr – und das, glaube ich, ist wesentlich – Folgendes über diesen Plan sagt: Überwiegend handelt es sich um redaktionelle Anpassungen und Änderungen von Zitierungen. Aus Gründen der Übersichtlichkeit wird von einer Änderung des Wiener Krankenanstaltenplanes 2003 Abstand genommen, sondern es soll eine Neufassung des Wiener Krankenanstaltenplanes erfolgen. 

Das heißt auf gut Deutsch: Es gibt nach wie vor kein Gesamtkonzept, weder für die Spitäler noch für die Pflegebereiche. Das Krankenhaus Nord wird sicherlich Erleichterung bringen, doch das wird bestenfalls im Jahr 2011 oder 2012 fertig. Welche Schritte wird die Frau Stadträtin bis dorthin setzen, um den drängenden Problemen im Gesundheitswesen Paroli bieten zu können? – Das wird die Frage sein.

Zurückkehrend zum TOP 23 will ich feststellen, dass wir den Beschluss zur Gründung einer Stadt Wien – also das ist ein langer Name – Wiener Krankenanstaltenverbund Projektentwicklungs- und Baumanagement GmbH ablehnen. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau GRin Dipl Ing Gretner hat sich gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Dipl Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich möchte vor allem auf diesen Projektentwicklungs- und Baumanagementaspekt eingehen, nachdem meine Kollegin Pilz schon alle anderen Aspekte angesprochen hat. Ich finde es sehr interessant, dass die Sozialdemokratie immer wieder – so wie auch wir das oft tun – den Verlust des Einflusses der Politik beklagt, überhaupt in Zeiten von Globalisierung und so weiter. Aber wenn Sie jetzt die Ausgliederung von der Ausgliederung machen, stelle ich mir schon die Frage, wer dann das öffentliche Interesse noch sicherstellen kann. Es steht zwar im Akt drinnen, dass durch diese privatrechtliche juristische Person die kontrollierbaren Abläufe durch den KAV am besten sichergestellt sind, es wird hier aber Stadteigentum erarbeitet, die Stadt hat jedoch den Einfluss verloren. 

Ich finde es sehr schade, nachdem man sieht, dass in anderen Städten Grundstücke, auf denen zur Jahrhundertwende großzügige Spitalsanlagen gebaut wurden, intensiv verwertet werden, dass die Stadt Wien dann einfach sagt, kommt, wir sind überfordert, gliedern wir das aus, die werden das schon machen, und den öffentlichen Einfluss somit total abgibt.

Da möchte ich drei Aspekte besonders betonen. 

Das eine ist: Vor zirka zwei Wochen wurde das Projekt Steinhof vorgestellt. Es wurde immer wieder betont, dass da kein Grünraum verloren geht und dass überhaupt weniger Baufläche möglich sein wird, als es im vorigen Flächenwidmungsplan vorgesehen war. Ich habe mir das jetzt genau angeschaut. In Wahrheit ist es so, dass über das ganze Spitalsareal eine Baulandwidmung war. Da wurde eben nicht Rücksicht genommen auf jeden einzelnen Pavillon, sondern da wurde damals wirklich großflächig gewidmet, und deshalb entsteht jetzt natürlich ein Minus, wenn man das genau auseinander teilt. Die Wahrheit ist aber, dass Bereiche, die bisher dem Schutzgürtel angehört haben und sogar Biosphärengebiet sind, in Bauland umgewidmet werden. Das sind knappe 40 000 m². Dann gibt es noch andere Bereiche, wo zwischen den Pavillons zusätzliche 12 000 m² als Bauland gewidmet werden und so weiter.

Diese Baumanagement GmbH wird ja dann so agieren, dass sie sagt, wir haben den Auftrag, wirtschaftlich zu sein und möglichst viel Geld herauszuschlagen, und da stelle ich mir die Frage: Wer stellt aber dann das sicher, was wir in Gemeinderatsbeschlüssen beziehungsweise beispielsweise im Grüngürtelplan festgelegt haben? Wer stellt das sicher? Wir haben die Verantwortung abgegeben. Es geht nur noch ums Geldmachen, so wie es der Herr Deutsch ja ehrlicherweise auch gesagt hat. Das Gesundheitssystem ist teuer, deshalb muss man Geld hereinholen.

Zwei andere Aspekte noch: Die Vergabeverfahren sind natürlich in ausgegliederten Unternehmen auch anders zu handhaben, als wenn die öffentliche Hand Aufträge vergibt. Da hat sich die Stadt Wien vor eineinhalb Jahren zu qualitätssichernden Verfahren verpflichtet. Das gilt dann natürlich auch nicht mehr, das ist ja dann eine privatisierte Gesellschaft, die kann das dann handhaben wie jeder andere private Investor, und auch hier wird die Qualität dessen, was gebaut wird, nicht mehr sichergestellt.

Dritter und letzter Punkt: Abgesehen von der Baumgartner Höhe gibt es ja noch diverse andere Gebiete, beispielsweise das Preyersche Kinderspital oder auch das Geriatriezentrum Liesing, wo eben schon Entwicklungen stattfinden. Vor zirka einem Jahr ist für Floridsdorf ein Spitalsneubau angekündigt worden, von dem hört man gar nichts mehr, und ich befürchte, dass jetzt zuerst einmal von dieser Projektentwicklungsgesellschaft die Dinge durchgeführt werden, bei denen man Geld einnehmen kann, also die lukrativen Grundstücksentwicklungen, und dass man auf die wichtigen Entwicklungen noch lange wird warten müssen. Es heißt, es gibt die Grundstückssuche. Die Grundstückssuche dauert jetzt schon ein Jahr, und da frage ich mich schon, wieso das so lange dauern muss.

Insgesamt zusammengefasst: Ich befürchte, dass Sie Geld scheffeln aus Stadteigentum und die Transparenz und Kontrolle durch den Gemeinderat nicht mehr sichergestellt ist. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Die nächste Debattenrednerin ist Frau GRin Praniess-Kastner. Ich erteile ihr das Wort. 

GRin Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Es wurden heute schon einige Punkte des Gesundheits- und Sozialressorts, die noch unerledigt sind, eingehend diskutiert – der Großteil der Punkte ist ja leider noch unerledigt –, aber es gibt auch noch einige Punkte, die ich heute ganz konkret ansprechen möchte und die vom Gesundheits- und Sozialressort ebenfalls noch nicht angegangen wurden.

Vor einem halben Jahr habe ich hier meine Antrittsrede gehalten. Ich habe mich als Behindertensprecherin vorgestellt, habe intensive Zusammenarbeit im Behindertenbereich angeboten, speziell was die persönliche Assistenz in Wien für behinderte Menschen betrifft, aber auch was den Abbau der baulichen Barrieren betrifft. Als letzten Punkt habe ich die Stadt Wien aufgefordert, sich ihrer Vorbildwirkung bewusst zu sein und die Einstellquote zu 100 Prozent zu erfüllen.

Was ist denn jetzt passiert in diesem letzten halben Jahr in diesem Bereich? Es hat zwei Behindertenkommissionen gegeben, wobei eine davon die konstituierende Sitzung war. Die Vorsitzende hat einige Punkte aufgezählt, um die wir uns in dieser Periode kümmern sollen. In der zweiten ordentlichen Sitzung der Behindertenkommission wurde uns das Modellprojekt "Persönliche Assistenz" vorgestellt, das bereits seit sieben Jahren von den Oppositionsparteien hier in diesem Haus gefordert wird.

Zur Interessensvertretung behinderter Menschen wurden die Oppositionsparteien erst gar nicht eingeladen. Ich habe das dann urgiert, und es wurde versprochen, dass die nächste Interessensvertretung behinderter Menschen auch im Beisein der Oppositionsparteien stattfinden wird.

Ich hoffe, meine Damen und Herren, dass wir in diesem wichtigen Bereich jetzt endlich mit der Arbeit beginnen können, denn jeder Tag zählt für uns, aber besonders für behinderte Menschen in Wien.

Ich möchte zwei Punkte ansprechen, die anstehen und derer wir uns dringendst annehmen müssen. Vor einigen Monaten wurde ein Meldeservice der Stadt für behinderte Menschen eingerichtet, wo behinderte Menschen bauliche Barrieren über die Homepage des Fonds Soziales Wien melden können. Das Angebot wurde von der SPÖ folgendermaßen erläutert: Man kann über die Homepage des Fonds Soziales Wien direkt Wünsche und Anliegen betreffend den öffentlichen Straßenraum und öffentliche Gebäude deponieren. 

Betroffene haben sich sehr darüber beschwert, dass diese Homepage erstens nicht zu finden sei und dass sie nicht einmal die Minimalkriterien der Barrierefreiheit erfüllt. Die SPÖ hat daraufhin mit folgenden Worten versprochen, Abhilfe zu schaffen – ich zitiere –: Die SPÖ ist bemüht, den Service nachhaltig zu verbessern. Sie bittet um Vorschläge und sichert zu, dass Meldungen von Barrieren ernsthaft verfolgt werden.

Meine Damen und Herren! Erstens denke ich, es braucht keine großen Einladungen an behinderte Menschen, Barrieren zu melden und Verbesserungsvorschläge zu deponieren, denn die Anliegen Betroffener sollten hinlänglich bekannt sein, und das bedeutet natürlich auch wieder eine Zeitverzögerung für behinderte Menschen. 

Zweitens – und das ist der sehr, sehr wichtige Punkt in diesem Bereich –: Der Fonds Soziales Wien ist grundsätzlich die falsche Ansprechstelle für so einen Service, denn konsequent weitergedacht würde das bedeuten, dass die Stadt Wien die Zuständigkeit für bauliche Barrieren in den Fonds Soziales Wien auslagert. Und das kann keinesfalls die Aufgabe des Fonds sein. Der Fonds Soziales Wien hat natürlich auch keinerlei Zuständigkeiten quer durch alle Magistratsabteilungen, und jene Seite, auf der behinderte Menschen die Barrieren melden sollten, ist peinlicherweise selbst voller Barrieren, weil diese nicht ordentlich programmiert wurde. Behinderte Menschen, die Barrieren aufzeigen, stehen damit teilweise selbst vor unüberwindbaren Barrieren; ein Umstand, der von Experten aufgezeigt wurde, aber bisher leider erfolglos.

Ich denke, einige der wichtigsten Verbesserungsvorschläge – ich möchte mich da auch wieder sehr konstruktiv einbringen in die Behindertenkommission, so wieder eine stattfindet – wären, diesen Bereich in den Bereich wien.at aufzunehmen, weil es ja die Zuständigkeit der Stadt ist, die Betroffenen auf Dauer einzubinden. 

Drittens ist das System transparent zu machen. Das ist überhaupt einer der wesentlichsten Punkte. Das heißt, alle Eingaben und Vorschläge sollten transparent sein, sollten auch mit Datum versehen sein und auch die Antworten der zuständigen Stellen sollten für alle Menschen im Internet einsehbar sein, damit man auch weiß, wie lange die zuständigen Stellen dafür brauchen.

Es muss ferner natürlich auch die Möglichkeit geben, Eintragungen zu machen, damit andere Menschen ebenfalls zu einzelnen Punkten Verbesserungsvorschläge anbringen können. Wenn das nicht passiert, bestätigt sich die Vermutung, und nicht nur meine Vermutung, dass es sich um eine reine Alibiaktion handelt. 

Dies ist aber leider nicht der einzige Punkt, wo rasches Handeln nötig ist. Ein leidiges Thema ist bis dato der Bereich der Integration von behinderten Menschen. Nach wie vor erfüllt die Stadt nicht die Vorgaben des Behinderteneinstellungsgesetzes, und es gibt nach wie vor Hunderte offene Pflichtstellen, die nicht durch behinderte Menschen besetzt werden. Seit Jahren steht diese Forderung im Raum – leider tut sich nichts. Die Stadt erfüllt das Behinderteneinstellungsgesetz angeblich zu knapp über 80 Prozent, und das ist aus mehreren Gründen beschämend: Beschämend, was die Integration von behinderten Menschen betrifft, weil es ihnen die Chance nimmt, selbst für ihren Lebensunterhalt zu sorgen, aber beschämend auch deshalb, weil wir Ausgleichstaxen mit Steuergeldern bezahlen, und das sind viele Hunderte Millionen Euro pro Jahr. 

Sehr geehrte Damen und Herren von der SPÖ! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Es wird gerade im Behindertenbereich immer wieder auf überparteiliche Zusammenarbeit gesetzt und diese beschworen, doch diese mangelhafte Integration ist ein Bereich, den Sie ganz alleine verantworten und ganz alleine erfüllen können. Ich fordere Sie von dieser Stelle aus auf, dieser Verantwortung auch nachzukommen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Leider muss ich sagen, dass Wien damit natürlich das absolute Schlusslicht ist. Ich habe in meiner ersten Rede schon gesagt, Oberösterreich, Steiermark und Kärnten erfüllen diese Quote, übererfüllen sie sogar. Warum ist das in Wien nicht möglich? Ich weiß, dass Sie den Vergleich mit den Bundesländern nicht gerne hören, weil die Bundesländer da Vorreiter sind, aber ich habe mir herausgesucht, dass auch Städte diese Vorgaben zu 100 Prozent erfüllen. Wir können die Stadt Graz hernehmen; die erfüllt die Behinderteneinstellquote zu 100 Prozent.

In diesem Zusammenhang wird auch oft von Sonderaktionen der Stadt Wien für behinderte Menschen gesprochen. Nicht nur, dass dieser Begriff "Sonderaktion" bereits diskriminierend ist, weil alleine das Wort eine Art von Aussonderung darstellt, es handelt sich auch de facto um Arbeitsplätze zweiter Klasse, weil die TeilnehmerInnen an dieser Sonderaktion leider keine Chance haben, in das reguläre Dienstverhältnis der Magistratsabteilungen übernommen zu werden. 

Es sind auch einige andere schon draufgekommen, dass diese Sonderaktion nicht das hält, was sie verspricht – ich zitiere: „Durch Beruf und Arbeit definiert der behinderte Mensch sich selbst und seine Position in der Gesellschaft. Daher haben die berufliche Integration und der gesicherte Verbleib von behinderten Menschen in der Arbeitswelt besondere Bedeutung. Wir fordern daher die unbedingte Einhaltung und Erfüllung der Behinderteneinstellquote und eine Weiterentwicklung der Sonderaktion der Gemeinde Wien. Weiters ist Bediensteten in dieser Sonderaktion der berufliche Aufstieg gleichberechtigt zu ermöglichen." 

Sie werden sich jetzt fragen, woraus ich zitiere. Ich zitiere aus dem Forderungsprogramm der FSG für die kommenden Personalvertretungswahlen vom 2. bis 5. Mai 2006. Also auch diesen Herrschaften ist aufgefallen, dass da in der Stadt Wien etwas im Argen liegt, und sie fordern ihre eigenen Partei auf, damit endlich Schluss zu machen und die Behinderteneinstellquote zu erfüllen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Nicht Selbstbeweihräucherung ist hier angesagt, sondern Taten im Interesse der behinderten Menschen. Ich habe bei meiner Antrittsrede angekündigt, lästig zu sein. Es ist nicht immer angenehm, lästig zu sein, aber das nehme ich in Kauf. (Beifall bei der ÖVP.) Lästig zu sein, ist nicht immer angenehm, aber seien Sie gewiss, dass eine große Anzahl von Menschen draußen, behinderte wie auch nichtbehinderte Menschen, meiner Meinung sind, dass das ein Skandal ist. Und den haben Sie alleine zu verantworten! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Klicka. Ich erteile es ihr.

GRin Marianne Klicka (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Die Neustrukturierung des Wiener Krankenanstaltenverbundes mit 1. Jänner 2002 war die Grundlage für ein zukunftsorientiertes Wiener Spitalswesen, das den Herausforderungen der kommenden Jahre auch gewachsen ist und das demgemäß auch den europaweiten Trend, die Spitäler als patientenorientierte Dienstleistungsunternehmen zu führen, in den Vordergrund stellt. Durch diese Verschiebung der Verantwortung näher an den Ort des Geschehens, nämlich an den Ort des Leistungserbringers, des KAV und der Spitäler, wird die Servicequalität und die Patientenzufriedenheit erheblich gesteigert. 

Die TU 3 im KAV ist die Teilunternehmung für technische, wirtschaftliche und sonstige Serviceeinrichtungen, in der 661 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter beschäftigt sind. Dabei werden alle Organisationseinheiten zusammengefasst, die keinen unmittelbaren Kontakt zum Patienten haben. – Mit dieser Einleitung bin ich auch wieder zum Thema zurückgekehrt, nachdem Frau Kollegin Praniess-Kastner heute ein bisschen in den Behindertenbereich abgeschwenkt ist.

Die TU 4 hingegen hat die Betreuung der Anstalten in bau- und haustechnischen, projektspezifischen, architektonischen Belangen, in Umweltschutz- und Arbeitnehmerschutzmaßnahmen zur Aufgabe und ist dort auch tätig. Ich möchte Ihnen nur an einem kleinen Beispiel eines Schwerpunktspitals kurz skizzieren, dass in zehn Jahren, von 1996 bis 2005, 100 Millionen EUR Investitionskosten im SMZ-Süd von dem Bereich der TU 4 im SMZ-Süd umzusetzen waren.

Neben dem normalen Bereich der Wartung und der Betreuung musste dort auch der Neubau des Geriatriezentrums Süd und der Akutgeriatrie sowie vieler technischer Einrichtungen bis hin zum Wirtschaftshof bewerkstelligt werden. In einem Jahr alleine fallen 12 208 Ar-
beitsaufträge für Werkstätten an, 1 269 Arbeitsaufträge für Referate und 1 868 Aufträge für Medizintechnik. Wie neben all diesen Bereichen dann auch noch die Immobilienverwaltung und Projektentwicklung vonstatten gehen soll, weiß ich nicht. Das ist einfach durch die dort handelnden Personen nicht mehr machbar. 

Allein im Kaiser-Franz-Josef-Spital im SMZ-Süd sind 5 426 medizintechnische Geräte zu warten und bei 
Störungen zu betreuen, ebenso 66 Kühlaggregate, 40 Lüftungsanlagen, 67 Gebäudeleittechnikprodukte mit 11 000 Datenpunkten, drei Notstromaggregate, drei Boiler mit 300 Pumpen, 28 Aufzüge – ich bin eine Leidtragende, ich bin mit der Frau StRin Pittermann einmal in so einem Aufzug stecken geblieben, was auch immer wieder passiert –, 26 000 Beleuchtungskörper mit 165 verschiedenen Leuchtmitteln, acht Trafos, 2 300 Tele-
fone und 2 400 Brandmelder mit unzähligen Brandschutztüren.

Sie sehen also, die Aufgaben sind sehr, sehr umfassend, und es ist daher sehr einsichtig, dass die TU 4 nicht zugleich eine Immobilienverwertungsgesellschaft sein kann, da für diesen Bereich auch sehr viele Kontakte im Bauwesen und im Immobilienbereich notwendig sind. 

Schon in den vergangenen zehn Jahren wurden in den Spitälern und Pflegeheimen des Krankenanstaltenverbundes enorme Strukturverbesserungsmaßnahmen wie Umbauten und Neubauten und Übersiedelungen durchgeführt, und wir, die sozialdemokratischen GesundheitspolitikerInnen, stehen auch in Zukunft vor großen Herausforderungen, die wir genauso wie in den letzten zehn Jahren hervorragend bewältigen werden. Innerhalb dieser vergangenen zehn Jahre wurde ein Investitionsprogramm in der Höhe von 10 Milliarden ATS, das am 27. Februar 1996 hier im Gemeinderat vorgetragen und abgestimmt wurde, umgesetzt und verwirklicht.

Auch wenn ich nur ganz wenige davon nenne, so sind es doch ganz große Vorhaben gewesen, die uns in diesen zehn Jahren zu einer Weiterentwicklung im Gesundheitssystem geführt haben. 

So war es die Integration der Kinderklinik Glanzing unter Schließung des Standortes im 19. Bezirk, die Errichtung einer neuen Küche im Wilhelminenspital, einer Tiefgarage, die Akutgeriatrie im Krankenhaus Lainz, organisatorische Zusammenführung des Neurologischen Krankenhauses Rosenhügel mit dem Krankenhaus Lainz, die Akutgeriatrie und die moderne Geriatrie im Kaiser-Franz-Josef-Spital mit dem Geriatriezentrum Süd, die Errichtung eines modernen Schnittbildzentrums mit Mammazentrum, die Erweiterung von neurologischen Abteilungen bis hin zu Stroke Units, die in vielen Spitälern nun Einzug gehalten haben.

Im SMZ-Ost wurde die Orthopädie ausgebaut, die 1. Medizinische Abteilung geteilt und unter anderem der Schwerpunkt Kardiologie dort festgelegt. 

Die Dialyseplätze wurden erweitert und medizinische Großgeräte angeschafft.

Das Mautner-Markhofsche Kinderspital wurde in die Rudolfstiftung eingegliedert, und auch die organisatorische Eingliederung der Semmelweis-Frauenklinik in die Rudolfstiftung hat stattgefunden.

Im Otto-Wagner-Spital kam es zur Zusammenführung des ehemaligen Psychiatrischen Krankenhauses, des Pulmologischen Zentrums und des Neurologischen Krankenhauses Maria-Theresien-Schlössl sowie der Pflegeeinrichtungen des Pulmologischen Zentrums und des Pflegeheims Sanatoriumstraße zu einem Trakt, aber auch des Förderpflegeheims zum Sozialmedizinischen Zentrum Baumgartner Höhe – Otto-Wagner-Spital. Ein neues Schnittbildzentrum wurde angeschafft und eine umfangreiche Sanierung der orthopädischen Abteilung durchgeführt. 

Auch in Floridsdorf kam es zur Errichtung eines neuen Hauses, nämlich des Geriatriezentrums und der Akut-
geriatrie.

Im Elisabethspital wurde die Interdisziplinäre Intensivstation eröffnet und im Sophienspital die Akutgeriatrie ausgebaut.

Das sind zahlreiche Maßnahmen, die für die Gesundheit der Wienerinnen und Wiener von ganz großer Bedeutung sind. 

Der Krankenanstaltenverbund ist Grundbesitzer und Immobilienverwalter von zahlreichen Gebäuden, für die bei steigenden Investitionen und Veränderungen eben auch diese fachkundige Bewirtschaftung notwendig sein wird. 

Die Projektabwicklung im Bau- und Immobilienbereich wird in Zukunft von der Projektentwicklungs- und Baumanagement Gesellschaft in enger Zusammenarbeit mit dem Bauherrn stattfinden, denn diese Gesellschaft gehört zu 100 Prozent dem Eigentümer, nämlich dem KAV. Ein Baufachmann oder eine Baufachfrau wird die Verantwortlichen im Krankenanstaltenverbund bei der Auftragserteilung unterstützen und beraten.

Durch das vor wenigen Wochen abgeschlossene Finanzierungsübereinkommen der Stadt mit dem Krankenanstaltenverbund mit 10,8 Milliarden EUR und durch die-
se längerfristigen umfassenden Investitionen, die für die nächsten Jahre getätigt werden, werden sowohl die qualitätsvolle Gesundheitsversorgung als auch die 32 000 Arbeitsplätze für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter abgesichert.

Viele der Spitäler und Pflegeheime sind im Pavillonstil errichtet, sind mehr als 100 Jahre alt und stehen unter Denkmalschutz. Aus medizinischer Sicht wurden unentwegt die neuesten Geräte angeschafft und die Voraussetzungen für die Spitzenmedizin geschaffen, in baulicher Hinsicht bedarf es großer Anstrengungen, die Hotelqualität und die Qualität der Unterbringung anzuheben. 

Weiters muss es unser Ziel sein, die relativ dichte Versorgung im Westen Wiens zugunsten von Neubauten in unterversorgten und neuen Siedlungsgebieten, wie zum Beispiel über der Donau, aufzulockern.

Im Laufe der Jahrzehnte haben sich Krankheitsbilder verändert und Behandlungsmethoden durch die Erkenn-
tnisse, die die Wissenschaft eingebracht hat, gewandelt, sodass auch in Zukunft Spitäler verkleinert und Akutbetten abgebaut werden müssen. 

Eines der größten Vorhaben dieser Legislaturperiode ist das Krankenhaus Nord; ein Projekt mit 50 Millio-
nen EUR, das natürlich auch einen sehr, sehr großen Geldbrocken darstellt. Es ist allerdings nicht so, wie Frau GRin Gretner vorhin mitgeteilt hat, dass es darüber keine Informationen gibt. Das Projekt ist noch in der Phase der Ausschreibung und der Planung und da ist es natürlich ganz wichtig, nicht mit breiten Informationen hinauszugehen, um den Spekulanten nicht Tür und Tor zu öffnen. Aber, Frau GRin Gretner, ich kann Ihnen versichern, dass in vielen, vielen Zeitungen immer wieder auch von dem Neubau berichtet wurde. Ich habe hier auch zufällig eine Zeitung mit, die vom 2. Februar 2006 stammt, worin sehr wohl auch über den Neubau des Spitals Nord im Norden Wiens berichtet wird. 

Die EU-weite Ausschreibung für die Grundstückssuche, die Planung und Errichtung – das ist in einem zusammengefasst – ist im Gang. Nach der Inbetriebnahme des Spitals werden dann die Semmelweis-Frauenklinik und das Orthopädische Krankenhaus Gersthof in das neue Haus übersiedeln.

Ganz wichtig ist es auch zu sagen, dass das Preyersche Kinderspital bis 2009 in das Sozialmedizinische Zentrum Süd eingegliedert werden wird.

Die Frau GRin Pilz hat heute gemeint, dass adipöse Kinder und deren Eltern derzeit auf Grund des Stoppens des Projekts im AKH keine Möglichkeit mehr haben. Ich kenne das Programm im Preyerschen Kinderspital, das in der Ambulanz dort durchgeführt wird, sehr gut. Es steht eben auch für adipöse Kinder zur Verfügung und ermöglicht einen freien Zugang für alle Wienerinnen und Wiener, ohne irgendeine Bezahlung, so wie es ja auch sein soll. (GRin Dr Sigrid Pilz: Warum wird das nicht im AKH gemacht?) Es wird sicherlich für das Projekt im AKH, nachdem es jetzt einmal gestoppt wurde, eine neue Vorgangsweise überlegt werden. Das kann aber nicht von heute auf morgen passieren.

Diese wesentlichen Investitionsschwerpunkte werden nachhaltig die Versorgung für die Patienten sichern sowie die Rahmenbedingungen für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter verbessern. Darüber hinaus wird auch ein wichtiger Impuls für die Wiener Wirtschaft gesetzt.

Nicht nur im Otto-Wagner-Spital wird es Neuplanungen geben, nicht nur das Geriatriezentrum Liesing wird neu geplant, sondern auch das Geriatriezentrum Baumgarten wurde so wie alle anderen Geriatriezentren einer eingehenden Prüfung unterzogen. Es ist dabei immer ganz wichtig abzuwägen, ob die Kosten einer Generalsanierung des Bestandes geringer sind als die Kosten eines Neubaues. 

Bei diesen Überprüfungen sind speziell bei den 100 Jahre alten Gebäuden natürlich immer auch, wie ich schon gesagt habe, der Denkmalschutz zu berücksichtigen und das Denkmalamt mit einzubeziehen. Erst wenn alle diese Überlegungen auch geprüft wurden, sind Entscheidungen zu treffen, ob abgerissen und neu gebaut wird oder ob der Altbestand saniert wird. 

Ziel bei allen Maßnahmen ist es, den Menschen in den Mittelpunkt zu stellen und Verbesserungen für BewohnerInnen und MitarbeiterInnen zu erzielen, so wie wir es im Wiener Wohn- und Pflegeheimgesetz festgelegt haben, das wir natürlich auch raschest umsetzen wollen.

Wie bei allen Neubauten wird es im Geriatriezentrum Baumgarten auch ein neues Tageszentrum und betreute Wohngemeinschaften geben. Kurzfristig wird ein weiterer Abbau der Sechsbettzimmer stattfinden, um parallel dazu das Ausschreibungsverfahren für den Neubau mit Baubeginn 2008 durchführen zu können. 

Die Investitionsschwerpunkte des Krankenanstaltenverbundes der vergangenen zehn Jahre sind erledigt, die für die kommenden fünf Jahre hat der Herr GR Deutsch vorhin auch schon kurz erwähnt. Sie alle werden raschest angegangen. 

Für die Wiener Stadtregierung und die sozialdemokratischen GesundheitspolitikerInnen ist es das oberste Ziel, die Qualität der medizinischen und pflegerischen Versorgung der Bevölkerung auf hohem Niveau abzusichern und weiterzuentwickeln und dabei auch die Effizienz zu steigern. 

Wir bekennen uns zur Spitzenmedizin für alle Wienerinnen und Wiener. Es ist uns in den vergangenen Jahren gelungen, die hohe Qualität der medizinischen Versorgung nicht nur zu erhalten, sondern durch eine österreichweit beispiellose Investitionsoffensive sogar auszubauen, denn wir wissen genau: Stillstand bedeutet Rückschritt. Das hat die Gesundheitspolitik der ÖVP in den letzten sechs Jahren auch ganz deutlich gezeigt. 

Eilig hat es die Regierung immer nur dann, wenn es um Verabschiedung von Gesetzen geht, Gesetze, die den Menschen, den Organisationen, den Ländern in den letzten sechs Jahren nur Verschlechterungen gebracht haben und die letztendlich vor dem Verfassungsgerichtshof nicht standgehalten haben wie zum Beispiel die Besteuerung von Unfallrenten und die Schwerarbeiterregelung. 

Im Ministerrat am vergangenen Donnerstag wurden gleich 21 Gesetzesvorlagen durchgepeitscht, aus Angst davor, dass diese parteipolitisch motivierten Entscheidungen möglicherweise sonst in dieser Legislaturperiode nicht mehr durchgebracht werden können. 

Der Österreichische Strukturplan Gesundheit ist derzeit noch immer ein Fragment. Die von der Frau Ministerin Rauch-Kallat versprochene Gesundheitsreform ist nicht einmal ansatzweise sichtbar. Alles, was die Ministerin in der letzten Zeit zusammengebracht hat, sind neue Selbstbehalte und unzählige Belastungen im Gesundheitsbereich. Denken wir nur an den Selbstbehalt für Brillen, der um 256 Prozent gestiegen ist, an den Spitalskostenbeitrag, der um 97 Prozent gestiegen ist, an die Rezeptgebühr, die um 36 Prozent gestiegen ist. Bei den Augenärzten, so konnte man in den Zeitungen lesen, hat sich bereits ein starker Rückgang an Patienten gezeigt, und auch die Optiker beklagen, dass immer weniger Menschen in die Geschäfte kommen, um die notwendigen Sehbehelfe auch zu erstehen. Auf der anderen Seite finden wir gerade in den Ambulanzen, so auch in den Augenambulanzen, des Krankenanstaltenverbundes überfüllte Warteräume, weil die Menschen einfach wissen, dass sie dort unbürokratisch und kostenlos behandelt und betreut werden.

Außerdem hat der Ministerrat gerade am vergangenen Donnerstag die Gesundheit Österreich GmbH geschaffen. Diese neue Gesellschaft wird das Bundesinstitut für Gesundheitswesen, das ÖBIG, das bisher ein unabhängiges Institut war, das von allen anerkannt wurde, einfach schlucken, ebenso den Fonds Gesundes Österreich. Ein neues Bundesinstitut für Qualität im Gesundheitswesen wird noch dazukommen. Die Bundesministerin ist die alleinige Eigentümerin und kann die Geschäftsführung interimistisch für das erste Jahr bestellen. Wir werden eine Ausschreibung durchführen. Dort bestellt die Frau Bundesministerin. 

Natürlich geht es der Regierung dabei sicher auch um Posten, die noch rasch vor der Wahl verteilt werden sollen. Natürlich wird die Geschäftsführung, wie bei jeder GmbH, dem Eigentümer, also der Frau Bundesministerin, verpflichtet sein. Die Frau Gesundheitsministerin Rauch-Kallat schafft sich damit ein Durchgriffsrecht auf das bisher unabhängige ÖBIG, das mit der gesamten heiklen Angebotsplanung, etwa dem aktuellen Strukturplan Gesundheit, dem früheren Großgeräte- und Krankenanstaltplaner, betraut ist. Das bedeutet, dass die Ministerin künftig politisch entscheiden kann, wo es welche Spitalsabteilungen gibt, welche Qualitätskriterien bei der Spitalsbehandlung gelten und wie viel Personal in einer bestimmten Abteilung eingesetzt wird.

Wir in Wien haben eine andere Vorgangsweise und informieren alle Parteien und beziehen sie auch ein, doch in dieser Gesundheit Österreich GmbH haben weder die niedergelassenen Ärzte noch die Sozialversicherungsträger noch die Länder ein Mitspracherecht. Die Mitsprache wurde ihnen vollkommen gestrichen. Es wurde lediglich eine Institutskonferenz mit beratendem Status geschaffen, in die diese wichtigen Trägerorganisationen, die auch mitzahlen, dann abgeschoben werden.

Abschließend möchte ich nur ganz kurz noch zur Frau GRin Korosec sagen, dass es mich verwundert, dass sie eine Road Map fordert, denn ich glaube, dass wir keine Road Map brauchen. Wir haben in der Vergangenheit bewiesen, dass wir die geplanten Vorhaben in die Tat umgesetzt und verwirklicht und vorher auch einer eingehenden Prüfung unterzogen haben. Der Herr Vizekanzler Gorbach – wenn wir schon bei Road Map sind – führt 160 Stundenkilometer ein, ohne vorher die Auswirkungen zu kennen. 

Unsere Planungen beruhen auf konkreten Daten, die der Entwicklung auf Grund der Ergebnisse aus Wissenschaft und Forschung – weniger Kinderheilkunde und Geburtshilfe zum Beispiel – Rechnung tragen werden. Wir brauchen auch keine Zurufe von der Frau GRin Korosec, denn wir haben in der Vergangenheit bewiesen, dass wir alle Investitionen und alle Vorhaben zeitgerecht umgesetzt haben. 

Wir bieten Spitzenmedizin für alle in Wien. Dazu wird die neu zu gründende Projekt​entwicklungs- und Baumanagement GmbH wesentlich beitragen. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. 

Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Lasar.

GR David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

In der laufenden Diskussion zeigt sich schon, dass es letztlich auch und gerade um das Thema der alten und pflegebedürftigen Menschen geht. Will man diese Menschen in das Zentrum einer Gesundheitsplanung stellen, und dazu ist man sowohl auf Grund einer humanitären Einstellung als auch auf Grund einer generationsübergreifenden Verantwortung verpflichtet, dann bedarf es auch einer langfristigen und einschätzbaren Planung.

Daher gehe ich noch einmal auf den Fall Geriatriezentrum Baumgarten ein. Er steht stellvertretend für Planlosigkeit, für die Konzeptlosigkeit der SPÖ-Gesund-
heitspolitik in dieser Stadt. Er steht stellvertretend für Lainz, Liesing oder die Pflegestation im Otto-Wagner-Spital. Er ist aber auch präsentativ für die Schweigsamkeit der amtsführenden Gesundheitsstadträtin Brauner, die sehr sparsam mit Auskünften umgeht, aber andererseits, muss man sagen, sehr kollegial ist, wenn es darum geht, Begleitungen bei Lokalaugenscheinen in Spitälern aufzudrängen. 

So wie im Pflegebereich ist es auch im Spitalsbereich. Der alte Krankenanstaltenplan wird durch einen neuen lediglich fortgeschrieben und es werden keine neuen Akzente gesetzt. Es wird im Ausschuss über das Betreuungsmanagement in den Krankenanstalten und Geriatriezentren der Stadt Wien, über das scheinbare Strategiekonzept für die Betreuung alter Menschen diskutiert. In der Umsetzung aber hapert es. Und es gibt auch kein Konzept und es hält auch nicht das, was es verspricht, und zumindest nicht, was den Namen Strategiekonzept verdient. Einschließlich aller Vorgaben für die Zukunft von Grundsatzkonzepten ist von einem umfassenden Pflegegesetz keine Rede, keine Fünfjahresplanung, die kontrollierend begleitet werden müsste, keine konkrete Vorgabe für die nahe Zukunft und so weiter. 

Die Punkte, die wir in dem Strategiekonzept "Lebenswertes Altern in Wien – aktiv und selbstbestimmt" gefordert haben, ziehen sich über viele Seiten. Die Schwerpunkte sind integrative Pflegekonzepte, Durchgängigkeit in der Betreuung älterer Menschen, Personal und gesetzliche Grundlagen für die Betreuung älterer Menschen, für die Finanzierung und Vertragsgestaltung. 

Aber es wurden bisher nicht einmal entsprechende Kostenvergleiche angestellt, die Auskunft darüber gegeben hätten, ob Renovierung, Neuerrichtung oder vielleicht ein Abriss stattfinden hätte können. Oder Erstellung eines Nachnutzungskonzeptes für freiwerdende Einrichtungen, die Erarbeitung, Umsetzungsvorbereitung von Konzepten zu neuen Pflege- und Betreuungsangeboten, wie zum Beispiel neue Wohnmodelle. Wurden die überhaupt vergessen? 

Das fällt Ihnen nun beim Geriatriezentrum Baumgarten auf den Kopf, denn hätten Sie hier Ihre Hausaufgaben gemacht, gäbe es nicht nur Transparenz, sondern auch eine klare Vorgehensweise in dieser Sache. Denn hier im Geriatriezentrum Baumgarten ist augenscheinlich all das von mir Angesprochene mangelhaft oder es fehlt ganz. Auch hier wird dementiert, renoviert, abgerissen, verlegt, Personal und Patienten werden nicht einmal informiert und von der politischen Opposition in diesem Hause wird überhaupt niemand mehr informiert. Die Arbeitssituation und Pflegeausstattung sind noch immer schlecht, wie auch in anderen Pflegeheimen. Mehrere Hundert Pfleglinge sehen sich einer Unterbesetzung im Personalbereich bei Therapeuten und anderen Arbeitnehmern gegenüber. Der Rückgang der Investitionen für Umbauten in den Pflegeheimen geht schon seit Jahren vor sich, und nun sollen Pavillons, die erst vor kurzem generalsaniert wurden, wieder abgerissen werden. 

So, meine Damen und Herren, verschleudert man hier in Wien Millionen Steuergelder. Hat man denn in dieser Stadt überhaupt noch ein Gespür für etwas Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit? Das sind nämlich Kriterien, nach denen der Rechnungshof prüft. (Beifall bei der FPÖ.) Offenbar, meine Damen und Herren, haben Sie von der Sozialdemokratischen Partei schon den Bezug dazu oft verloren. 

Nur damit Sie eine Vorstellung haben, wovon hier geredet wird, was das Renovieren eines Pavillons kostet. Der Pavillons VI wurde nach knapp zweijähriger Bauzeit im September 2005 eröffnet und hat sage und schreibe 3,8 Millionen EUR, das sind in alter Währung noch über 52 Millionen ATS, verschlungen. Und nun soll mitten in der Renovierung des Ostteils von Pavillon II der Bau gestoppt werden, und den renovierten Teil inklusive Rohbau reißen wir dann wieder ab. Entweder war der viel gepriesene Westteil vom Pavillon II, der bereits renoviert wurde, eine Fehlplanung, dann hätte man den baugleichen Teil des Ostteils gar nicht errichten dürfen (GR Kurth-Bodo Blind: Wo ist die Frau Brauner? – GR Mag Thomas Reindl: Herr Blind, setzen Sie Ihre Brille auf, da sehen Sie besser!), oder aber er ist so modern und zeitgemäß renoviert und erweitert worden, wie auch Zeitungen berichtet haben. Dann ist es mir aber unverständlich, warum jetzt ein Baustopp folgt. Es gibt anscheinend kein Konzept, und es ist mir zumindest keines bekannt. Zuerst dementiert zum Beispiel die Frau GRin Klicka Umbauabsichten. Ich werde Ihnen das auch hier zitieren: „In Baumgarten drohen weder Abbruch noch Schließung noch Neubau." Nun soll doch abgerissen werden, aber nicht alles, sondern nur Teile, und das vermutlich, nehme ich einmal an, nach der Nationalratswahl. 

Aber wohin soll ausgelagert werden? Schließlich werden am Standort Baumgarten derzeit 680 Patienten betreut. In Hinkunft sollten aber nur mehr 430 Plätze sein. Da werden, wie die Frau StRin Brauner so schön ausdrückt, andere Plätze für Patienten gefunden werden müssen – ist sehr schön, aber wo werden sie gefunden, und wo werden diese sein? Sie können doch nicht einfach hergehen und die Patienten, die dort schon jahrelang liegen, einfach willkürlich wie ein Mobiliar in Wien herumschieben und verlegen, ohne auf deren Bedürfnisse einzugehen. 

Die Angehörigen kommen aus diesem Umfeld. Ich glaube, das ist einmal eine ganz wichtige Sache. Und die Patienten, die am betroffensten sind, die werden von Angehörigen besucht, gepflegt teilweise, und die sollte man jetzt irgendwo hinlegen, weiß Gott wie weit, wo vielleicht von vielen auch nicht mehr eine Anreise dementsprechend gemacht werden kann, weil sie aus Altersgründen auch nicht mehr können.

Wo wird in Zukunft auch das Personal sein? Wo werden sie Arbeitsplätze vorfinden? Auch Ihre Äußerung, wonach Arbeitsplätze nicht gefährdet seien, scheint angesichts des Sachverhalts nicht annähernd glaubwürdig. 

Apropos glaubwürdig, zum Beispiel: Sie wissen ja oft nicht einmal, was Sie selbst schon beschlossen haben. Ich werde Ihnen zum Beispiel Herrn GR Hundstorfer zitieren. In einer Aussendung von wien.at steht: „GR Hundstorfer (SPÖ) wies darauf hin, dass der Standort Baumgarten zweifellos erhalten bleiben werde, und zeigte sich auch zu einer Diskussion über die gesetzliche Verankerung des Patientenanwaltes bereit." Also bitte, ich möchte eines einmal hier sagen: Der Patientenanwalt ist schon seit langem gesetzlich verankert. Also das zeigt ja wieder: Entweder Sie sind so abgehoben oder Sie wissen in Wien nicht einmal, was Sie beschließen. So schaut es aus! (Beifall bei der FPÖ.) 
Was bleibt nachher zurück? Zurück bleiben letztendlich nur verunsicherte Patienten, frustrierte Beschäftigte und eine Stadträtin, die sich eine Nachdenkpause verordnet hat. Ich würde mir wünschen, dass Sie diese mit konzeptiven Lösungsvorschlägen ausfüllen würden. 

Zum Beispiel der Herr Bernhard Harreiter von der FSG hat schon einen Schritt in die richtige Richtung gemacht, als er bei einer Betriebsversammlung im Februar dieses Jahres zugestand, dass in der Vergangenheit zu viel Baugeld verschwendet wurde. Jetzt gründet man einfach eine Projektentwicklungs- und Baumanagement GmbH, die den Krankenanstaltenverbund im Bereich Projektmanagement beraten soll. Damit soll eine optimale Nutzung von Liegenschaften und Bauten erreicht werden. 

Betroffen ist auch der Totalumbau des Geriatriezentrums Baumgarten. Wir, meine Damen und Herren, wir schauen uns an, ob damit wieder nur Verantwortung abgeschoben wird oder Zeit geschunden wird oder tatsächlich vielleicht eine Besserung eintritt. Dennoch kommen wir sicher nicht umhin, von der zuständigen Stadträtin lückenlose Aufklärung und klare Aussagen zur Zukunft vom Geriatriezentrum Baumgarten zu verlangen und einzufordern. (Beifall bei der FPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Wir jedenfalls werden keinesfalls einem sinnlosen Abriss renovierter Teile zustimmen! – Danke. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. 

Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Dr Tschirf.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Das Thema, um das es geht, ist ein sehr, sehr wesentliches, nämlich die Frage der Zweiklassenmedizin in Wien. 

Ich möchte aber auf einen ganz speziellen, aktuellen Anlass eingehen, weil vor kurzem die Position des Kontrollamtsdirektors ausgeschrieben wurde, und das, was eigentlich auf allen anderen Ebenen eine Selbstverständlichkeit wäre, ist es in Wien nicht. Wir haben es in der Fragestunde, in der Frage an den Herrn Bürgermeister wieder erlebt, weil es wäre selbstverständlich, dass die Funktion des Kontrollamtsdirektors, der so was ist wie der Präsident eines Landesrechungshofs, nach einem Hearing besetzt wird. Das ist in Demokratien unseres Standards eine Selbstverständlichkeit. 

Leider ist es in Wien keine Selbstverständlichkeit. Da macht es vielleicht der Herr Bürgermeister, vielleicht spricht er mit dem Herrn Kopietz oder mit irgendjemand anderem aus der SPÖ, bespricht er mit dem Herrn Kopietz die Frage, ob der schon oft am Donauinselfest war. Er fragt Prof Kopietz, Brandrat Kopietz, ob er schon bei irgendwelchen "Festln" mitgearbeitet hat. Dann wird vielleicht noch der Herr Gewerkschaftsvorsitzende Hundstorfer, mittlerweile Präsident, konsultiert, ob er brav seinen Gewerkschaftsbeitrag für die FSG bezahlt hat oder Ähnliches. Das sind die Kriterien, nach denen in Wien ein Kontrollamtsdirektor bestellt wird. (GR Godwin Schuster: So macht es die ÖVP wahrscheinlich! So ist es Usus bei der ÖVP!)

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das ist nicht unser Verständnis! (Beifall bei der ÖVP.) Wir stellen uns vor, dass der Kontrollamtsdirektor nach einem Hearing im Kontrollausschuss bestellt wird. Das wäre der richtige demokratische Weg. 

Wir haben daher, mein Kollege Günter Kenesei und meine Kollegin Ingrid Korosec, einen diesbezüglichen Beschlussantrag hier vorzulegen, dass der Gemeinderat der Stadt Wien sich für folgende Änderung der Bestimmung der Wiener Stadtverfassung ausspricht, welche der Unabhängigkeit des Kontrollamtsdirektors und damit des Kontrollamts der Stadt Wien als Institution sichern und gewährleisten soll, und zwar:

„Die Kandidatinnen und die Kandidaten für die Position des Wiener Kontrollamtsdirektors, der Wiener Kontrollamtsdirektorin, müssen sich einem Hearing vor dem Kontrollausschuss unterziehen. Eine Abberufung des Wiener Kontrollamtsdirektors, der Wiener Kontrollamtsdirektorin, kann künftig nur mit einer Zweidrittelmehrheit im Gemeinderat erfolgen. 

In formeller Hinsicht verlangen wir die sofortige Abstimmung.“ (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir haben diese Regelung in anderen Bestimmungen, zum Beispiel beim Umweltanwalt auch in Wien, oder beispielsweise bei der Bestellung (GR Christian Oxonitsch: Schauen wir einmal, welche Minderheitenrechte es im Bund gibt! Da gibt es noch viel zu tun!)) etwa des Präsidenten des Rechnungshofes. (GR Christian Oxonitsch: Führen Sie einmal Minderheitenrechte ein!) Bei der Bestellung des Rechnungshofpräsidenten hat es interessanterweise damals, manche werden sich vielleicht noch erinnern (GR Christian Oxonitsch: Schauen Sie sich einmal die Minderheitenrechte an! – GR Godwin Schuster: Sie verhindern das seit sechs Jahren!), eine rot-blaue Kungelei gegeben, wie einmal ein Rechnungshofpräsident in den frühen 80er Jahren bestellt worden ist. Daher war es ein Anliegen der ÖVP, wie die ÖVP in die Bundesregierung eingetreten ist, dass bei der Bestellung des Rechnungshofpräsidenten dieser Weg eingeschlagen wurde. Und man hat ja gesehen, dass das für die Qualität bestens ist. Ich verstehe, dass die SPÖ das da nicht haben will, weil es wahrscheinlich anders netter ist! Der Herr Brandrat Prof Kopietz ist offensichtlich jetzt damit beschäftigt, dass er aus seinem Computer herausnimmt, wer der bravste SPÖler oder die bravste SPÖlerin ist. Das ist nicht der Weg, den wir uns vorstellen. Wir stellen uns einen Kontrollamtsdirektor vor, der nach einem Hearing hier bestellt wird. (Beifall bei der ÖVP. – GR Godwin Schuster: Wie die Koalition mit Minderheitenrechten umgeht, das sollten Sie sehen!)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Kurt Wagner: Meine Damen und Herren! Hoher Gemeinderat!

Auf Grund der nun mehr als zweistündigen sehr lebhaften Diskussion möchte ich meine Funktion als Berichterstatter hier nicht missbrauchen und auf die Fülle der Diskussions- und Debattenbeiträge eingehen. Der Ordnung halber möchte ich mich aber auf drei Dinge, die auch im Akt drinnen stehen, und zwei, die in der Debatte vorgekommen sind, präzisieren, weil ich glaube, dass es sich der Gemeinderat verdient, auch ordnungsgemäß informiert zu werden.

Liebe Frau Kollegin Praniess-Kastner! Ich schätze sehr Ihr persönliches Engagement im Behindertenbereich. Sie wissen das. Wir haben hier auch schon einige Gespräche geführt. Aber Sie haben bei der letzten Ausschusssitzung bei uns die Information, die Ihnen heute hier abgegangen ist, bekommen. Wir haben Ihnen mitgeteilt, und das hat die Frau Prof Stubenvoll bei dieser Sitzung gemacht, dass die erste Sitzung der Interessensvertretung lediglich dazu diente, dass sich die Interessensvertretung konstituiert, und da ist es nicht üblich, dass politische Parteien anwesend sind. Es gab eine einzige Vertretung, das war die Frau Prof Stubenvoll in ihrer Funktion als Vorsitzende der gemeinderätlichen Behindertenkommission. Und wir sind da übereingekommen, dass bei den künftigen Sitzungen so wie in der Vergangenheit natürlich von jeder Fraktion ein Mitglied an den Sitzungen teilnehmen soll. Dass das nicht alle sein können, können wir auch begründen, weil sonst das Gremium nur von den politischen Mandataren des Ausschusses dominiert werden würde, und das ist nicht Sinn und Zweck der Sache, weil ja wieder umgekehrt die Interessensvertretung zu den Sitzungen der gemeinderätlichen Behindertenkommission eingeladen wird und dort vor Ort berichten kann. 

Zum zweiten Punkt, meine Damen und Herren, darf ich Ihnen auch sagen: Die Diskussion um die Behindertenquote ist so alt wie das Behinderteneinstellungsgesetz hier im Wiener Gemeinderat. Und wieder, Frau Kollegin, darf ich Ihnen eines versichern: Wir haben großes Interesse, überall, wo es möglich ist, die Quote zu erfüllen. Ich habe das auch schon sehr oft mit Ihren Vorgängerinnen und Vorgängern im Gemeinderat diskutiert. Im Verwaltungsbereich erfüllen wir es zu 100 Pro-
zent. Ich gebe zu, dass wir es nicht überall können, aus einem einfachen Grund. Bei der Müllabfuhr, bei der Kanalbrigade, bei der Wiener Rettung, bei der Wiener Berufsfeuerwehr und auch vor Ort im Pflegebereich wird diese 100-prozentige Erfüllung nicht möglich sein, weil einfach auch körperliche und auch geistige Anforderungen gesetzt werden, die in sehr vielen Fällen nicht erfüllt werden können. Ich sage Ihnen nur ein Beispiel. Ich schaue mir an, was ist, wenn wir sagen: Uns ist das egal, wenn ein schwerer Diabetiker im Rettungseinsatz einen 110 kg Schweren vom dritten Stock auf der Bahre hinuntertragen muss. Wenn der dabei einen Hypo kriegt, zusammenfällt, und dem Patienten passiert was, hätten wir eine Diskussion auf anderer Ebene. Überall dort, wo es möglich ist im Verwaltungsbereich, erfüllen wir diese Quote.

Meine Damen und Herren! Und noch zur Barrierefreiheit und Zugänglichkeit. Auch hier haben wir mit unserem ehemaligen Kollegen im Wiener Gemeinderat Mag Franz Karl ein sehr umfangreiches Programm gemeinsam, über alle politischen Grenzen hinweg, ausgearbeitet und umgesetzt, und wir waren gemeinsam sehr froh und sehr stolz, dass uns das auch gelungen ist. Dass man das auch nicht von heute auf morgen tun kann, weiß man auch. Und da können Sie ihn fragen, wie lange wir diskutiert haben, auch das Rathaus barrierefrei zugänglich zu machen. Nur, der größte Brocken, den wir hier zu bewältigen haben, ist meistens der Denkmalschutz, der uns bei manchen Dingen solche Barrieren auferlegt, dass wir lange darüber nachdenken müssen, wie wir es dann vernünftig machen können. Aber ich sage Ihnen gleich vorweg: Das ist nicht nur ein Angebot, sondern wirklich Überzeugung. Wir werden in diese Richtung, glaube ich, gemeinsam hier diesbezüglich auch weiterbauen. 

Meine Damen und Herren! Es gibt ein Zitat, das heißt: "Allen Menschen Recht getan ist eine Kunst, die niemand kann!" Auch heute zeigt sich an den Debattenbeiträgen, dass wir es nicht jedem Recht tun können. 

Wenn wir, und ich blicke da jetzt auch in Richtung der ÖVP, namhafte Wirtschaftsprüfer, Unternehmensberater von Ihrer Seite hören, dann lesen wir jede Woche in den Zeitungen und in den Medienberichten, die Unternehmen sollen sich doch auf ihre Kerngeschäfte konzentrieren. Alles andere ist im Prinzip nicht sinnvoll. Hier gibt es bessere Profis. 

Meine Damen und Herren! Und genau das haben wir mit diesem Akt gemacht. Wir gründen jetzt eine Projektentwicklungs- und Baumanagement Gesellschaft mit beschränkter Haftung. Der Einfluss der Gemeinde Wien ist sicher gegeben, wenn Sie sich den Akt durchgelesen haben. Sie gehört zu 100 Prozent der Stadt Wien. Es wird eine Geschäftsführung, eine Generalversammlung als kontrollierendes Organ geben, so wie es in einer Aktiengesellschaft auch möglich ist. Damit entzieht man es nicht den Kontrollmöglichkeiten. 

Und, liebe Frau Kollegin Korosec, zum Schluss würde ich mir wünschen, dass Sie mit gleichem Engagement und gleicher Leidenschaft auch auf Bundesebene wirken würden. Denn würden Sie das machen, dann hätte man im Prinzip manche Organisationsformen dort nicht gründen dürfen. Auch hier ist man diesem Grundsatz gefolgt, der im Akt drinnen steht, Herr Klubobmann Dr Tschirf, dass man sich nämlich mit Kernaufgaben beschäftigt, und der Krankenanstaltenverbund hat sich als Kernaufgabe um die Krankenversorgung zu kümmern. Und das tut er, das wird er auch künftig tun, und damit ist gewährleistet, dass es keine Zweiklassenmedizin gibt.

Und aus diesem Grund, meine Damen und Herren, darf ich Sie guten Herzens um Zustimmung zum vorliegenden Akt ersuchen. Und zu den beiden Beschluss- und Resolutionsanträgen der Österreichischen Volkspartei darf ich Ihnen die Ablehnung empfehlen. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: So. Damit kommen wir jetzt zur Abstimmung über das Geschäftsstück. Wer für den Antrag des Berichterstatters ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag ist nur mit den Stimmen der SPÖ mehrheitlich angenommen. 

Damit kommen wir zur Abstimmung über die beiden mir vorliegenden Beschluss- und Resolutionsanträge. Beide wurden von der ÖVP eingebracht. 

Der erste betrifft die Road Map KAV. Wer für diesen Beschluss- und Resolutionsantrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle nur die Zustimmung von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN fest. Damit ist dieser Antrag nicht angenommen. 

Ich lasse nun über den zweiten Antrag betreffend die Bestellung des Kontrollamtsdirektors abstimmen. Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung wiederum der ÖVP, FPÖ und der GRÜNEN fest. Auch dieser Antrag hat nicht die notwendige Mehrheit gefunden. 

Wir kommen damit zur Postnummer 34. Die Postnummer 34 betrifft den Verkauf einer Teilfläche eines Grundstückes im 10. Bezirk, KatG Favoriten, an die TRIBUS-Beteiligungsgesellschaft. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Niedermühlbichler, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Georg Niedermühlbichler: Ich bitte um Annahme.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Die Debatte ist eröffnet. Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Dipl Ing 
Gretner.

GRin Dipl Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich wollte zu diesem Punkt sprechen, weil er auch wieder einmal ganz deutlich zeigt, wo es eben meiner Ansicht nach in der Stadt hapert. Bei diesem Tagesordnungspunkt geht es darum, dass eine Projektentwicklungsgesellschaft ein Grundstück kauft, und zwar ein Grundstück, das bisher im Besitz der Stadt Wien war und von der MA 28 als Lagerplatz verwendet wurde. 

Da ist an und für sich nichts Böses dran, dass Liegenschaften zu Projektentwicklungszwecken gekauft werden. Das Dumme an der Sache ist nur das: Es gibt ein so genanntes Lagerplatzkonzept, das die Baudirektion im Juli 2003 mit einem Zwischenbericht vorgestellt hat. Da geht es um die an und für sich sehr kluge Idee, die Lagerplätze der verschiedenen Magistratsabteilungen, die sich auf das ganze Stadtgebiet verteilen, einmal zu durchforsten und zu schauen, ob man nicht Synergien schaffen könnte. Das ist an und für sich eine sehr notwendige Sache in meinen Augen. Es gibt zum Beispiel am Nußdorfer Spitz eines der schönsten Grundstücke in Wien, wo momentan Ziegel gelagert werden. Also ich denke, da hätte die Stadt Wien noch einiges an Potential, viele Flächen zusammenzulegen und besser zu verwalten. Und dieses Lagerplatzkonzept ist an und für sich der erste Schritt dazu.

Warum jetzt die Kritik zu diesem Tagesordnungspunkt? Es ist nämlich so, dass dieses Grundstück eigentlich vorgesehen war für einen anderen Lagerplatz als größere Gesamtfläche. Also man wollte sich diesen Standort eigentlich halten, um einen anderen Standort auflassen zu können, der sich neben einer Volksschule befindet, wo derzeit auch Baumaterial gelagert wird. Diese Volksschule wollte expandieren, weil in diesem Gebiet momentan auch viel Wohnbautätigkeit stattfindet. Und noch dazu hat dieser Lagerplatz auch viel Staub aufgewirbelt, was natürlich neben einer Volksschule nicht ganz ideal war.

In diesem Lagerplatzkonzept hat man vernünftigerweise gesagt: Weg von dieser Volksschule, wir lassen diesen Platz auf und machen dort eine Projektentwicklung. 

Jetzt ist nur anscheinend die Firma TRIBUS schneller gewesen und hat sich für den anderen Standort interessiert. Nach langem Hin und Her hat man nun gesagt, die Stadt Wien verkauft der TRIBUS-Gesellschaft dieses Grundstück. 

Unsere Kritik an diesem Verkauf ist also die: Wenn man schon so ein Konzept macht und sagt, es wäre sinnvoll, dort und da einen Lagerplatz aufzulassen, dann soll man sich auch an das Konzept halten. Es kann nicht immer so sein, dass die Gesellschaft, die zuerst kommt, sagt, okay, da können wir schnelles Geld machen, wir bekommen dann das Grundstück. Nein, man sollte sich an das Konzept halten, weil dann sichergestellt wäre, dass die besten Entscheidungen getroffen werden.

Deswegen werden wir diesem Akt nicht zustimmen. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Eine weitere Wortmeldung liegt mir nicht vor. Damit ist die Debatte geschlossen. 

Ich bitte den Herrn Berichterstatter um sein Schlusswort.

Berichterstatter GR Georg Niedermühlbichler: Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Frau Dipl Ing Gretner! Die GRÜNEN haben ja im Wohnbauausschuss diesem Akt zugestimmt. 

Ich möchte schon klarstellen, dass es hier nicht um schnelles Geld geht. Hier geht es um ein Grundstück, das, wie schon erwähnt, bisher als Lagerplatz der MA 28 verwendet wurde. Es wurde seitens der Firma TRIBUS-GesmbH gebeten, das Grundstück kaufen zu können. Es wurde, wie auch im Akt steht, ein Gutachten in Auftrag gegeben. Die Schätzung ergab 1,796 Millionen EUR. Das Grundstück wird um 2,2 Millionen EUR verkauft. Es wurde auch vereinbart: Falls eine Nutzfläche von mehr als 7 700 m² erreicht wird, ist eine Zuzahlung von 260 EUR pro Quadratmeter zu leisten. 

Ich glaube auch, dass dieser Lagerplatz sich hervorragend eignet, um bebaut zu werden, und daher bitte ich, diesem Akt zuzustimmen. 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Damit kommen wir zur Abstimmung.

Ich stelle gemäß § 25 der Wiener Stadtverfassung fest, dass sich mehr als die Hälfte der Gemeinderatsmitglieder im Saal befindet.

Ich bitte nun jene Damen und Herren, die dem Antrag des Berichterstatters zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Ich stelle die Zustimmung fest bei ÖVP, Freiheitlichen und SPÖ, und damit ist der Antrag mehrstimmig angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 35. Sie betrifft den Verkauf eines Grundstückes im 22. Bezirk, KatG Aspern.

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Schubert, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Ingrid Schubert: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Die Debatte ist eröffnet.

Zu Wort gemeldet ist Herr StR Ellensohn.

StR David Ellensohn: Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Eigentlich ein einfaches Geschäftsstück, wenn man schnell hinschaut. Der Verkauf eines Ackers an zwei private Personen um 385 000 EUR, alles angemessen. 

Interessant wird der Akt, wenn man ihn genauer durchliest, schon zu Beginn. Er beginnt nämlich: Die Wiener Linien müssen für die Verlängerung der U-Bahn-Linie U2 Grundflächen in Anspruch nehmen, die den zwei Personen gehören. 

Die Wiener Linien brauchen also ein Grundstück, deswegen verkauft die Stadt Wien eines. Das macht mir nicht ganz so Sinn. Die Idee war, diesen zwei Privatpersonen, deren Name da nichts zur Sache tut, ein Grundstück abzukaufen, und das wollten die nur tun, wenn sie umgekehrt ein anderes bekommen. Das hat auch funktioniert, aber die Stadt Wien hat sich nicht entschieden, wir machen einen Grundstückstausch und einer zahlt die Differenz oder bekommt die Differenz der Wertigkeiten der zwei Grundstücke, sondern plötzlich kommt ein dritter Partner in das Geschäft hinein, das ist die BAI, die Bank Austria Immobilien, und die sind dann plötzlich diejenigen, die hier einschreiten für die Stadt Wien. 

Noch einmal: Die Gemeinde möchte gerne für den Ausbau der U2 ein Grundstück. Dieses wird gekauft von der Bank Austria. Diese unabhängige Bank Austria hat so gute Beziehungen zur Gemeinde Wien, das kann man immer nur gut finden, auch wenn Banken manchmal auch Schwierigkeiten machen. Gute Beziehungen zu Banken, man muss froh sein, wenn man zur Bank Austria gute Beziehungen hat. Die kaufen das Grundstück und stellen gleich fest, dass sie das gerne tun, und selbstverständlich wird die Gemeinde Wien dann die nötigen Flächen für den Ausbau der U2 bekommen.

Interessant an diesem ganzen Akt ist: Die Stadt Wien verkauft das. Das andere ist nicht fix da drinnen in diesem Akt, den wir heute beschließen, sondern es wird ausgemacht mit der Bank Austria, wenn man schon weiß, was die bauen wollen. ProWohnbau wird Wohnungen errichten am neuen Grundstück. Und der Kauf durch die Bank Austria kann ja eigentlich von der Gemeinde Wien zumindest preislich und sonst natürlich nicht beeinflusst werden. Die Privaten verkaufen der Bank ein Grundstück, geht uns eigentlich nichts an, deswegen steht auch der Preis nicht im Akt, sondern ist ausgelackt. Die Information über die Höhe dieses Preises ist im Ausschuss auch nicht zu bekommen gewesen, weil der Preis offensichtlich auch der SPÖ nicht bekannt ist. Zumindest war das die Information im Ausschuss. 

Wir wundern uns halt über diese guten Geschäftsbeziehungen zur Bank, und gerade rund um die letzten Geschichten, die abgelaufen sind in den letzten Wochen, war das natürlich eine Spur interessanter zum Schauen. Nachdem die BAWAG irgendwann keine Bank mehr im Umfeld der SPÖ sein wird, ist es vielleicht dringend notwendig, dass man mit der Bank Austria so gute Geschäftsbeziehungen hat. 

Wir werden diesem Akt nicht zustimmen, freuen uns aber trotzdem, wenn das Geschäft im Sinne der Stadt Wien abgewickelt wird, auch wenn das dem Akt selber, der beschlossen wird, nicht entnommen werden kann. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Ingrid Schubert: Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender!

Lieber Kollege von der Grünen Fraktion! Sie versuchen, in den Akt hier etwas hineinzugeheimnissen, was sicherlich nicht so im Raum stehen gelassen werden kann. 

Faktum ist, wie aus dem Akt ersichtlich, dass seitens der Wiener Linien kein Interesse am Erwerb des gesamten Grundstückes bestand, und seitens der MA 69 wurde eine Liegenschaft im Ausmaß von 10 986 m² angeboten und auch von der Familie Seethaler akzeptiert. 

Aber eines muss man auch noch ganz sicherlich festhalten und ausdrücklich darauf hinweisen. Ausdrücklich muss ich schon sagen und muss man festhalten, dass keine Kontaktaufnahme zwischen der BAI, der Bauträger Austria Immobilien GesmbH, und der Familie Seethaler über die MA 69 erfolgt ist. Erst durch das Schreiben des vertrauten Notars der Familie Seethaler wurde der MA 69 dieser Sachverhalt bekannt. Laut Mitteilung der BAI wurde die Liegenschaft auf Grund von Projektprüfungen entlang der neuen U-Bahn-Trasse von der BA akquiriert. 

Ich glaube, zu diesem Thema, wenn man den Akt genau studiert, gibt es nicht viel Wesentliches mehr zu sagen. Ich bitte daher auch um Zustimmung zu diesem Akt. 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Damit kommen wir zur Abstimmung, wobei ich wiederum gemäß § 25 der Wiener Stadtverfassung die Anwesenheit von mehr als der Hälfte der Gemeinderatsmitglieder feststelle.

Wer für den Antrag der Berichterstatterin ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und SPÖ fest. Damit ist dieser Antrag mehrstimmig angenommen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 28 der Tagsordnung zur Verhandlung. Die Post betrifft das Plandokument 7730 im 16. Bezirk, KatG Ottakring. 

Wortmeldungen liegen mir keine vor. Damit kann ich das Geschäftsstück sofort abstimmen lassen. 

Wer für dieses Geschäftsstück ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung fest bei ÖVP, SPÖ und den GRÜNEN. Damit ist dieses Geschäftsstück mehrstimmig angenommen. 

Wir kommen zur Postnummer 39 zur Tagesordnung. Sie betrifft die 4. GR-Subventionsliste 2006. 

Wortmeldungen liegen mir keine vor. Es wurde allerdings um die getrennte Abstimmung gebeten. 

Ich lasse zunächst die Subvention an das Bruno-Kreisky-Forum für Internationalen Dialog abstimmen. Wer für diese Subvention ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP, SPÖ und den GRÜNEN fest. Damit ist dieser Antrag mehrheitlich angenommen. 

Ich lasse nun über die Subvention an das Dr-Karl-Lueger-Institut – Verein Wiener Volksheime abstimmen. Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Hier stelle ich die Zustimmung bei ÖVP und SPÖ fest. Damit ist der Antrag mehrheitlich angenommen. 

Ich lasse nun das Lois-Weinberger-Institut für christlich-soziale Politik in Wien abstimmen. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung wiederum bei ÖVP und SPÖ fest. Damit liegt eine mehrheitliche Annahme vor. 

Ich komme nun zu den restlichen Subventionen der Postnummer 39. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle hier die Einstimmigkeit fest.

Damit kommen wir zur Postnummer 2 der Tagesordnung. Sie betrifft Vertragsgenehmigungen mit gemeinnützigen Organisationen sowie die Erhöhung der Gesamtanzahl von geförderten Kindergruppen. 

Wortmeldung liegt mir keine vor. Dadurch kommen wir sofort zur Abstimmung. Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag ist mehrheitlich gegen die Stimmen der FPÖ angenommen. 

Damit kommen wir zur Postnummer 4 der Tagesordnung. Sie betrifft eine Vertragsgenehmigung mit der stadt wien marketing und prater service gmbH. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Mag Reindl, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Mag Thomas Reindl: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Damit ist die Debatte eröffnet. Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Dipl Ing Gretner. Bitte schön.

GRin Dipl Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wir haben ja schon im letzten Gemeinderat recht ausführlich über den Prater diskutiert. Ich möchte mich deshalb relativ kurz halten. 

Wir meinen, dass das Geld falsch investiert wurde, bis jetzt unter den Betroffenen viel zu wenig gesprochen wurde über die Dinge, die im Prater passieren sollen. Der Masterplan ist ja bis dato noch immer nicht präsentiert worden. Es ist aber andererseits schon sehr viel Geld dafür ausgegeben worden. Die Firma Imaginvest hat einstweilen einen Vertrag mit 1,54 Millionen EUR bekommen, und an die stadt wien marketing und prater service gmbh sind insgesamt einerseits die Bestandsgelder und die Pachteinnahmen der Praterunternehmen, aber andererseits 5,9 Millionen EUR bereitgestellt worden für die Jahre 2003 bis 2007, wenn ich mich nicht täusche. 

Der Beschluss jetzt ist ein Teil davon, und wir haben diesen Beschluss zum Anlass genommen, einen Beschluss- und Resolutionsantrag zu formulieren, der diese Fakten zusammenfasst und beantragt: 

Das Kontrollamt möge überprüfen, ob die Auftragsvergabe an die Firma Imaginvest infolge des öffentlich ausgeschriebenen Ideenfindungsprozesses zur Entwicklung des Gesamtgebietes Wiener Volksprater den Grundsätzen der Ordnungsmäßigkeit, insbesondere der Einhaltung der vergaberechtlichen Bestimmungen, der Sparsamkeit, der Wirtschaftlichkeit und der Zweckmäßigkeit entspricht. Wir denken, dass es dringend notwendig ist zu überprüfen, nachdem zwei Monate vor Vertragsende noch immer kein Zwischenschritt präsentiert wurde. 

Weiters verlangen wir mit Vertragsende die im Vertrag vereinbarten Leistungen, ob die durch den Auftragnehmer im Sinne der oben genannten Grundsätze erfüllt wurden, sowie aber auch, ob die Verwaltung und die Entwicklung des Wiener Volkspraters durch die stadt wien marketing und prater service gmbh den Interessen der Stadt Wien hinsichtlich Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit und Zweckmäßigkeit entspricht.

Wir beantragen die Zuweisung dieses Antrags an den Kontrollausschuss und bitten um Ihre Unterstützung für diesen Antrag. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Novak. Bitte schön.

GRin Barbara Novak (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren! 

Die stadt wien marketing und prater service gmbh ist ein sehr gut bekanntes und effizientes Instrument, das sehr viele Aufgaben im Bereich des Event, des Marketings und eben auch der Praterentwicklung übernommen hat. 

Ich hoffe und entnehme oder interpretiere Ihre Wortmeldung, Frau Kollegin Gretner, dass Sie am Akt und an der Inhaltlichkeit zur Vergabe an die stadt marketing zur Unterstützung der Sportveranstaltungen und Sportveranstalter und Events im sportlichen Bereich nichts einzuwenden haben, sondern dass Sie das nur zum Anlass genommen haben, wieder einmal eine Debatte zum Prater und zum Masterplan, der ja noch vor dem Sommer – ich verstehe schon, sehr ungeduldig erwartet – auf uns zukommen wird, denn, wie Sie richtig festgestellt haben, mit Juni dieses Jahres hat die Firma Imaginvest einen Masterplan, wobei ich noch einmal ausdrücklich darauf hinweise, dass der Prozess, der Entwicklungsprozess vom Masterplan an sich schon Bestandteil auch des Vertrages ist. Und genau diesen Punkt diskutieren wir auch sehr oft, weil wir uns ja hier anscheinend nicht einig sind. Er hat schon einiges vorzuweisen, und auch der Prater selbst erscheint in vielen Bereichen vor allem auch in einem neuen Licht, und jeder, der Gelegenheit hat und diese auch nutzt, in den Prater zu gehen, kann sich das dort auch anschauen. 

Die stadt wien marketing und prater service gmbh hat hier die Aufgabe übernommen, viele Maßnahmen dieses Entwicklungsprozesses, die mit UnternehmerInnen gemeinsam beziehungsweise auch selbst durchzuführen sind, durchzuführen, vor allem im Bereich von Sicherheit, Sauberkeit, Information, aber auch neu zu entwickelnde Gebiete, wie es zum Beispiel der Kinderbereich im Prater ist, selbst durchzuführen. 

Das hat die stadt marketing und prater service gmbh mit Sicherheit in einer sehr tollen und schönen Weise gemacht. Das kann man also auch sehen. Und den Masterplan werden wir noch vor dem Sommer uns ganz genau im Detail sicher auch anschauen können. Da wird es sicher auch viele Informationsveranstaltungen geben, die es schon die letzten Jahre gegeben hat, und nicht nur auf Einladung der GRÜNEN oder von Bürgerinitiativen, sondern vor allem auf Einladung der stadt marketing und prater service gmbh, vor allem auf Einladung des Masterplaners, der immer wieder im regen Kontakt vor allem in der Projektentwicklung mit den Unternehmerinnen und Unternehmern im Prater ist.

Etwas möchte ich zu Ihrem Antrag sagen, weil der Antrag, den Ihre Kollegin dann einbringen wird, doch ein bisschen eigentümlich ist. Anscheinend vertrauen Sie, und ich finde das gut, weil ich vertraue dem auch, der Einrichtung des Kontrollamtes auf jeden Fall, denn Sie beauftragen, was Ihr gutes Recht ist, und das soll auch sein, das Kontrollamt mit der Überprüfung einer Vergabe an eine 100 Prozent-Tochter beziehungsweise eines Vertrages mit der Imaginvest, ob diese Aufgaben ordentlich erfüllt wurden und ob der Mitteleinsatz effizient war.

Auf der anderen Seite haben Sie gerade am heutigen Tag und mit dem Antrag, den Sie nachher eingebracht haben, versucht, dem Kontrollamt und dem Kontrollamtsdirektor zu unterstellen, er wäre nicht unabhängig, nicht effizient und könnte seine Aufgaben nicht optimal erledigen, weil es hier Weisungen und sonst irgendwelche Dinge geben kann, die Sie unterstellen.

Das eine und das andere passt für mich nicht zusammen. Man kann auf der einen Seite nicht alle Rechte, die man zugesprochen hat, auch ausschöpfen und als Oppositionspartei das Kontrollamt mit vielen Aufgaben beschäftigen und auf der anderen Seite ständig kritisieren, dass hier etwas nicht demokratisch, nicht ordnungsgemäß und vor allem nicht ungebunden und weisungsfrei funktioniert. Man muss sich entscheiden.

Ich würde sagen, das Kontrollamt - und da schließe ich mich auch den Worten des Bürgermeisters in der heutigen Anfragebeantwortung an - ist eine sehr effiziente, weisungsfreie, ordentliche Einrichtung. Der Kontrollamtsdirektor und sein Team haben gerade in den letzten Jahren bewiesen - und alle Mitglieder des Kontrollausschusses können das mit Sicherheit auch bezeugen -, dass sie weisungsfrei, ungebunden und ordentlich arbeiten und ein sehr seriöses und ordentliches Verhältnis mit allen Parteien, vor allem aber auch mit den Oppositionsparteien, hier im Gemeinderat pflegen, dass sie alle auch dem Minderheitenrecht entsprechende Möglichkeiten unterstützen und ihre Kontrollamtsaufgaben hier auch, und das mit einer großen Effizienz bei den Vereinen, die von der Stadt Wien unterstützt und subventioniert werden, aber vor allem auch bei den Unternehmungen, die die Stadt Wien mit Beteiligungen hat, ordentlich und seriös wahrnehmen. Es gibt keinen Grund und keinen Anlassfall, das irgendwie in Frage zu stellen und diese Einrichtung zu diffamieren. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Mir liegt nun noch eine Wortmeldung von Frau GRin Mag Antonov vor. Ich erteile ihr das Wort. Bitte schön.

GRin Mag Waltraut Antonov (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Eigentlich ist es gut, dass ich schon zum Wort gemeldet war, denn sonst hätte ich mich zu einer tatsächlichen Berichtigung melden müssen. Es stimmt natürlich überhaupt nicht, dass wir dem Kontrollamt irgendeine Art von Unordnung, unsachgemäße Arbeit oder sonst etwas unterstellen. Ich habe lediglich eine Frage an den Herrn Bürgermeister gestellt und zwar, wie er diese Unabhängigkeit beurteilt. Ich habe ja leider in der Fragestunde keine wirklichen Antworten auf meine Fragen bekommen, keine direkten Antworten. Ich habe wie immer die Antworten bekommen: Es ist alles so wie es sein muss, so steht es in der Verfassung und so machen wir es.

Ja aber, sehr geehrte Damen und Herren, wenn wir immer alles so machen wie es eh schon in der Verfassung und in den Gesetzen steht, dann können wir uns ja überhaupt alles sparen! Das heißt dann auch, dass wir nirgends einen Grund haben, etwas zu verbessern oder eventuell etwas zu ändern. Da können wir uns die politische Arbeit gleich sparen! (Aufregung bei der SPÖ. - Beifall bei den GRÜNEN.)
Ich glaube nicht, dass es unangemessen ist, mitunter einmal zu hinterfragen, ob es nicht einen Verbesserungsbedarf gibt. Und natürlich macht es einen Unterschied, ob eine Kontrollamtsdirektorin oder ein Kontrollamtsdirektor nach dem derzeit geltenden Modus bestellt wird oder ob zumindest so viel Transparenz in die Geschichte hineinkommt, dass auch alle anderen Mitglieder im Gemeinderat die Möglichkeit haben, in die Bewerbungsunterlagen wenigstens Einblick zu bekommen.

Ich habe ja auch dem Herrn Bürgermeister die Frage gestellt, ob wir in die Unterlagen aller BewerberInnen Einblick bekommen werden. Auf diese Frage hat er mir ja leider auch nicht geantwortet. Aber wir werden sehen, vielleicht geschehen Zeichen und Wunder.

Die heutige Tagesordnung hätte ja noch mehrere Möglichkeiten geboten, hier mit einem Antrag betreffend Kontrollamtsgelegenheiten herauszukommen und zu sprechen. Immer wieder gibt es die Notwendigkeit, durch das Kontrollamt Überprüfungen durchführen zu lassen und immer wieder stellen wir fest, dass in den Berichten Verbesserungsmöglichkeiten aufgezeigt werden. Wir glauben, dass es eine ernsthafte Sache ist und dass ein bisserl mehr Transparenz in dieser Geschichte rund um das ganze Kontrollamt der Sache überhaupt nicht schadet.

Ich stelle deshalb noch einmal den Antrag und vielleicht wird ja mein Antrag angenommen. Er geht nicht ganz so weit wie der Antrag der ÖVP. Immerhin steht da noch nichts von der Abberufung durch eine Zweidrittelmehrheit drinnen. Vielleicht können Sie da zustimmen, wenn es nur um das Hearing im Kontrollausschuss geht. Das ist in meinen Augen einfach eine Minimalanforderung an ein transparentes, demokratisches Vorgehen.

Das heißt, ich stelle hiermit den Antrag, dass bei der folgenden Bestellung einer neuen Kontrollamtsdirektorin, eines neuen Kontrollamtsdirektors ein Hearing aller Kandidatinnen und Kandidaten im Kontrollausschuss vorgesehen wird.

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrags. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Mag Thomas Reindl: Meine Damen und Herren! 

Zum Akt selbst ist ja nichts gesagt worden, außer dass offensichtlich alle damit einverstanden sind.

Ich möchte auf die letzte Rednerin, die Frau Mag Antonov, schon kurz reflektieren. Also ich gehe davon aus, dass ich als Abgeordneter dieses Hauses einen Eid auf die Wiener Stadtverfassung abgelegt habe, diese Verfassung einhalten werde und nach ihr auch lebe. Und ich gehe davon aus, dass Sie das auch gemacht haben. 

Natürlich kann man die Verfassung ändern, wenn man möchte. Meine Fraktion hat ja auch vor einiger Zeit umfassende Reformen, was das Kontrollamt und vor allem auch das Minderheitenrecht hier im Rathaus betrifft, durchgeführt. Wir haben es der Opposition durch unzählige Maßnahmen ermöglicht, dass hier ein besserer Zugriff und eine bessere Auftragsmöglichkeit an das Kontrollamt auch gegeben ist.

Daher möchte ich schon aufs Schärfste Ihre Meinung, na ja dann halten wir uns halt an irgendwelche Gesetze und bewegen uns nicht, zurückweisen. Das ist sicher von Seiten der SPÖ in der Vergangenheit nicht passiert.

Ich glaube aber auch, dass, wenn die Verfassung gewisse Regeln vorschreibt, auch die Opposition diese Regeln einzuhalten hat, Frau Mag Antonov. Und wenn zum Beispiel Kontrollamtsberichte so lange der Vertraulichkeit unterliegen, bis sie im Gemeinderat beschlossen worden sind, dann wundere ich mich schon sehr, wenn der eine oder die andere Abgeordnete in diesem Haus dieser verfassungsmäßigen Bestimmung offensichtlich nicht nachkommt und hier vergisst, dass man sich in diesem Punkt an die Verfassung halten muss. Ich verstehe natürlich auch, dass man ein gewisses Mitteilungsbedürfnis hat. Das haben wir alle, darum sind wir auch Politiker. (GR Günter Kenesei: Wenn es passt!)
Ich verstehe natürlich auch, dass sich die Opposition hier mehr Rechte als die Regierung herausnimmt (GR Günter Kenesei: Nein, nein!), aber ich möchte ganz klar sagen: An die Verfassung haben wir uns alle zu halten und ich weise diesen Vorwurf der Frau Magister aufs Schärfste zurück! (Beifall bei der SPÖ.) 

Den Antrag werden wir ablehnen. - Danke.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Damit kommen wir jetzt zur Abstimmung.

Wer für den Antrag des Berichterstatters ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und SPÖ fest. Damit ist der Antrag mehrstimmig angenommen.

Es liegen mir nun noch zwei Beschluss- und Resolutionsanträge der GRÜNEN vor.

Ich lasse zunächst über jenen Antrag die Überprüfung, Vergabe sowie Vertragserfüllung des Vertrags zwischen dem Magistrat und der Firma Imaginvest zur Entwicklung des Wiener Wurstelpraters betreffend abstimmen. 

Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand (GR Godwin Schuster: Zuweisung! – GR Christian Oxonitsch: Zuweisung!). Da ist die Zuweisung beantragt, jawohl.

Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP, SPÖ und den GRÜNEN fest und damit ist die Zuweisung dieses Antrags beschlossen.

Ich komme nun zum Beschluss- und Resolutionsantrag der GRÜNEN betreffend Hearing Posten Kontrollamtsdirektor. Hier ist die sofortige Abstimmung beantragt.

Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Hier stelle ich die Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und den GRÜNEN fest. Damit ist dieser Antrag nicht angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 7 zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an die Gesellschaft gegen Sekten- und Kultgefahren.

Ich bitte die Frau Berichterstatterin, Frau GRin 
Yilmaz, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Nurten Yilmaz: Bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Ich darf das Wort Frau GRin Smolik erteilen.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Wir werden dieser Subvention für die Gesellschaft gegen Sekten- und Kultgefahren nicht zustimmen und ich möchte kurz erklären, warum.

Wenn man sich den Akt genauer ansieht, dann sieht man, dass die Gesellschaft gegen Sekten- und Kultgefahren hier für ein Projekt Gelder beantragt, wo man sich fragen sollte, warum das eine Gesellschaft macht, die gegen Sekten- und Kultgefahren auftritt. Und zwar geht es hier um ein inhaltlich natürlich nachvollziehbares und auch sehr wichtiges Thema, nämlich den Umgang mit dem Verlust von geliebten Menschen und liebgewordenen Heimtieren. Aber man muss sich schon die Frage stellen: Warum macht das die Gesellschaft gegen Sekten- und Kultgefahren? 

Wenn wir feststellen und da sind wir wahrscheinlich alle einer Meinung, dass es ein wichtiges Thema ist, dass Kinder und Jugendliche begleitet werden, wenn sie jemanden verlieren, den sie sehr geliebt haben oder auch ein Haustier verlieren, an dem sie sehr gehangen sind, so frage ich mich aber doch, warum durch die Gesellschaft gegen Sekten- und Kultgefahren? Es klingt auch die Begründung eher so, dass man sich denkt, ob die dieses Projekt wirklich im Griff haben, nämlich wenn dann begründet wird, dass die Kinderbuchliteratur zu diesem Thema aus psychologischer Sicht sehr problematisch und zum Teil sogar schädlich für Kinder ist, so ist das meiner Meinung nach sehr zu hinterfragen, denn gerade die Kinderbuchliteratur zu diesem Thema ist eine sehr ausgezeichnete und es widmen sich sehr, sehr viele Autoren und Autorinnen dem Thema Tod und Verlust. Also könnte man hier vielleicht vermuten, dass die da irgendetwas hineingeschrieben haben, um Gelder zu bekommen, denn sie brauchen die Subvention, die in der Höhe von 10 000 ist, eigentlich für Personalkosten, die 9 000 ausmachen. 1 000 EUR bleiben quasi für dieses Projekt "Umgang mit Verlust von geliebten Menschen und Heimtieren" über. Ein zweites Projekt betrifft dann eigentlich das, was sie im Namen tragen, nämlich Präventionsmaßnahmen im Sekten‑ und Kultbereich. 

Jetzt habe ich ja auch prinzipiell nichts dagegen, dass Personalkosten mit Subventionen gezahlt werden. Aber wenn es sich hier doch um ein eher sehr oberflächlich und meiner Meinung nach eher komisch klingendes Projekt handelt, so muss man sich schon überlegen, ob dieses Geld, auch wenn es nur 10 000 EUR sind, wirklich gut investiert ist.

Zweitens gibt es gerade rund um die GSK heftige Debatten. In Niederösterreich, in Oberösterreich, eigentlich in allen Bundesländern geht es darum, wie Kinder und Jugendliche oder Menschen über die Gefahren oder die angeblichen Gefahren von Sekten informiert werden. Ich habe von Prof Brünner aus Graz mehrere Publikationen mit. Er beschäftigt sich hier mit der Objektivität der GSK. Es ist aber auch so, dass der Bund, also das Ministerium deshalb aus der Finanzierung der GSK ausgeschieden und ausgestiegen ist, weil im GSK einfach nicht mehr die Objektivität und die Neutralität im Bereich der Sekten- und Religionsgemeinschaften und freien Religionsgemeinschaften adjustiert werden kann. Auch der Prof Brünner belegt, dass hier einiges im Argen liegt und einige Verfahren und Prozesse gegen die Herrschaften der GSK laufen. Somit halten wir es für nicht vertretbar, der GSK die 10 000 EUR an Subvention zu gewähren. (Beifall bei den GRÜNEN)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Nurten Yilmaz: Danke schön. 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Verehrte Kolleginnen und Kollegen!

Dieser Akt hat zwei inhaltliche Projekte als Schwerpunkt: 

Erstens: Den Umgang mit dem Verlust von geliebten Menschen, um bei der Trauerarbeit begleiten zu können. Geplant sind hierbei Info-Abende für Eltern, Workshops für Jugendliche und das Erstellen von kindergerechten und jugendgerechten Info-Materialien in Zusammenarbeit mit dem Verein wienXtra. 

Zweitens: Präventive Maßnahmen gegen Sekten im wahrsten Sinn des Wortes und zwar hier in Zusammenarbeit mit dem Kultur- und Sportverein der Wiener Berufsschulen. Es geht hier um Aufklärung über die Gefahren des Satanismus. Es gibt auch Hinweise, dass hier gerade Berufsschülerinnen und Berufsschüler gefährdet sind. Auch wenn die Anzahl nicht allzu groß ist, macht es durchaus Sinn, dem entgegen zu wirken.

Ich denke, um bestimmten Jugendlichen helfen zu können und sie auch aufklären zu können, finde ich es wert, dieses Projekt zu unterstützen und würde um Ihre Zustimmung bitten. Vielen Dank.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Wer für den Antrag der Berichterstatterin ist, möge ein Zeichen mit der Hand geben. - Ich stelle die Zustimmung der ÖVP, FPÖ und SPÖ fest. Damit ist der Antrag mehrstimmig angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 8 der Tagesordnung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein Rosa Lila Tip.

Eine Wortmeldung liegt mir nicht vor. (GR Mag Christoph Chorherr: Schade! Schade! – GR Mag Rüdiger Maresch: Wie schade! – Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Deshalb kann ich sofort zur Abstimmung kommen.

Wer für dieses Geschäftsstück ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung der ÖVP, SPÖ und der GRÜNEN fest. Damit ist der Antrag mehrstimmig angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 3. Das ist eine Subvention an verschiedene Sportorganisationen und sonstige Institutionen.

Ich bitte abermals den Herrn Berichterstatter, Herrn GR Mag Reindl, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Mag Thomas Reindl: Bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Aigner. Bitte sehr.

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wir stimmen natürlich den Sportförderungen an die Vereine zu. Wir haben aber einen Antrag eingebracht, der, glaube ich, ein ganz ein wichtiges Anliegen im Zusammenhang mit der Sportförderung in dieser Stadt thematisiert, nämlich die Erstellung eines jährlichen Sportberichtes. 

Die Stadt Wien gibt da verdientermaßen sehr viel Geld für die Sportförderung aus. Wir haben das im letzten Rechnungsabschluss, der uns für das Jahr 2004 vorliegt, erhoben. Es sind über 10 Millionen EUR. Es gibt eine relativ häufige Abfolge von Basissubventionen und von Projektförderungen. In so gut wie jedem Gemeinderatsausschuss für Jugend, Schule, Bildung und Sport gibt es Sportakten, nur gibt es keine Zusammenschau dessen, was mit diesem Geld in den Verbänden, Vereinen et cetera passiert. Es gibt auch keinen Plan, in welcher Weise die Sportstätten in Zukunft gestaltet werden, wie sie erhalten werden sollen et cetera und ich glaube, dieses Fehlen eines Berichts kommt der großen Bedeutung, die der Breitensport in unserer Stadt hat und haben sollte, auch nicht nach. Es ist einfach auch für die Gemeinderäte, die hier über die Ausgewogenheit und Angemessenheit der Mittel urteilen sollen, wichtig zu wissen, was mit dem Geld geschieht. Wir sind uns eigentlich sicher, dass die Sportverbände und Sportvereine sowieso ihre internen Rechenschaftsberichte haben. Aber ich glaube, für die politische Entscheidungsfindung ist es hier gerade im Hinblick auf die Größe der Summe und die Wichtigkeit des Anliegens einfach wichtig, einen jährlichen Sportbericht zu erstellen. 

Es ist schon ein gewisser Widerspruch, wenn wir gerade auch im Jugend‑ und Bildungsausschuss immer wieder Subventionsbegehren behandeln und wenn es um 1 000 oder 1 500 EUR geht, dann gibt es einen relativ ausführlichen Antrag. Ich denke auch an die Parkbetreuung, wo am Ende des Jahres sehr übersichtlich zusammengestellt wird, was mit dem Geld gemacht wird. Aber nur im Bereich des Sportes gibt es das eigentlich nicht. 

Wir als verantwortliche Politiker sind immer wieder auch mit den Anliegen der verschiedenen Vereine und Verbände konfrontiert. Es ist zu wenig Geld. Jetzt kann man sagen, es ist überall zu wenig. Aber man tut sich auch in Zukunft in der Argumentation leichter, wenn man weiß, wie viele Menschen in den Vereinen betreut werden, wie viele Menschen die großen und die kleinen Sportveranstaltungen frequentieren, wie der Zustand der Sportanlagen ist, vor allem jener Sportanlagen, die für den Breitensport gedacht sind. Es ist meines Erachtens nach schon auch ein bisschen ein Widerspruch in Zeiten knapper Kassen, dass wir einerseits für einen professionell geführten, nach wirtschaftlichen Kriterien arbeitenden Profifußballklub ein eigenes Stadion bauen und auf der anderen Seite jene Sportstätten, wo der Breitensport betrieben wird, in einem zugegebenermaßen baulich sehr schlechten Zustand sind.

Deswegen bringen meine Kollegin Anger-Koch und meine Wenigkeit einen Antrag betreffend die Erstellung eines jährlichen Sportberichtes ein, dass die zuständige Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport in Zusammenarbeit und Absprache mit den Sportdach- und -fachverbänden jährlich einen Sportbericht erstellt, dem Gemeinderatsausschuss und im Endeffekt dann auch dem Gemeinderat zuweist, damit wir ein ordentliches Datenmaterial für die zukünftige Sportförderungspolitik in dieser Stadt haben. (Beifall bei der ÖVP.) In formeller Hinsicht haben wir uns jetzt in interfraktionellen Gesprächen darauf verständigt, dass wir die Zuweisung an den Ausschuss der Geschäftsgruppe für Bildung, Jugend, Information und Sport beantragen. Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen und der Berichterstatter hat das Schlusswort. 

Berichterstatter GR Mag Thomas Reindl: Ja, danke schön. Ich möchte nur zwei, drei Dinge anmerken. 

Also mit der Zuweisung sind wir einverstanden. Ich möchte darauf hinweisen, dass wir gerade, was den Sportförderungsbetrieb betrifft, hier gemeinsam mit den Dach- und Fachverbänden ein neues Datenblatt aufgesetzt haben, wo die Vereine gegenüber der Stadt oder auch die Verbände gegenüber der Stadt ihre finanzielle Situation offen legen müssen, um hier auch eine bessere und eine zielberechtigte Förderung zu haben. Ich glaube, dass das ein sehr wichtiger Beitrag war, um hier in das Förderwesen eine größere oder eine vollkommenere Transparenz zu vergeben. 

Ich glaube auch, dass unsere Stadt so groß ist, dass Breitensport und Spitzensport sehr gut nebeneinander leben können. Wenn hier die Erhaltung eines Stadions oder auch eine Breitensportanlage angesprochen wurde, so glaube ich, dass unsere Anlagen – und das zeichnet sie durchaus auch im Vergleich mit anderen Städten aus - sehr gut in Schuss sind und dass hier auch unsere Kommune, sprich die Stadt, sehr großes Augenmerk auf eine moderne und funktionierende Infrastruktur legt. - Danke schön. 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: So, ich lasse jetzt über das Geschäftsstück abstimmen. 

Wer für den Antrag des Berichterstatters ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Einstimmigkeit fest. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Beschluss- und Resolutionsantrag der ÖVP betreffend Erstellung eines jährlichen Sportberichtes. 

Wer für diesen Beschluss- und Resolutionsantrag ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. (GR Christian Oxonitsch: Zuweisung!) Die Zuweisung ist beantragt, jawohl. 

Ich stelle die Einstimmigkeit fest. Damit ist die Zuweisung beschlossen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 11 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Sondersubvention an die Theater an der Josefstadt Betriebs GmbH. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Woller, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatter GR Ernst Woller: Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Stefan. Bitte schön. 

GR Mag Harald Stefan (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Theater in der Josefstadt, das ist bereits seit langem ein Thema, weil es um die Entschuldung geht. Auch heute geht es wieder darum, die Entschuldung durch die Stadt Wien zur Hälfte zu finanzieren. 

Es ist festgestellt worden, dass zum Jahresende 2005 ein Schuldstand von 1,5 Millionen EUR besteht und daher in den nächsten 10 Jahren diese Schuld aufgrund einer alten Vereinbarung abgetragen werden soll. Deshalb zahlt die Stadt Wien 750 000 EUR und der Rest wird von der Theater in der Josefstadt Betriebs GmbH aufgebracht. 

Was mir dabei nicht ganz einleuchtet, ist, dass aus den Unterlagen hervorgeht, dass die Theater in der Josefstadt Betriebs GmbH auch einen jährlichen Abgang hat, und zwar im Jahr 2004 von 250 000 EUR und im letzten Jahr von 350 000 EUR. Das heißt, wenn es jetzt zu einer Entschuldung kommen soll, dann ist mir nicht ganz klar, wie es funktionieren soll, wenn der jährliche Abgang höher als der Beitrag ist, der von der Stadt Wien für die Entschuldung der Theater in der Josefstadt Betriebs GmbH geleistet werden soll. Das heißt, es gibt offenbar strukturelle Probleme, die weit über das hinausgehen, was durch die Entschuldung erreicht werden könnte und da müsste unbedingt angesetzt werden. Da wir aber am Fortbestand des Theaters in der Josefstadt größtes Interesse haben und das auch schon immer gezeigt haben, stimmen wir dem Akt zu, regen aber an, dass über diese strukturellen Probleme noch intensiv gesprochen wird und vielleicht auch einmal berichtet wird, wie die Entschuldung tatsächlich ausschaut, damit wir in wenigen Jahren nicht wieder hier sitzen oder stehen und erneut feststellen müssen, dass Millionen hineingebuttert werden müssen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Ringler. Bitte schön.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich kann beim Kollegen Stefan anschließen, nur ziehen wir einen anderen Schluss aus unseren Beobachtungen. Erstens einmal darf ich auch an dieser Stelle wieder festhalten, der Akt ist mehr als kurz gehalten. Auch die Bilanz, die uns beigelegt wurde, besteht aus einer Bilanz September bis Dezember 2005 und nicht aus einer Gesamtbilanz für das Jahr 2005. Auch dieses Mal ist das Formular schlampig, um es freundlich auszudrücken, ausgefüllt. 

Aber das ist nicht der einzige Grund, warum wir diesen Akt ablehnen. Wir glauben, dass jene Institutionen in dieser Stadt, die gut wirtschaften und keine Schulden machen oder nur in sehr, sehr geringem Ausmaß, dafür bestraft werden, dass sie in Wahrheit das tun, was wir von ihnen erwarten, nämlich gut zu wirtschaften. Jene, die groß sind, die Einfluss haben und von denen wir meinen, wir könnten nicht ohne sie in dieser Kulturstadt Wien leben, haben den Freibrief, tun und lassen zu können, was sie wollen, Defizite, auch jährliche Abgänge, wie der Herr Stefan schon skizziert hat, zu produzieren, und auch sonst Schulden in Millionenhöhe anzuhäufen. 

Wir glauben, dass das jedenfalls keine Vorgangsweise dieser Institutionen ist, die wir auch noch belohnen sollten und zwar belohnen, indem wir als Gemeinde-
rat großzügiger Weise immerhin 10 Millionen ATS, 750 000 EUR nach dem Motto überweisen “Der Papa wird’s schon richten“. Daher werden wir diesen Akt ablehnen und wir hoffen sehr, dass nicht noch andere Fälle folgen werden. 

Wir haben ja immer wieder auch zum Thema Volkstheater diskutiert, wo uns der Direktor vor einigen Wochen damit überrascht hat, dass er 900 000 EUR Schulden hat. Dann gab es einen öffentlichen Disput darüber, ob das nun Bilanzschulden sind oder ob es tatsächliche Probleme sind. Bis heute scheint mir das nicht eindeutig geklärt und jenes, was ich höre, nämlich dass es tatsächliche Schulden sein werden zumindest bis Ende dieses Jahres, stimmt mich nicht fröhlich und lässt befürchten, dass wir bald wieder den nächsten Akt, die nächste Schuldenabdeckung auf dem Tisch liegen haben werden. Ich halte das für keine sinnvolle Vorgehensweise und vor allem für keine, die man als Vorbild jenen Institutionen vor die Nase halten sollte, die das tun, was wir von ihnen erwarten, nämlich mit den Geldern, die sie haben, auszukommen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Mag Wolfgang Ulm: Ich erteile nun das Wort Frau GRin Klicka!

GRin Marianne Klicka (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren! 

In Wien wurden in den letzten Jahren nachhaltige Strukturreformen im Bereich Theater, in vielem zukunftsorientiert, durchgeführt. Zu dieser Zukunftsorientierung gehört natürlich auch die Umsetzung der Stiftung Theater in der Josefstadt. 

Im Mai 2005 wurde diese Privatstiftung geschaffen. Bund und Stadt Wien sind als Stifter gemeinsam mit der bisherigen Gesellschaft in die Theater in der Josefstadt-Privatstiftung eingetreten und somit dafür auch verantwortlich. Zu diesem Zeitpunkt wurde dann auch dieses Sanierungskonzept von Seiten der Subventionsgeber sukzessive umgesetzt, um für das Theater in der Josefstadt einen gesicherten, rechtlich auch abgesicherten und finanziell abgesicherten Neubeginn zu ermöglichen.

Wir haben in den verschiedenen Akten gesehen, dass sowohl einerseits die Basissubvention für das Theater in der Josefstadt geschaffen wurde, die eben in einem Rahmen von 12,3 Millionen EUR pro Jahr festgelegt wurde und die zur Hälfte, nicht ganz zur Hälfte, vom Bund, nämlich nur zu 47 Prozent, aber zu 53 Prozent von der Stadt Wien getragen wird. Es war auch klar, dass diese offene Restverschuldung wie vereinbart - es sind eben diese 1,5 Millionen EUR - zu gleichen Teilen von der Stadt Wien und der Theater in der Josefstadt Betriebs GmbH aufgebracht wird. 

Dieser Antrag über den Anteil der Stadt, diese 750 000 EUR, liegt heute nun vor, wobei eben diese Sondersubvention auf die Jahre 2006 bis 2010 aufgeteilt wird und somit im heurigen Jahr 150 000 EUR gewährt werden und zum Tragen kommen. 

Wir sind in Wien stolz darauf, dass wir gerade auch in der Kulturpolitik unsere Versprechen halten. Die sozialdemokratischen KulturpolitikerInnen stehen zu dem, was sie zugesagt haben und sind auch bereit, dieses Paket, das gemeinsam mit dem Bund ausgehandelt wurde, nicht scheitern zu lassen. Es ist für uns auch ganz wichtig, dass wir nach Schaffung der Stiftung dem neuen Team mit Herbert Föttinger als künstlerischem Leiter und der neuen Stiftungsgesellschaft einen Neustart ermöglichen und nicht von vornherein gleich wieder mit Schulden in eine neue Betriebssaison gehen lassen, denn die Josefstadt ist ein hervorragender Kulturbetrieb und wir wollen auch die BesucherInnen und die AbonnementInnen nicht enttäuschen. 

Wien ist wie immer anders im Gegensatz zum Bund, denn dort wissen wir noch nicht, was auf den Bund und die Bundestheater zukommt, nachdem die Deckelung des Bundestheaterbudgets auf Dauer wahrscheinlich nicht nur die Volksoper in eine Existenzkrise schlittern lassen wird. 

Mit der Bestellung von Herbert Föttinger im Juli 2005 als künstlerischem Leiter bin ich auch ganz sicher, dass ein Generationenwechsel eingeleitet wurde und gleichzeitig aber auch das Ziel erreicht wird, die Identität des so traditionsreichen Hauses weiter zu führen. Herbert Föttinger hat vor wenigen Tagen bereits den Spielplan für die nächste Saison vorgestellt. Er hat hervorragende Schauspieler besetzt. Er hat ausgewählte Stücke gefunden, die sowohl an die Tradition des Hauses anknüpfen als auch sich zum Heute öffnen, zu einer zeitgenössischen Dramatik und Ästhetik und wo auch die Tradition des psychologischen Realismus, der in diesem Theater immer gepflegt wurde, fortgesetzt wird. 

Wie gesagt, ein neues Team mit einem neuen künstlerischen Leiter, aber auch der Stiftungsvorstand hat mittlerweile strukturelle Maßnahmen gesetzt, um in kaufmännischer Hinsicht eine solide Ausgangsposition für das Theater zu erreichen. Wir sind sehr froh, dass wir es auch in Zukunft als zentrale Dienststätte sichern und erhalten werden können. Schon in dieser Saison haben sich die ersten Erfolge gezeigt. In der laufenden Saison wurde mit 230 000 Besuchern bereits eine Auslastung von 81,7 Prozent erreicht, in den Kammerspielen lag sie sogar bei 86 Prozent. Wir sind stolz, dass die Eigendeckung des Hauses bereits 40 Prozent beträgt. 

Ich ersuche daher um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Ich habe keine Wortmeldung mehr, damit ist die Debatte geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. Er verzichtet. Damit kommen wir sofort zur Abstimmung. 

Wer für dieses Geschäftsstück ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und SPÖ fest. Damit ist das Geschäftsstück mehrstimmig angenommen. 

Wir kommen zur Postnummer 18, Subvention an die Reed Messe Wien GmbH. Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Mag Straubinger, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Mag Sybille Straubinger: Ich bitte um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Ebinger. Ich erteile es ihm.

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke, Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! 

Meine Damen und Herren, ich kann es kurz machen. Wir haben im Ausschuss schon darüber diskutiert. Bei diesem Aktenstück handelt es sich um eine 30 000 EUR-Subvention, die die Stadt Wien für die Reed Messe VIENNAFAIR 2006, also für die Kunstmesse im Prater zur Verfügung stellt. Meine Kritik war: Die ganze Veranstaltung ist gewinnorientiert mit international renommierten Galeristen und kostet ungefähr eineinviertel Millionen Euro. Davon sind ungefähr 1 050 000 EUR eigenfinanziert, ungefähr 120 000 EUR gesponsert, 45 000 EUR Bund-Subvention und 30 000 EUR von Wien. 

Meine Frage war, so eine kleine, wunzige Subvention für eine Veranstaltung, die gewinnorientiert ist - das muss ja irgendwas sein, was praktisch mit der Gewinnorientierung nicht abgedeckt werden kann. Leider konnte mir der Herr StR Pokorny das nicht so genau beantworten. Er hat zwar versprochen, er wird es tun. Ich habe mich aber mit dem Obmann der Galeristen in Verbindung gesetzt und der hat den Veranstalter gefragt. Das dient tatsächlich dazu, gewissen kleinen Galerien aus südöstlichen Nachbarstaaten die Möglichkeit zu eröffnen, daran teilzunehmen und ihren Beitrag zu unterstützen, weil es ja für die Galerien nicht billig ist, hier auszustellen. Wir haben im Ausschuss dagegen gestimmt. Aber nachdem für mich jetzt alles klar ist und diese Veranstaltung eine wunderbare Messe ist, die international an Stellenwert hoffentlich noch wachsen wird, werden wir dem Aktenstück zustimmen. - Danke. (Beifall bei der FPÖ)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Wortmeldung liegt mir keine mehr vor. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Mag Sybille Straubinger: Ja, ich kann es kurz machen. Sie haben hier die offene Frage auch selbst beantwortet. Ich will nur die Gelegenheit nützen, den VeranstalterInnen zu gratulieren. Es ist das zweite Mal, dass diese Messe mit über 100 Galerien, über 1 000 KünstlerInnen und über 12 000 Besucher-
Innen stattgefunden hat und das sind um 17 Prozent mehr als im Vorjahr. Wenn dieser Weg mit diesem Rahmenprogramm und auch mit diesen vielen Veranstaltungen, die sich mit Kunstthemen auseinander setzen - Diskussionen, Symposien - so weitergeht, dann wird das ein ganz wesentlicher Beitrag auch für die Kulturstadt und vor allem für die zeitgenössische Kulturstadt Wien sein.

Ich bitte um Zustimmung zum Akt. - Danke.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Wer für den Antrag der Berichterstatterin ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Einstimmigkeit fest.

Damit kommen wir zur Postnummer 20, Subventionen an das Architekturzentrum Wien. Eine Wortmeldung liegt mit nicht vor. Wir können daher sofort zur Abstimmung kommen. 

Wer für das Geschäftsstück ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP, SPÖ und den GRÜNEN fest. Damit ist das Geschäftsstück mehrstimmig angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 21, Wiener Kinoförderung. Ich bitte den Herrn Berichterstatter, Herrn GR 
Baxant, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Petr Baxant: Meine Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Stefan.

GR Mag Harald Stefan (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Es geht um die Kinoförderung und es wurde ein neues System erfunden, ein Punktesystem. Wir verhehlen nicht, dass wir dieses Punktesystem für nicht sehr gelungen erachten. Es geht darum, dass 300 000 EUR Kinoförderung pro Jahr zur Verfügung gestellt werden, davon 75 Prozent Prämienförderung und 25 Prozent Subvention für gesonderte Projekte. Und um diese Prämienförderung geht es. 

Hier können jetzt Kinos Punkte erwerben, indem sie bestimmte Filme oder bestimmte Arten von Filmen spielen, also Kurz- und Experimentalfilme drei Punkte, Eigenimporte und Filme ohne Verleih drei Punkte, Filme in Fremdsprache, allerdings nicht Englisch, Französisch, Spanisch oder Italienisch, zwei Punkte. Da könnte man zum Beispiel “Tal der Wölfe-Irak“ sicherlich sehr punktefördernd aufführen. Das ist ja nur in Türkisch gezeigt worden und hat, soviel ich weiß, auch sehr viele Besucher gebracht. Also das ist ein doppelter Erfolg. Vielleicht gibt es Nachfolgeproduktionen und da können sich dann die Kinos zusätzlich freuen.

Tatsache ist jedenfalls, dass hier Punkte vergeben werden. Es wird damit klargemacht, dass der, der mehr derartige Filme zeigen kann, mehr Punkte erwerben kann und daher mehr Subvention bekommt. Wer kann es sich leisten, solche Filme zu zeigen, die meistens wirtschaftlich – bis auf “Tal der Wölfe“ – nicht besonders attraktiv sind? Sicherlich jene Kinos, die mehrere Säle zur Verfügung haben und daher möglicherweise einen Saal für derartige Filme abstellen, hier gezielt derartige Filme zeigen und damit übers Jahr Punkte sammeln. Als Ergebnis haben dann die großen Kinos, die an sich schon einen wirtschaftlichen Vorteil haben, hier die Möglichkeit, noch zusätzliche Subventionen abzuschöpfen, genau die, die dann den anderen, den kleinen Kinos fehlen. Also das ist ein Schritt genau in die falsche Richtung. 

Es ist immer wieder festgestellt worden, dass Wien extrem viele Kinoplätze hat, dass hier ein Verdrängungswettbewerb stattfinden wird und bereits stattfindet. Aber wenn man sich jetzt in diesem Verdrängungswettbewerb auch noch durch eine derartige Konstruktion auf die Seite der Großen stellt, die an sich schon mit ihrem Kapital hineinfahren und die Kleinen an den Rand drängen, vor allem gerade diejenigen, die hochwertigere Filme zeigen wollen, dann ist das jedenfalls ein Weg in die falsche Richtung, das Signal in die falsche Richtung. Wir lehnen das daher ab.

Es ist zudem, wie bei allen derartigen Systemen, immer sehr problematisch, was man für einen großen Aufwand betreiben muss, zum Teil natürlich auch auf Grund der Definition. Zum Beispiel: Kurzfilme sind Filme mit einer Maximallänge von 59 Minuten, wobei nur Kurzfilmprogramme mit einer Mindestlänge von 50 Minuten gewertet werden. Also das ist schon ganz witzig, da muss man schon sehr genau schauen, dass man die 59 Minuten hier nicht überschreitet, die 50 Minuten nicht unterschreitet. Es wird sicherlich ein großer Aufwand dahinter sein, diese Punkte zu vergeben. Im Endergebnis, wie gesagt, ist zu befürchten, dass sie möglicherweise an die falschen Kinos gehen werden. Letztlich geht es um 225 000 EUR für ganz Wien. Also so gesehen, ist das ein Tropfen auf dem heißen Stein. Auf der anderen Seite ist es zu viel Geld, um es falsch auszugeben.

Wir sind jedenfalls gegen dieses System und stimmen daher gegen den Antrag. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Schreuder. Bitte schön.

GR Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Im Gegensatz zur Freiheitlichen Partei stimmen wir dieser Kinoförderung zu. Wir beschließen heute eine neue Kinoförderung, die aus Mitteln des Kulturbudgets bezahlt wird und es werden der Inhalt der Filme und die künstlerische Qualität der Filme bewertet. Das ist objektiviert und ist ein Grazer Modell, das jetzt sozusagen für Wiener Verhältnisse angepasst wurde und dem stimmen wir prinzipiell einmal zu.

Worum es mir aber geht, ist, dass mit dieser Kinoförderung etwas anderes wegfällt. Prinzipiell ist es ja gescheit, wenn man sagt, wir sagen, das eine ist Investitionsförderung, das andere sind die Inhalte, die wir fördern. Es ist richtig, aus dem Kulturbudget sollte man die Inhalte und die künstlerische Qualität fördern. 

Was ist allerdings mit den kleinen Kinos, die wir in der Stadt haben, die keine Förderung mehr bekommen, wenn es um die Investitionen geht? Da sehen wir mit der neuen Förderung ein großes Problem, weil sie de facto für die kleinen Kinos in Wien auch eine Kürzung bedeutet.

Was nämlich weit über eine kulturpolitische Frage hinaus geht, ist die Frage der kulturellen Nahversorgung und dessen, was damit verbunden ist. Ein kleines Kino in einer urbanen innerstädtischen Straße belebt die Straße, macht diese Straße qualitativ interessant und hat zur Folge, dass dort Lokale existieren und auch besucht werden, weil dort Menschen unter anderem auch ins Kino gehen. Dazu gibt es Arbeitsplätze, die mit diesen Kinos verbunden sind, es gibt Zulieferer und Zulieferinnen, die dort Getränke, Popcorn oder sonstwas hinliefern, und so weiter.

Also wenn wir sagen, wir wollen spannende, innerstädtische Straßen im urbanen Bereich mit interessantem, tollem Kinoprogramm, dann stellt sich sehr wohl die Frage, wie helfen wir diesen Kleinkinos. Der Herr Kollege Stefan hat es ja schon gesagt, es gibt kaum eine europäische Stadt mit so vielen Kinositzplätzen wie Wien, was damit zu tun hat, dass in den 90er Jahren ein Multiplex nach dem anderen genehmigt wurde und der Konkurrenzdruck darum umso höher wurde. Wie gestalten wir es, dass diese kleinen und Mittelkinos überleben können? 

Gleichzeitig sind wir gerade in einer Zeit, wo die Kinolandschaft vor großen Erneuerungen steht und sich ziemlich vieles ändert, allem voran die Digitalisierung der Kinos. Die Digitalisierung der Kinos bedeutet für kleine Kinos etwas ziemlich Spannendes. Filmrollen müssen nicht mehr geholt und kiloweise herangeschleppt werden, sondern man bekommt nur noch eine Festplatte. Man muss nicht mehr stundenlang Kinorollen aufbauen und vorbereiten, bis der Film gezeigt werden kann, sondern man braucht die Festplatte nur anstecken und den Film starten. Der Zugang zu Filmen ist wesentlich leichter. Die Verleiher könnten, wenn sie wollen, länger ihre Filmrechte behalten. Filme sind leichter erreichbar. Man kann schneller einmal ein spezielles Programm machen, weil die Filme einfach holbar sind. Später ist sogar geplant, dass das sogar über einen Satelliten geht, dass heißt, dann ginge es sogar über Knopfdruck. Noch sind wir nicht so weit, noch geht es über Festplatten, das weiß ich. Aber wir stehen vor großen Erneuerungen der Kinolandschaft. Das Kino wird in den nächsten 10 bis 20 Jahren nicht mehr so sein, wie wir es heute mit dem Vorführwagen und den großen Rollen kennen. Das wird sich wirklich ändern.

Diese kleinen Kinos fragen sich jetzt natürlich: Wie können wir das machen? Die Multiplexe können sich das leisten, die haben ein Geschäft, die digitalisieren, Hollywood zahlt mit, weil die dann dafür wieder ein eigenes Modul haben, damit so nur Hollywood- und Blockbusterfilme gezeigt werden können. In diesem Umfeld stellt sich wirklich die Frage, und das ist eine kulturpolitische, eine wirtschaftspolitische und eine urbane Frage: Wollen wir diese kleinen Kinos so, wie sie in der Innenstadt sind, behalten?

Früher, als die Finanzstadträtin Ederer hieß, gab es völlig korrekterweise Kinoförderung aus zwei verschiedenen Töpfen, aus dem Kulturressort und aus dem Finanzressort. Das ist irgendwie plötzlich eingeschlafen und gibt es nicht mehr. Wir sind sehr wohl der Meinung, dass statt einer Kürzung, die jetzt de facto da ist, aus dem Finanzressort sehr wohl Förderungen für Klein- und Mittelkinos in Wien vergeben werden können. 

Daher werde ich diesen folgenden Antrag einbringen und zwar auf Zuweisung an den Ausschuss für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke:

„Der Gemeinderat der Stadt Wien ersucht den Stadtrat für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke angesichts der technischen Neuerungen ein Investitionsfördermodell für Klein- und Mittelkinos zu entwickeln. Ziel dieses Modells soll der Erhalt von Klein- und Mittelkinos im urbanen Raum sein.“ 

Das Wichtigste für diese Stadt muss es doch sein, dass die Leute ins Kino gehen und sich, wenn es geht, auch die guten Filme anschauen. - Vielen Dank. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Ing Mag Dworak. Bitte schön.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Die Kinobesuche sind im letzten Jahr um zirka 18 Prozent zurück gegangen. Das letzte Jahr ist mit dem schlechten Jahr 1997 vergleichbar. Und in dieser für die Kinos angespannten Zeit kommt eine neue Kinoförderung in Wien! Übrigens gingen die Besucherzahlen in den ersten zwei, drei Monaten um weitere 2 Prozent zurück. Auch das ist kein hoffnungsfrohes Signal für die Kinos. 

Die bisherige Kinoförderung war anscheinend kompliziert und angeblich zu wenig treffsicher. Bisher gab es zirka 730 000 EUR. Dieser Betrag war, wie schon gesagt, in 50 Prozent Investitionsförderung und 50 Prozent Programmförderung aufgeteilt. Dabei hat man einen Kinoauszeichnungspreis für Kinos mit künstlerisch besonders wertvollem Programm vergeben und auch einen Kinoförderungspreis.

Da jedoch bis Ende 2004 durch die Deckelung der Förderbeträge und der Kompliziertheit des Systems Geld übrig geblieben ist, hat man dieses im Vorjahr dazu verwendet, um die Kinoförderung 2005 daraus zu machen. Das Geld wurde vergeben, natürlich deutlich weniger als in den Vorjahren. Man ließ eine Studie erstellen und dann hat man das Förderungskonzept aus Graz abgekupfert.

Warum sollte man etwas Eigenes erfinden, wenn es in anderen österreichischen Städten, übrigens eine ÖVP-geführte Landeshauptstadt, gescheite Lösungen gibt. Fertig war die Wiener Kinoförderung.

Anschließend haben sich im letzten Herbst zur Vergabe der Punkte die Kinobetreiber zwei Tage zusammengesetzt und man hat gemeinsam die Grundlage für die so genannte Punktevergabe entschieden. Die Punkte sind neben der Basisförderung von 8 000 EUR die Grundlage dafür, wie viel der einzelne Kinostandort erhält. Obwohl gegen die vollkommene Streichung der bis dahin gültigen Investitionsförderung Beschwerde eingelegt wurde, musste man sich mit der künstlerischen Förderung allein zufrieden geben, sonst hätte man nämlich nichts bekommen. Selbst der drastische, händeringende Appell an den Herrn Bürgermeister hat nichts geholfen! Dass es dann auch noch weniger wurde, hat man nicht erwartet.

Mit der Streichung der Investförderung - diese kam immer aus dem Bereich des Finanzstadtrates, wie mein Kollege Schreuder vorhin schon gesagt hat, und wurde nur aus organisatorischen Gründen mit den Förderungen des Kulturamtes ausbezahlt - kam nun der Herr Kulturstadtrat auf die Idee, anstelle der alten Prämienförderung von 365 000 EUR diese Förderung zu kürzen. Gesagt getan. Die Kinobetreiber wurden allerdings lange Zeit über die tatsächliche Höhe im Unklaren gelassen. Man reduzierte nun auf 300 000 EUR. 

Aus der Sicht des Finanzstadtrates ein gutes Geschäft. Man ersparte sich mit der ersatzlosen Streichung der Kinoförderung 365 000 EUR. Ausreden gab es: Man finanziere ja auch keine anderen Wirtschaftsbetriebe wie Buchhandlungen. So stimmt das nicht. Die Ankaufspolitik der Stadt Wien beispielsweise mit mehr als über 500 000 EUR bei der zeitgenössischen bildenden Kunst wird teilweise über Galerien gemacht und die sind bekannterweise auch Wirtschaftsbetriebe. 

Aber ich brauche nicht aus dem Kulturbereich reden, sondern hier geht’s um den Finanzbereich und hier werden die Wiener Einkaufsstraßen auch mit eineinhalb Millionen Euro zusätzlich gefördert. Und wie sollen die Filmproduzenten ihre teils hochsubventionierten Produkte an das Publikum bringen, wenn nicht über das Kino? ORF, Videotheken, Buchhandlungen sind zu wenig, um die Filme einer breiten Öffentlichkeit anzubieten. Da muss ich noch an etwas denken. Ich muss nämlich an das Gartenbaukino denken. Hier muss man allein für die Aufrechterhaltung des normalen Spielfilmprogramms von der Stadt 310 000 EUR aufwenden. Also 10 000 EUR mehr als für die Kinoförderung für alle Kinos in Wien! Das kann doch eigentlich auch nicht sehr gerecht sein! 

Die Viennale, die übrigens im Gartenbaukino spielt, wird noch einmal mit rund 1,3 Millionen EUR gefördert. Ich frage mich, ob dieses Kino, wo manchmal verdammt wenige Besucher zu finden sind, unbedingt mit 310 000 EUR gefördert werden muss? 

Die ÖVP fordert anstelle der bisherigen Investitionsförderung der Wiener Kinos einen adäquaten Ersatz für diese Förderung. Investitionsfreudigen Betrieben soll es möglich gemacht werden, die Infrastruktur auf die aktuellen Bedürfnisse des Kinopublikums anzupassen. Weiters fordern wir die Aufstockung der Programmförderung auf zumindest 365 000 EUR und abschließend die Evaluierung des Punktesystems in regelmäßigen Abständen, um zu verhindern, dass nur einige wenige Betriebe von dieser Förderung profitieren. 

Die ÖVP wird der Wiener Kinoförderung nicht zustimmen, da die Investitionsförderung ersatzlos gestrichen wurde und der Betrag für die Programmförderung um fast 20 Prozent reduziert worden ist. – Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Dr Vitouch. Bitte schön

GRin Dr Elisabeth Vitouch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Ich wollte es eigentlich kurz machen und es mit einem Kinotipp bewenden lassen. Jetzt muss ich doch ein paar historische Unwahrheiten richtig stellen. Zum Beispiel ist bis Ende 2004 die Wiener Kinoförderung im Auftrag der Stadt Wien vom Verband der Lichtspieltheater-Unternehmer und -Unternehmerinnen und Audiovisionsveranstalter abgewickelt worden und wurde nie ausgeschöpft. Also was macht man mit Geld, das nicht ausgeschöpft wird? Man überlegt sich eine andere Möglichkeit, es den Klein- und Mittelbetrieben, denn die werden ja gefördert und nicht die Cineplexe, zukommen zu lassen. Daher stimmen wir heute über einen Rahmenbetrag für diese Förderung ab. Und da muss ich auch wieder Äpfel und Birnen auseinander klauben. Wir stimmen keinesfalls über die Richtlinien ab. Die liegen als Information dem Akt bei und über die werden in den nächsten Wochen auch noch alle Beteiligten, die diese vorläufigen Richtlinien konsensuell erarbeitet haben, nämlich der Verband der Lichtspielunternehmer, die MA 7 Kultur und der Filmfonds Wien, weiter beraten, bis diese Richtlinien genau den Wünschen entsprechen, bis diese Richtlinien ganz genau die Bedürfnisse der Klein- und Mittelbetriebe der Lichtspieltheater abdecken. 

Vielleicht noch eine ganz kurze Korrektur den Herrn Mag Stefan und auch den Ing Mag Dworak betreffend, was die kommerziellen Erfolge österreichischer Filme betrifft. Sie erinnern sich nicht zufällig daran, dass “Hinterholz 8“ der erfolgsreichste österreichische Spielfilm der letzten 20 Jahre war? Erfolgreich nicht mit Preisen, erfolgreich mit Besucherzahlen. Das war zum Beispiel ein Film, der vom Filmfonds Wien gefördert wurde. Er würde auch Punkte bekommen haben, denn Punkte gibt’s ja für einiges. Diese Prämienförderung, die vorgesehen ist und für die 75 Prozent des Rahmenbetrags verwendet werden sollen, zieht ja verschiedene Kriterien heran. Diese so genannte künstlerische Wertigkeit misst Verschiedenes. Sie misst zum Beispiel, ob ein Kino Kinder- und Jugendfilme anbietet und nicht nur, ob das jetzt ein europäischer Film ist oder ein heimischer und ob ein ausländischer europäischer Film vielleicht in Originalfassung gespielt wird. Nein, es gibt eben zum Beispiel auch die Kurzfilmprogramme, zum Beispiel Kinder- und Jugendprogramme und eine zusätzliche Subvention. Für kinokulturelle Projekte werden Filmwochen, Rahmenprogramme, Veranstaltungen rund um Film, Ankündigungen, Prospekte, et cetera mitgefördert.

Ich sollte vielleicht noch erwähnen, dass die Filmförderung in Wien sehr gut funktioniert. Der Filmfonds Wien hat zum Beispiel die europäische Regionalförderung Cineregio initiiert, die von allen europäischen Filminstituten übernommen wurde und die Erfolge sind künstlerisch und kommerziell wunderbar. 

Aber ich möchte nicht die Filmförderung und die Kinoförderung mischen. Kommen wir jetzt noch einmal auf die Kinoförderung zurück. Bei dem Rahmenbetrag, den wir heute beschließe, handelt es sich nicht nur um diese 300 000 EUR, sondern man muss im Hinterkopf immer noch Kinos wie das Gartenbau, das Metro, das Stadtkino und das Filmmuseum dazurechnen, die bei dieser Klein- und Mittelbetriebsförderung jetzt nicht mehr ansuchen können, weil sie schon vorher beteilt wurden und zwar mit, man könnte sagen, rund 100 000 EUR. Letztendlich geben wir dann für die Kinos auch schon wieder 400 000 EUR aus, nur was den Vorwurf der Kürzung hier betroffen hat. 

Im Übrigen muss man sagen, dass noch 2006 diese neue Prämienförderung gelten soll und dass ich denke, dass wir das konsensuell schon mit allen, mit den Verbandsmitgliedern, mit dem Filmfonds Wien und der MA 7 Kultur in langen Beratungen besprochen haben und das ein sehr effektives Mittel zur Förderung der Klein- und Mittelbetriebe sein wird.

So, jetzt kann ich nur noch sagen, ich würde mir wünschen, dass es auf Bundesebene etwas mehr für den Film gibt. Ich würde mir vor allem vom ORF wünschen, der hier viel mitfinanziert hat wie zum Beispiel “Artikel 7 unser Recht“, dass er das auch ausstrahlen würde, denn das würde sowohl den Kinos als auch dem Fernsehen etwas nützen. 

Und schlussendlich freue ich mich nicht nur, dass heute um 20.40 Uhr auf arte “Darwin’s Nightmare“ von Hubert Sauper gezeigt wird - Cäsar, Oscar-Nominierung et cetera -, im ORF dann am 3. Mai auch noch zu sehen, sondern ich freue mich auf den Film “Der Kaiman“, lange angekündigt, der sich in parodistischer Form mit dem lieben Freund unseres Herrn Bundeskanzlers, dem italienischen Ex-Ministerpräsidenten Silvio Berlusconi beschäftigt. Wenn er anläuft, schauen Sie sich das an! (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Wortmeldung liegt mir keine mehr vor. Der Herr Berichterstatter hat auf sein Schlusswort verzichtet. Damit kommen wir sofort zur Abstimmung des Geschäftsstückes.

Wer für das Geschäftsstück ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung bei 


SPÖ und GRÜNEN fest. Damit ist dieser Antrag mehrstimmig angenommen.

Ich lasse nun über den Beschluss- und Resolutionsantrag der GRÜNEN betreffend Investitionsförderungen für Klein- und Mittelkinos abstimmen. Es ist die Zuweisung des Antrags beantragt.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Die Zuweisung ist einstimmig beschlossen.

Damit kommen wir bereits zur nichtöffentlichen Sitzung und ich darf die Herren auf der Galerie bitten, diese zu verlassen. 

(Ende der Sitzung um 15.01 Uhr.)

